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Stellungnahme Gesundheitsausschuss Alice‐Hospital 

Das ALICE‐HOSPITAL Darmstadt zählt zu den führenden Belegarzt‐Krankenhäusern Deutschlands. Als 

Krankenhaus mit Tradition praktiziert es bereits seit über 125 Jahren das Prinzip der Integration von 

ambulanter und stationärer Behandlung. Zu den Schwerpunkten zählen die Kardiologie mit über 3.000 

Herzkatheter‐Untersuchungen  pro  Jahr  und  der  Chest  Pain  Unit,  die  Geburtshilfe  mit  über  1.600 

Geburten, die Chirurgie und Urologie mit jährlich über 6.000 Operationen, sowie die Innere Medizin 

mit weit über 600 Koloskopien pro Jahr. 

Medizinische Versorgung von jährlich über 200.000 Menschen 

Am Alice‐Hospital sind über 600 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beschäftigt. Hinzu kommen weitere 

600 Beschäftigte in den Darmstädter Kinderkliniken Prinzessin Margaret und den Tochterfirmen. Auf 

dem Gelände des Alice‐Hospitals werden jährlich über 200.000 Menschen in den Praxen und Kliniken 

ambulant  und  stationär  behandelt.  Das  Alice‐Hospital  ist  damit  einer  der  wichtigsten 

Gesundheitsversorger im Kreiß Darmstadt‐Dieburg. 

Träger  des  Alice‐Hospitals  ist  die  Stiftung  Alice‐Hospital.  Als  solche  wurden  alle  erwirtschafteten 

Überschüsse in den letzten 20 Jahren in den Erhalt und Ausbau der Kliniken, als auch in die Förderung 

des  Personals,  der  medizinischen  und  technischen  Ausstattung  und  für  eine  patientenfreundliche 

Versorgung reinvestiert. Als Stiftung gibt es keine weitere Institution (Kommune oder Kreis), die uns in 

den  letzten  Jahren  über  die  Erlöse  mit  den  Kostenträgern  oder  Fördermittel  des  Landes  hinaus 

finanziell unterstützt hätten.  

Kostensteigerung vom mehr als 10 Prozent 

Die  Sachkosten  stiegen  in  den  letzten  12 Monaten  um  10,42 %  (Quelle  – Orientierungswert  nach 

Berechnung von DESTATIS). Diesen Kostenanstieg sehen wir auch tatsächlich vor Ort. Wir haben hohe 

Preissteigerungen bei Verbrauchmitteln, Arzneimitteln, med. Bedarf, Versicherungen (z.B. Haftpflicht) 

und in der EDV. 

Nach  einem moderaten  Lohnkostenanstieg  von  4,3 %  in  2023 werden  die  Personalkosten  in  2024 

insgesamt über 11 % steigen. 
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Die  aktuell  gültigen  Regelungen  zur  Erhöhung  der  Landesbasisfallwerte  werden  diese 

Kostensteigerungen in keiner Weise auffangen. 

Durch die hohe Inflation, die Personalkostensteigerung in diesem und im kommenden Jahr, sowie die 

hohen Energiekosten werden wir voraussichtlich in 2023 und 2024 erstmals einen Verlust in Höhe von 

1,5 Mio. € bei einem Umsatzvolumen von 30 Mio. € „erwirtschaften“. Dieser Verlust wird im Gegensatz 

zu Kliniken in kommunaler Trägerschaft durch keine Steuergelder ausgeglichen. 

Ein  Ausgleich  der  Verluste  durch  eine  Leistungssteigerung  ist  kaum  möglich.  Der  Ausgleich  des 

Verlustes  kann  nur  durch  eine  Einschränkung beim Personal  erfolgen. Wir müssen  alle  freiwilligen 

Leistungen wie Unterstützung bei der Kinderbetreuung, freiwillige betriebliche Altersversorgung, Fort‐ 

und Weiterbildung,  Jobticket  und  natürlich  auch  Personalkosten  in  pflegfernen  Bereichen  auf  den 

Prüfstand  stellen.  Dies  alles  wird  zu  einer  weiteren  Unzufriedenheit  beim  Pflegepersonal  und  zu 

Einschränkungen bei der medizinischen Versorgung führen. 

Wir bitten Sie daher der Forderung der Verbände DKG, HKG, Verdi und anderen zu entsprechen und 

durch die Verabschiedung eines „Vorschaltgesetzes“ diese hohen Kostensteigerungen auszugleichen 

und somit eine weitere sehr gute medizinische Versorgung in Deutschland sicherzustellen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Marcus Fleischhauer 

Kaufmännischer Geschäftsführer 

Alice‐Hospital Darmstadt 
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Anhörung am 18.10.2023 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
der Gesundheitsausschuss wird am 18.10.2013 über zwei Anträge beraten, in denen es um ein 
Vorschaltgesetz zu der geplanten Krankenhausstrukturreform geht.  
Wir sind als kleines Krankenhaus der Grundversorgung unmittelbar und in besonderem Maße 
von der aktuellen Krise der deutschen Krankenhäuser betroffen. Unser testierter Bilanzverlust 
im Jahr 2022 beträgt -744 T€. Unser Defizit ist vollumfänglich auf zwei Ursachen zurückzufüh-
ren.  

1) Der fehlende Inflationsausgleich infolge eines nicht kostendeckenden Landesbasisfall-

wert im Jahr 2022 (-421 T€).  

2) Die nicht kostendeckende Vergütung der Notfallversorgung (-323 T€).  

Mit einer leistungsgerechten, kostendeckenden Vergütung könnten wir – auch als kleines 
Krankenhaus – jedes Jahr ein ausgeglichenes Bilanzergebnis erwirtschaften. Aufgrund der an-
haltend ruinösen Betriebskostenfinanzierung rechnen wir im Jahr 2023 mit einem Bilanzverlust 
von 1,1 Mio €. Das Jahr 2024 wird ebenfalls mit einem Bilanzverlust in dieser Höhe ausgehen, 
da die Strukturreform frühstens ab dem 1.1.2025 greifen wird. Schon alleine deswegen ist ein 
Vorschaltgesetz, das einen Inflationsausgleich beinhaltet, sinnvoll und notwendig. Auch mit der 
angekündigten kostenneutralen Strukturreform kann man davon ausgehen, dass sich an der 
defizitären Betriebskostenfinanzierung nichts ändern wird. Seit Jahren muss unser Träger, die 
Stadt Stockach, die Verluste aus der defizitären Betriebskostenfinanzierung ausgleichen. Der 
Stadt Stockach (Träger) ist die wohnortnahe medizinische Versorgung jedes Jahr mindestens 1 
Mio. € wert, da auch die Abschreibung auf eigenmittelfinanzierte Investitionen vom kommuna-
len Träger ausgeglichen wird.   
 
Aufgrund der Schließung von zwei Krankenhäusern in unserem Einzugs- und Versor-
gungsgebiet im Jahr 2022 (Pfullendorf) und im Jahr 2023 (Radolfzell) müssen wir mehr 

Ihr Zeichen:  Unser Zeichen:  Ihre Nachricht vom:  Datum: 

  

 

 

 

 

 09.10.2023 

    

_ 

   
  Am Stadtgarten 10, 78333 Stockach  
  Telefon: (07771) 803-100 
   Handy: 0174 / 52 15 033 
   Mail: m.hanke@kh-stockach.de 
   IK-Nr.: 260831573 
 

                             

Krankenhaus Stockach GmbH  
Geschäftsführung  

mailto:gesundheitsausschuss@bundestag.de
verluedtkean
Ausschussstempel - mehrzeilig



 

Bankverbindungen:   Konto-Nr. 6003529 bei Sparkasse Stockach (BLZ 692 517 55) 
                                  Konto-Nr. 44163403 bei Volksbank Stockach e.G. (BLZ 690 618 00) 

Städtisches Krankenhaus Stockach, Seite 2 zum Schreiben vom 09.10.2023 

Patienten versorgen. Dazu kommen die Flüchtlinge, die unsere Notfallambulanz ebenfalls 
gerne in Anspruch nehmen. Unsere Operateure vergeben für elektive Eingriffe bereits jetzt OP-
Termine ab Mitte 2024. Dies ist eine zwangsläufige Folge der aktuellen Gesundheitspolitik, die 
ganz offensichtlich auf eine Reduzierung der stationären (und ambulanten) Leistungserbringer 
abzielt. Zustände wie in Großbritannien, wo Menschen mit starken Schmerzen viele Monate 
lang auf eine Hüft- / Schulter- oder Knie- Endoprothese warten müssen, werden jetzt auch in 
Deutschland normal bzw. zur Realität. Lange Wartezeiten gibt es auch in den Notfallambulan-
zen der Kliniken. Im geplanten Transparenzgesetz sollten auch die Wartezeiten in der Not-
fallambulanz und auf OP-Termine als Qualitätskennzahl aufgenommen werden. Dann 
könnte man sehen, wie sich die Versorgungswirklichkeit dank der Strukturreform in Deutsch-
land verändert.   
 
Eine kostenneutrale Krankenhausstrukturreform bedeutet, dass es lediglich zu einer Um-
verteilung der Patientenkollektive und der mit ihnen verbundenen Erlösbudgets von den 
kleinen Kliniken zu den großen Kliniken kommen soll. Begründet wird dies mit einer angebli-
chen Qualitätsverbesserung durch eine Leistungszentralisierung. Die Behauptung einer Quali-
tätsverbesserung ist für die Grundversorgung durch keine wissenschaftliche Studie belegt. Die 
pauschale Unterstellung von Qualitätsdefiziten in den kleinen Krankenhäusern ist vielmehr ein 
Schlag ins Gesicht aller Ärzte und Pflegenden, die sich nicht nur während der Coronapandemie 
2020/2021 professionell und mit gutem Erfolg um die ihnen anvertrauten Patienten geküm-
mert haben. Ihre Leistung durch pauschale Unterstellungen herabzuwürdigen und nicht kos-
tendeckend zu vergüten, ist eine große Respektlosigkeit. Die Mitarbeitenden sind entspre-
chend frustriert und demoralisiert. Viele Ärzte und Pflegefachkräfte denken nicht nur ans auf-
hören, sondern reduzieren (auch bei uns) ihren Stellenumfang oder geben ihren Beruf ganz auf, 
was den Fachkräftemangel weiter erhöht.  
 
Die Theorie, dass durch eine Leistungskonzentration (Abbau von KH-Standorten) der Fach-
kräftemangel in den verbleibenden Kliniken behoben werden kann, ist realitätsfern bzw. längst 
durch die Realität widerlegt. Wenn diese Theorie stimmen würde, dürften die verbliebenen Ge-
burtskliniken schon lange keine Personalprobleme mehr haben. Obwohl zwei Krankenhäuser 
(Pfullendorf, Radolfzell) in unserem Einzugsgebiet geschlossen wurden, müssen die Nachbar-
krankenhäuser (Singen, Konstanz) immer noch Bettenzimmer / Bettenstationen schließen, weil 
dort immer noch Personal fehlt.   
 
Durch die Schließung von Krankenhäusern im ländlichen Raum verlängern sich die Fahrtzeiten 
zum nächsten Krankenhaus mit Basisnotfallversorgung erheblich, was gerade älteren und chro-
nisch kranken Menschen erhebliche Schwierigkeiten bereitet.   
 
Die Patienten, die KH-Beschäftigten und die Bevölkerung in unserem Landkreis (Konstanz) 
verstehen mehr und mehr, welche Folgen die aktuelle Gesundheitspolitik hat. Wir haben große 
Sorge, das populistische, antidemokratische Kräfte die verfehlte Gesundheitspolitik aufgreifen 
und für ihre Zwecke missbrauchen. 
 
Von den Energiehilfen und den KHZG-Mitteln ist bisher nur sehr wenig bei uns angekommen. 
Ohnehin wurden nur 30% der beantragten Mittel für die Digitalisierung bewilligt. Das BMG 
neigt dazu, den Krankenhäusern immer neue digitale Anforderungen vorzuschreiben, deren 
Refinanzierung dabei aber zu vergessen. Gerade in der Informationstechnologie sind die Preise 
der Softwareanbieter in den letzten beiden Jahren erheblich angestiegen, die jährlichen IT-
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Kosten haben sich bei uns um 50% erhöht. Das ab dem 1.1.2024 vorgeschriebene elektroni-
sche Rezept erfordert die Einführung einer Medikationssoftware, die uns mindestens 130.000 
€ kosten wird. Die Anschaffungskosten für die Software ID-Medics können wir über die KHZG-
Mittel ganz überwiegend finanzieren. Die Folgekosten (Lizenzkosten, IT-Services, Datenspei-
cher, Schulungskosten, u.v.m.) sind aber weder über die bewilligten KHZG-Mittel noch über 
den Landesbasisfallwert abgedeckt. Das gilt erst recht für die elektronische Patientenakte.  
 
Wenn man im BMG die ambulante Leistungserbringung ernsthaft will, dann muss man dafür 
auch kostendeckende Vergütungen anbieten, dann werden die stationären Leistungserbringer 
sich auch schnell umstellen. Die Vergütungen der ambulanten OP´s sind nachweislich unterfi-
nanziert (s. Zeitschrift „Das Krankenhaus“; Ausgabe 2/2023; Seite 135 ff.). Kein Krankenhaus 
wird freiwillig ambulante Leistungen anbieten, die nicht kostendeckend vergütet werden.  
 
Die Gesundheitspolitiker der Regierungsparteien wären gut beraten, nicht die Augen vor den 
Versorgungsrealitäten zu verschließen. Ansonsten könnte die Realität die verantwortlichen 
Parteien spätestens dann an den Wahlurnen einholen, wenn im Jahr 2029 ein Drittel aller Kran-
kenhäuser geschlossen sind und die fehlenden Krankenhäuser (v.a. auf dem Land) für die Men-
schen bei einem überforderten Rettungsdienst lebensgefährlich werden. Die Politik sollte sich 
auch ehrlich machen und der Bevölkerung klar sagen, das KH-Standorte geschlossen werden 
und die Beschäftigten dieser Einrichtungen in die Arbeitslosigkeit geschickt werden, um den 
Krankenversicherungsbeitrag der GKV stabil zu halten.    
 
Abschließend empfehle ich zum Thema Strukturreform allen interessierten Gesundheitspolit-
kern und Gesundheitspolitikerinnen im Gesundheitsausschuss meinen Artikel in der Zeitschrift 
„Das Krankenhaus; Ausgabe 2/2023; Seite 109 ff.“ 
 

Mit freundlichen Grüßen 

Ihr 

 

 
Michael Hanke 
(Geschäftsführer) 
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Stellungnahme gegenüber dem Gesundheitsausschuss des Deutschen Bundestags zu 
den Folgen der Teuerungskrise in der Krankenhauslandschaft 
 
Sehr geehrter Herr Gürpinar,  
sehr geehrte Mitglieder des Gesundheitsausschuss, 
 
gerne nutzen wir die Gelegenheit, Ihnen für die Anhörung über die Anträge der Fraktionen DIE 
LINKE („Keine Krankenhausschließungen aus wirtschaftlichen Gründen – Defizitausgleich als 
Vorschaltgesetz vor Krankenhausreform“) und CDU/CSU („Vorschaltgesetz jetzt beschließen 
und kalte Strukturbereinigung in der deutschen Krankenhauslandschaft verhindern“) die 
aktuelle Situation unserer Krankenhäuser zu schildern. 
 
Das Klinikum Oberberg befindet sich in kommunaler Trägerschaft und betreibt zwei 
somatische Krankenhäuser und eine psychiatrische Fachklinik im Oberbergischen Kreis 
(NRW) mit insgesamt 1.034 Betten/Plätze. Rund 3.000 Mitarbeiter versorgen jährlich etwa 
34.000 stationäre und 70.000 ambulante Patientinnen und Patienten. Wir sind der größte 
stationäre Versorger im - eher ländlich geprägten - Kreisgebiet. Der Ausfall unserer Einrichtung 
hätte weitreichende negative Folgen für die medizinische Versorgung der Bevölkerung. Ein 
wesentliches Element der Daseinsvorsorge würde wegbrechen. 
 
Infolge des russischen Angriffs auf die Ukraine sind die Preise von Lebensmitteln, über 
medizinische Sachgüter bis hin zu Gas und Strom extrem gestiegen. In Verbindung mit einer 
bestehenden strukturellen Unterfinanzierung wird die ohnehin schwierige wirtschaftliche Lage 
unserer Krankenhäuser dadurch drastisch verschärft. 
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Trotz der gewährten staatlichen Hilfen für die gestiegenen Energiekosten erhalten die 
Krankenhäuser bisher keine ausreichende Kompensation für die inflationsbedingten 
Kostensteigerungen. Weil aber Krankenhäuser einer reglementierten Finanzierungs-
systematik unterliegen, können sie nicht wie andere Wirtschaftsunternehmen ihre Preise 
selbstständig erhöhen, um so auf gestiegene Kosten zu reagieren. Wir müssen daher im 
Wirtschaftsplan für das kommende Jahr hohe Verluste einplanen. 
 
Wenn die Bundesregierung nicht handelt und für einen nachhaltigen Ausgleich der Kosten 
innerhalb des Finanzierungssystems sorgt, werden unsere kommunalen Träger einspringen 
müssen und das Klinikum Oberberg finanziell unterstützen, um unseren Versorgungsauftrag 
weiterhin in vollem Umfang gewährleisten zu können.  
 
Unsere Sachkosten sind von 2021 nach 2022 um 16 Prozent gestiegen. Das entspricht 
Mehrkosten in Höhe von 12,3 Millionen Euro, die zu schultern waren. Die Personalkosten sind 
im gleichen Zeitraum um 7,5 Prozent gestiegen, so dass daraus Mehrkosten in Höhe von 8,3 
Millionen Euro resultierten. Durch Tarifvereinbarungen werden 2024 die Personalkosten 
nochmals um durchschnittlich 7,8 Prozent steigen. Das entspricht zusätzlichen Kosten in Höhe 
von 9,4 Millionen Euro. 
 
Sollte im kommenden Jahr die Refinanzierung der inflations- und tarifbedingten Mehrkosten 
nicht gewährleistet sein, dann wird unser Krankenhaus erstmals Verluste in Millionenhöhe 
ausweisen müssen. Bereits das Betriebsergebnis für 2023 steht trotz den staatlichen 
Hilfszahlungen unter Druck und könnte mit einer leichten Unterdeckung enden. 
 
Uns treffen diese zusätzlichen Ausgaben in einer Zeit, in der wir uns erst langsam von den 
Belegungseinbrüchen durch die Corona-Pandemie erholen. Im laufenden Jahr haben wir 
immer noch nicht das Belegungsniveau von 2019 – also vor der Pandemie – erreicht. 
Gleichzeitig werden immer mehr Behandlungen ambulant erbracht, was eine 
versorgungspolitisch richtige Entwicklung darstellt. Allerdings fehlen dadurch zusätzlich  
stationären Einnahmen. Aktuell liegt unsere Einrichtungen etwa 3 Prozent unter dem 
Leistungsniveau von 2019, so dass dadurch Einnahmen in Höhe von 4 Millionen Euro fehlen. 
 
Die Weigerung der Bundesregierung, die Betriebskosten der Krankenhäuser entsprechend 
ihrer gesetzlichen Verpflichtung nachhaltig abzusichern, wird viele Krankenhäuser in 
wirtschaftliche Turbulenzen stürzen. Wir registrieren so viele Insolvenzen wie nie zuvor. Der 
kalte Strukturwandel beschleunigt sich weiter und die Daseinsvorsorge ist in vielen Regionen 
akut gefährdet, wenn der Bund die steigenden Betriebskosten nicht mittels Vorschaltgesetz 
zur Gesundheitsreform auffängt. Die Folgen für die wohnortnahe Versorgung der Patientinnen 
und Patienten wären dramatisch, denn jeder unkontrollierte Niedergang eines Krankenhauses 
wird eine nicht mehr zu schließende Lücken reißen – selbst dann, wenn es sich um ein 
bedarfsnotwendiges Krankenhaus handeln sollte. 
 
Wir appellieren an Sie, die Not der Krankenhäuser anzuerkennen und im Bundestag für ein 
Vorschaltgesetz zu werben, dass die enormen inflations- und tarifbedingten 
Kostensteigerungen auffängt. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Sascha Klein 
Geschäftsführer 
 



        

  

 

Sehr geehrte Frau Abgeordnete, sehr geehrter Herr Abgeordneter,  

Vorstand und 10.500 Mitarbeitende der Johannesstift Diakonie mit zehn Krankenhäusern in 
Ostdeutschland, die jährlich rund 90.000 Patient*innen stationär versorgen, bitten Sie dringend, die 
durch das derzeitige Vergütungssystem verursachte wirtschaftliche Schieflage abzuwenden. 

Das geltende Vergütungssystem mit einer jährlichen Steigerung der Vergütung, die deutlich unter der 
derzeitigen und absehbaren Steigerung unserer Personal- und Sachkosten liegt, führt automatisch 
und unabwendbar von Jahr zu Jahr zu schlechteren Ergebnissen.  

In diesem Jahr 2023 steigen unsere Personalkosten durch die der Leistung für die Patient*innen und 
der Belastung durch die Inflation angemessenen Tarifsteigerungen (z. B. bis zu 12,55 % für unsere 
Gebäudereiniger*innen) um insgesamt 8,0 %. Viele Lieferanten von unverzichtbaren Leistungen 
setzten derzeit Preissteigerungen im zweistelligen Prozentbereich durch (z. B. Wäschereileistungen 
um 26 %) so dass unsere Sachkosten um insgesamt 18,7 % steigen werden. Dem gegenüber steigt 
der Landesbasisfallwert (d. h. der Preis unserer Leistungen nur um 4,4%). Diese Schere zwischen 
Kostensteigerungen für uns und der wesentlich geringeren Steigerung unserer Einnahmen schlägt 
voll auf die wirtschaftliche Lage unseres Unternehmens durch. Unsere Mitarbeitenden, die während 
der Pandemie hervorragendes geleistet haben, können ihre Leistung nicht einfach noch weiter 
steigern, um die entstehenden Defizite auszugleichen. 

Durch die nun im Entwurf vorliegende Verordnung zum §115f SGB V (Hybrid-DRGs) würden unseren 
Krankenhäusern die Einnahmen im Durchschnitt um rund 1% gekürzt. Auch wenn wir das Ziel, 
ambulant erbringbare Leistungen auch ambulant zu erbringen, voll unterstützen, wird uns dieses 
Geld fehlen, denn mitnichten haben wir die Möglichkeit, unsere Kosten kurzfristig in gleicher Höhe zu 
senken. 

Aus den leichten Überschüssen eines gesunden, leistungsfähigen und kostenbewussten 
Unternehmens werden so zwangsläufig Verluste. Als freigemeinnütziger Träger können wir dem nur 
durch Verzicht auf Investitionen und Einsatz unserer Rücklagen begegnen. Beides trägt nur für 
begrenzte Dauer. Die Möglichkeit kommunaler und landeseigener (Universitäts-)kliniken, auf 
Steuergelder aus Haushalten zurückzugreifen, haben wir als Freigemeinnützige nicht. Wir bitten Sie 
daher, zu handeln, bevor es zu spät ist. 

Eine etwaige Krankenhausreform – wie sie derzeit diskutiert wird – wird nicht rechtzeitig wirken, um 
unwiderrufliche Schäden zu verhindern. Eingestellte Betriebe werden sich nicht einfach wieder neu 
starten lassen. Einfach auszuprobieren, mit wie wenig Krankenhaus es noch irgendwie geht, wäre 
unverantwortlicher Leichtsinn, der sowohl die Gesundheit der Bevölkerung als auch das 
Funktionieren unserer Demokratie aufs Spiel setzt. 
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Die aus unserer Sicht einfachste und sinnvollste Hilfe wäre eine kurzfristige Anhebung der 
Landesbasisfallwerte mit entsprechender Unterstützung des Gesundheitsfonds. Aber auch eine 
Wiederholung der pauschalen Zahlungen pro Planbett oder der Ausgleich negativer Jahresabschlüsse 
oder des darin festgestellten negativen Cashflows wären pragmatische und kurzfristig umsetzbare 
Maßnahmen.  

Untätigkeit des Bundes in dieser existentiellen Frage der Krankenhäuser würde kaum 
abzuschätzende und schwer zu heilende Folgen haben. Bitte lassen Sie es dazu nicht kommen und 
retten Sie die Krankenhäuser jetzt. Nutzen Sie die damit gewonnene Zeit, um in einem geordneten 
Verfahren die bewährten und in der Corona-Krise noch hochwillkommenen Krankenhäuser und ihre 
Mitarbeitenden in ein zukunftsfähiges Gesundheitssystem zu überführen.  

Mit freundlichen Grüßen 

    

Andreas Mörsberger    Prof. Dr. Lutz Fritsche MBA 
Sprecher des Vorstandes   Vorstand Medizin 
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„Es werden leider auch Kliniken sterben, die gar nicht einmal so schlecht sind.“  
(Bundesgesundheitsminister Karl Lauterbach in „Die Zeit“ Nr. 26 Seite 5 vom 15.06.2023)

 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
ich schreibe Ihnen als Geschäftsführer eines Krankenhauses, das „gar nicht einmal so schlecht ist“. Seit 
der Eröffnung am 19.06.1929 ist das Krankenhaus Barmherzige Brüder ein für die Stadt Regensburg und 
die ostbayerische Region wesentlicher Versorger (sagt man noch „systemrelevant“??). Mit über 1000 Bet-
ten, knapp 40 zertifizierten Zentren, der größten geburtshilflichen Klinik in Bayern, der ersten Palliativsta-
tion der Region, einem großen Zentrum für Altersmedizin, seit knapp zwei Jahren Maximalversorger im 
Bayerischen Krankenhausplan. Wir erfüllen schon heute die Kriterien von 45 NRW-Leistungsgruppen. Mit 
den Schwesterkrankenhäusern unseres Krankenhausverbundes in Straubing und Schwandorf sind wir gut 
vernetzt und bieten einschließlich unserer MVZs eine sehr gute, regional abgestufte Krankenversorgung 
an, die auch reichlich nachgefragt ist. Zusammenfassend: wir entsprechen heute schon der grundsätzli-
chen Zielsetzung der beabsichtigten und in vielen Punkten auch von uns gut geheißenen Gesundheitsre-
form. 
 
Nur müssen wir das Wirksamwerden der Reform 2027/2028 erleben!!! 
 
Nach vielen Jahren der wirtschaftlichen Stabilität konnten wir die Belastungen durch die Corona-Pandemie 
2020/2021 durch die gewährten Förderungen wirtschaftlich überstehen. Im Jahr 2022 änderte sich dies: 
ausgelaufene wirtschaftliche Hilfsmaßnahmen für Corona-Einschränkungen und zugleich erste deutliche 
Kostensteigerungen – insbesondere und sehr massiv bei Energiekosten. Im Jahr 2023 ist die Situation nun 
dramatisch: hohe Preissteigerungen in fast allen Bereichen – neben Energiekosten auch im Personalbe-
reich (mit „Inflationsprämie“) und bei den sonstigen Sachkosten. Beispielsweise Wäschereiversorgung + 
15%, Lebensmittel +13% gegenüber Vorjahr. 
 
Die Preisentwicklung des Landesbasisfallwertes ist mit der Deckelung nach der Veränderungsrate und 1/3 
Orientierungswert auf ein deutlich niedrigeres Niveau gekappt, die Kosten-Erlös-Schere geht massiv aus-
einander. 
 
Wir erwarten für 2023 ein Defizit von 10-15 Mio. €, 2024 trotz Investitionsstopp und Einsparungen in allen 
Bereichen auch durch die Tarifsteigerungen eher noch höher. So ist nun u.a. der schon lange geplante 
und genehmigte Bau eines neuen Bildungszentrums für Pflege und Assistenzberufe gefährdet, da wir 
keine Chance haben, aus dem laufenden Betrieb die erforderlichen Eigenmittel zu erwirtschaften.  
 

 

An die  

Mitglieder des Ausschusses für Gesundheit 

Deutscher Bundestag  

Platz der Republik 1 

 

11011 Berlin 

 - per Mail -  

Geschäftsführung 
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0941 369-1000 
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Der Träger unseres Krankenhauses ist ein seit fast 500 Jahren in der Krankenpflege und Behindertenar-
beit engagierter Bettelorden, dem es nicht möglich ist, die für unser Haus für die kommenden wenigen 
Jahre erforderliche Liquidität zu sichern.  
 
Unsere engagierten Mitarbeitenden hatten in den vergangenen Jahrzehnten eine belegbar gute Medizin 
und Pflege angeboten und waren damit immer ausreichend wirtschaftlich erfolgreich. Ohne eine Kommune 
für den laufenden Betrieb oder erforderliche Investitionen um Steuergelder anbetteln zu müssen bzw. 
überhaupt diese Option zu haben. 
 
So bitte ich Sie im Namen von im Jahr 45.000 bislang gut versorgten stationären Patienten, 3.500 Neuge-
borenen und unserer 4.000 Mitarbeitenden um eine notwendige und sinnvolle Überbrückungshilfe durch 
ein Vorschaltgesetz bis zum Wirksamwerden der Krankenhausreform.  
 
 
 
Freundliche Grüße 
 
 
 
 
Dr. Andreas Kestler 
Geschäftsführer 
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Stellungnahme  
Teuerungskrise ,Deutscher Krankenhäuser bewältigen! 
Vorschaltgesetz jetzt !  
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren ! 
 
Die deutschen Krankenhäuser äußern sich bereits seit geraumer Zeit deutlich 
zu den katastrophalen Folgen einer völlig unzureichenden Finanzierung der 
tarif- und inflationsbedingt stark gestiegenen Betriebskosten 2023/2024. Die 
Protestaktionen „Die beste Medizin: Saubere Finanzierung“ zuletzt vom 20. 
September 2023 sind jedermann bewusst und in der Sache begründet und 
zwingend!  
 
Nun haben zwei in der Opposition befindliche Parteien des Bundestages den 
existentiell notwendigen Impuls in die Gesetzgebung eingebracht. Diese 
Initiative darf nicht scheitern!  
 
Unser Klinikum Westmünsterland versorgt mit mehreren 
Krankenhausstandorten im ländlichen Flächenkreis Borken im Land NRW rd. 
350.000 Bürgerinnen und Bürger mit ambulanten und stationären 
Gesundheitsdienstleistungen und ist in diesem Sinne systemrelevant. Andere 
Krankenhäuser unserer Größe und Leistungsbreite gibt es in der Region nicht!  
 
Ein bereits im Rahmen des Krankenhausstrukturfonds mit dem Bund, dem Land 
NRW und den Landesverbänden der Krankenkassen vereinbarten 
Entwicklungsprojektes unserer Kliniken konzentrieren wir im Sinne der 
kommenden Krankenhausreform bereits jetzt schrittweise das 
Leistungsangebot leistungsgruppenorientiert von 5 auf 3 somatische Standorte 
und verwenden dazu die Investitionsfördermittel und erhebliche Eigenmittel und 
Kredite, insgesamt etwa 100 Mio-€. Damit sind unsere Finanzreserven 
vollständig gebunden und in Teilen schon verwendet! Die Umsetzung läuft.  
 
Die bereits eingetretene und insbesondere die für 2024 entstehende massive 
Unterfinanzierung der Betriebskosten wird dazu führen, dass dieses 

Geschäftsführung  
Ludger Hellmann 
Geschäftsführer (Sprecher) 
 
 
Kontakt 
Telefon: 02561 99-1200 
 
ludger.hellmann@kwml.de 
 
Ahaus,           
He/Ab 
 
 
 
 

 

KWML ∙ Geschäftsführung ∙ Wüllener Straße 99a ∙ 48683 Ahaus 
PERSÖNLICH / VERTRAULICH  
 
An die 
Mitglieder des Gesundheitsausschusses 
des Deutschen Bundestages 
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zukunftsweisende Projekt Gefahr läuft, ökonomisch an die Wand zu fahren. Mit 
letztlich unabsehbaren Folgen! 
 
Für unser Klinikum Westmünsterland beträgt die aktuell erwartete 
Deckungslücke für 2023 ./. 3,9 Mio-€. Für das Jahr 2024 wird nach aktueller 
Datenlage etwa Fehlbetrag von ./. 17,5 Mio-€ errechnet!  
 
Folgender Datenvergleich dazu:  
 

 
 
Die finanzielle Lücke können wir mit einer 5%-Preisanhebung nicht 
kompensieren. Als freigemeinnützig-konfessioneller Krankenhausträger 
verfügen wir weder über Finanzmittelreserven auf Gesellschafterebene noch 
über die Chancen eines kommunalen Verlustausgleichs. Dies führt im 
Zeitablauf dann in die drohende Zahlungsunfähigkeit mit den bekannten Folgen.  
Welchen Sinn macht es, über 60 Mio.-€ Investitionsmittel von Bund und Land in 
eine regionale Zukunftsversorgung zu stecken, um dann an der völlig 
unzureichenden Betriebskostenfinanzierung 2023/2024 ff. zu scheitern?  
 
Der Schaden für die regionale Gesundheitsversorgung selbst als auch der 
Vertrauensschaden bei der gesamten Bevölkerung und den mehr als 5000 
Beschäftigten in die Mandatsträger und Regierungsmitglieder könnte größer 
nicht sein.  
 
Sie haben es in der Hand, das Blatt zu wenden und ungesteuerte teure 
Insolvenzverfahren zu verhindern. Machen Sie von Ihrem Mandat im Sinne des 
Souveräns, also der Bürgerinnen und Bürger unserer Region und unseres 
Landes Gebrauch:  
• Sichern Sie die Arbeitsplätze des Gesundheitswesens! Nur so können 

Fachärzte ausgebildet und die laufende Demographiewelle bewältigt 
werden.  

• Verhindern Sie den Zusammenbruch regionaler Versorgung gerade im 
ländlichen Raum! Die Reform läuft sonst ins Leere.  

• Lassen Sie sich nicht von der Behauptung irritieren, die Krankenhäuser 
hätten bereits ausreichende Sonderfinanzierungen erhalten. Die Mittel für 
die Bewältigung der Extremsituation der Corona-Phase 2021/2022 sind 
verwendet und stehen nicht erneut zur Verfügung.  

€ % € % CM %
2021/2022 5.000.000 € 4,5% 10.384.558 € 5,0% 2019/2022 -4.268,87 -9,6%
2022/2023

(voraussichtlich)
5.500.000 € 6,2% 7.822.099 € 4,8% 2019/2023

(voraussichtlich)
-3.862,88 -8,6%

2023/2024 
(voraussichtlich)

8.000.000 € 8,0% 23.000.000 € 10,0% 2019/2024 
(Kalkuliert)

-4.500,00 -10,1%

Sachkostenteigerung Personalkostensteigerung Leistungsentwicklung
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• Die erhaltenen bzw. zugesagten Hilfen aufgrund der 
Energiekostenproblematik waren und sind richtig und existentiell wichtig, 
aber für 2023 bereits nicht mehr ausreichend! 

• Beschworene Defizite der Investitionsfinanzierung der Länder kann man 
nicht mit der Betriebskostenproblematik verrechnen. Die aktuellen Defizite 
sind nicht durch fehlende Investitionen zu begründen!  

• Gesonderte Betrachtungen zum Pflegebudget sind irrelevant, weil Sie die 
Ungleichbehandlung der Dienste befördert und nur etwa 30% der 
Personalkosten erfasst.  

• Welches Unternehmen kann überleben, wenn Kosten in 2024 um mind. 
10% steigen und die Preise nur um max. 5% angehoben werden? Wir nicht!  

• Einmalsonderzahlungen retten gegebenenfalls ein einzelnes Geschäftsjahr, 
lösen aber nicht die entstandene strukturelle Unterfinanzierung auf.  

 
Der gesetzliche Regelungsbedarf ist offenkundig. Was ist notwendig? 
• Außerordentliche Basisanhebung der Landesbasisfallwerte 2024 in 

Deutschland on TOP um weitere mind. 5% auf das derzeit gesetzlich zu 
ermittelnde Niveau (bisheriger Berechnung). 

• Sicherstellung einer neuen geeigneten Berechnungssystematik für die 
Folgejahre, die zur fortlaufenden vollen Berücksichtigung der tatsächlichen 
Inflations- und Tarifentwicklung der Krankenhäuser mit prospektiver 
Wirkung führt.  

• Vermeiden Sie noch mehr Bürokratie! 
 
Last, but not least: Es muss auch 2024 bei der 5-Tages-Zahlungsfrist für 
Krankenhausrechnungen bleiben. Andernfalls wird zu Jahresbeginn den 
Krankenhäusern schlagartig ein relevantes Finanzvolumen zur Vorfinanzierung von 
Forderungen mit Laufzeiten bis zu 30 Tagen den Häusern dauerhaft entzogen. Das 
beschleunigt die Insolvenzgefahr erheblich.  
 
Es geht um sehr viel und noch können wir es gemeinsam schaffen. Wenn nicht 
jetzt, wann dann?  
 
Mit freundlichen Grüßen 
Klinikum Westmünsterland GmbH 
 
 
 
Ludger Hellmann  Dr. Björn Büttner 
Geschäftsführer (Sprecher)  Geschäftsführer 
 
 
  
 
Herbert Mäteling  Holger Winter 
Geschäftsführer   Geschäftsführer 
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Stellungnahme zur wirtschaftlichen Situation 

der AGAPLESION DIAKONIE KLINIKEN KASSEL 

Sehr geehrte Frau Müller, 

mit unseren AGAPLESION DIAKONIE KLINIKEN KASSEL leisten wir einen wichtigen 
Beitrag für die erstklassige medizinische und pflegerische Versorgung der 
Bürger: innen in Kassel. Dies tun wir tagtäglich mit viel Leidenschaft, Überzeugung 
und Freude für den Dienst am und für den Menschen. 

Allerdings befinden wir uns - wie die meisten Krankenhäuser in Deutschland - in 
einer außerordentlich schwierigen wirtschaftlichen Situation. 

Wir sind von einer Sachkostensteigerung von ungefähr 10 Prozent betroffen, wovon 
allein ungefähr 6 Prozent auf gestiegene Energiekosten entfallen. Unser Haus ist 
seit Mitte 2023 in Sachen Energieversorgung vollständig auf Fernwärme 
umgestiegen, das heißt, wir verzichten im Sinne der Nachhaltigkeit komplett auf 
fossile Energien. Zudem sind unsere Personalkosten inklusive Tarifsteigerung und 
Inflationsausgleichsprämie um 5,5 Prozent gestiegen. Diese gewähren wir unseren 
Mitarbeiter: innen sehr gern, weil auch sie unter den Folgen der Inflation leiden und 
uns ihr Wohl am Herzen liegt. Des Weiteren wir die Tarifentwicklung im 
kommenden Jahr bei ungefähr plus 12 Prozent liegen - auch darauf müssen wir uns 
schon jetzt einstellen. 

Als gemeinnütziges Unternehmen können wir nicht auf Zuschüsse und Liquidität 
von Investoren oder von Städten und Landkreisen zurückgreifen, um Verluste zu 
decken. 

AGAPLESION DIAKONIE KLINIKEN KASSEL 
gemeinnützige GmbH 
Geschäftsführer: Alfred Karl Walter 
Sitz der Gesellschaft und Registergericht: Kassel, HRB 7600 
USt-IdNr. DE216973462 

Bank für Sozialwirtschaft AG 
IBAN DE07 3702 0500 0004 6077 00 
BIC BFSWDE33XXX 

Gesellschafter 

� ��r�!�eEv�}bS� 

KURHESSISCHES 

DIAKONISSENHAUS KASSEL 
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wirtschaftliche Situation 

des AGAPLESION EV. KLINIKUM SCHAUMBURG 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mit unserem AGAPLESION EV. KLINIKUM SCHAUMBURG leisten wir einen wichtigen Beitrag 

für die erstklassige medizinische und pflegerische Versorgung der Bürger:innen im 

Landkreis Schaumburg und darüber hinaus. Dies tun wir tagtäglich mit viel Leidenschaft, 

Überzeugung und Freude für den Dienst am und für den Menschen. Mit unserem Klinikum 

wurde im November 2017 nach dreieinhalb Jahren Bauzeit ein hochmodernes Klinikum 

eingeweiht. Das evangelische Krankenhaus Bethel Bückeburg und die kommunalen 

Kreiskrankenhäuser Stadthagen und Rinteln schlossen sich zusammen, um einen neuen 

Klinikstandort für den Landkreis Schaumburg zu schaffen. Das moderne Krankenhaus der 

Schwerpunktversorgung mit 437 Betten wurde in Obernkirchen errichtet und bietet eine 

umfassende und wohnortnahe Versorgung für den ländlichen Raum. 

 

Allerdings befinden wir uns - wie die meisten Krankenhäuser in Deutschland - in einer 

außerordentlich schwierigen wirtschaftlichen Situation.  

 

Seit Einzug in den Klinikneubau Ende November 2017 zeigt sich ein deutlich positiver 

Entwicklungstrend. Mit der zunehmenden Inanspruchnahme und dem breiten 

medizinischen Angebot sind wir eines der wenigen Krankenhäuser, die nach der Corona-

Pandemie eine positive Leistungsentwicklung verzeichnen. Trotz aller positiven 

Entwicklungsschritte ist jedoch eine Verschlechterung der wirtschaftlichen Situation zu 

konstatieren. Hierbei leiden wir insbesondere an der strukturellen Benachteiligung von neu 

erbauten Krankenhäusern im Rahmen der Krankenhausfinanzierung. In den letzten Jahren 

nach Neubau-Inbetriebnahme sind daher sehr hohe Verluste im Volumen von über 30 Mio. 

Euro entstanden, die die Entwicklungsperspektive des AGAPLESION EV. KLINIKUM 

SCHAUMBURG beeinträchtigen. 
 

Als gemeinnütziges Unternehmen können wir nicht auf Zuschüsse und Liquidität von 

Investoren zurückgreifen, um Verluste zu decken. Ohne die finanzielle Unterstützung 
unserer Gesellschafter (inkl. Landkreis Schaumburg) könnten wir die medizinische 

AGAPLESION EV.  
KLINIKUM SCHAUMBURG gGmbH 
 

Akademisches Lehrkrankenhaus der Westfälischen 
Wilhelms-Universität Münster  
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Versorgung im Landkreis nicht aufrechterhalten, eine Fortführungsprognose wäre zum 

jetzigen Zeitpunkt nicht gegeben. 

 

Wir sind auf eine Kompensation unserer Kosten im Rahmen des Krankenhausfinanzierungs-

systems angewiesen. Mögliche Effekte der angekündigten Krankenhausreform helfen uns in 

der aktuellen Situation nicht weiter. 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Menschen in ihrer Notsituation zu unterstützen - ihnen zu helfen und zu ihrer Gesundung 

beizutragen, empfinden wir als unseren Auftrag. Nun sind wir auf Hilfe angewiesen. 

 

Wir – ich spreche für 1000 engagierte Mitarbeiter:innen des AGAPLESION EV. KLINIKUM 

SCHAUMBURG - bitten Sie persönlich um Unterstützung im Rahmen Ihres politischen 

Mandats und Auftrags. 

 

 

Bitte unterstützen Sie die Anträge zu einem Vorschaltgesetz, die am 18. Oktober 

2023 im Ausschuss für Gesundheit des Deutschen Bundestages beraten werden.  

 

Bitte machen Sie sich stark für ein Vorschaltgesetz, sodass durch einen 

sofortigen Inflationsausgleich ein Teil unserer Verluste abgefedert werden. 

 

Es geht um nichts weniger als die Versorgungssicherheit der Menschen im Landkreis 

Schaumburg und der angrenzenden Regionen. Zu viele Krankenhäuser sind bereits dem 

kalten Strukturwandel zum Opfer gefallen und von der Landkarte verschwunden. 

 

Wir danken Ihnen herzlich dafür, dass Sie unser Anliegen wahrgenommen haben und sich 

dafür einsetzen. Wir wollen weiterhin Ihr verlässlicher Partner für die hochwertige 

medizinische und pflegerische Versorgung der Bürger:innen des Landkreises Schaumburg 

sein. Gerne stehe ich Ihnen persönlich für ein vertiefendes Gespräch oder für Ihre Fragen 

zur Verfügung! 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

AGAPLESION  

EV. KLINIKUM SCHAUMBURG 

 

 

 

Diana Fortmann 

Geschäftsführung 
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Wirtschaftliche Situation des AGAPLESION Bethanien Krankenhauses Heidelberg 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mit unserem AGAPLESION Bethanien Krankenhaus Heidelberg leisten wir einen wichtigen Bei-

trag für die erstklassige medizinische und pflegerische Versorgung der Bürgerinnen und Bür-

ger in Heidelberg und Region. Dies tun wir tagtäglich mit viel Leidenschaft, Überzeugung und 

Freude für den Dienst am und für den Menschen.  

 

Allerdings befinden wir uns - wie die meisten Krankenhäuser in Deutschland - in einer außer-

ordentlich schwierigen wirtschaftlichen Situation.  

 

Mit dem für die Abrechnung der Krankenhausleistungen landesweit vereinbarten und rechts-

verbindlichen Landesbasisfallwert sind die aktuellen tariflichen Personalkosten bei Weitem 

nicht vollständig gedeckt und die inflationsbedingten Preissteigerungen nur unzureichend ab-

gebildet. Die zwischenzeitlich geleisteten Energiehilfen haben hier keine ausreichende Abhilfe 

geschaffen. Unsere Verluste allein für das Jahr 2023 werden sich schätzungsweise auf 350 T€ 

bis 750 T€ belaufen. 

 

Als gemeinnütziges Unternehmen können wir nicht auf Zuschüsse und Liquidität von Investo-

ren oder von Städten und Landkreisen zurückgreifen, um Verluste zu decken. Wir sind auf 

eine Kompensation unserer Kosten im Rahmen des Krankenhausfinanzierungssys-

tems angewiesen. Mögliche Effekte der angekündigten Krankenhausreform helfen uns in der 

aktuellen Situation überhaupt nicht weiter. 

 

Menschen in ihrer Notsituation zu unterstützen - ihnen zu helfen, wieder auf die Beine zu 

kommen, empfinden wir als unseren Auftrag. Nun sind wir auf Hilfe angewiesen. 

 

Wir – ich spreche für über 300 engagierte Mitarbeiter:innen des AGAPLESION Bethanien Kran-

kenhauses Heidelberg - bitten Sie persönlich um Unterstützung im Rahmen Ihrer politischen 

Mandate und Aufträge.  
 

AGAPLESION 

BETHANIEN KRANKENHAUS  

HEIDELBERG  

gemeinnützige GmbH 

 

Geschäftsführung 
Tim Allendörfer 

 

Rohrbacher Str. 149 

69126 Heidelberg 

T (06221) 319 – 16 00 

tim.allendoerfer@agaplesion.de 

 

Diakonie 

 

www.bethanien-heidelberg.de 
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AGAPLESION BETHANIEN KRANKENHAUS HEIDELBERG gemeinnützige GmbH 
Rohrbacher Str. 149,  69126 Heidelberg 

Deutscher Bundestag 

Ausschuss für Gesundheit 

Platz der Republik 1 

11011 Berlin 

 

gesundheitsausschuss@bundestag.de  
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Bitte unterstützen Sie die Anträge zu einem Vorschaltgesetz, die am 18. Oktober 

2023 in Ihrem Ausschuss beraten werden.  

 

Bitte machen Sie sich stark für ein Vorschaltgesetz, sodass durch einen sofortigen 

Inflationsausgleich ein Teil unserer Verluste abgefedert werden. 

 

Es geht um nichts weniger als die Versorgungssicherheit der Menschen in Heidelberg und Re-

gion. Zu viele Krankenhäuser sind bereits dem kalten Strukturwandel zum Opfer gefallen und 

von der Landkarte verschwunden. 

 

Wir danken Ihnen herzlich dafür, dass Sie unser Anliegen wahrgenommen haben und sich da-

für einsetzen. Denn wir wollen weiterhin Ihr verlässlicher Partner für die hochwertige medizi-

nische und pflegerische Versorgung der Bürger:innen von Heidelberg sein. 

 

Gerne stehe ich Ihnen persönlich für ein vertiefendes Gespräch oder für Ihre Fragen zur Ver-

fügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

AGAPLESION BETHANIEN KRANKENHAUS HEIDELBERG gemeinnützige GmbH 

 

 

 

 

 

Tim Allendörfer 

Geschäftsführer  
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cusanus trägergesellschaft trier mbH 

Friedrich-Wilhelm-Straße 32 

54290 Trier 

 0651 7167-0 

 0651 7167-198 

 info@ctt-zentrale.de 

 www.ctt-trier.de 

apoBank: 

Geschäftsführung: 

Vorsitzender des Aufsichtsrates: 

Handelsregister: 

DE29 3006 0601 0107 0101 33 · BIC: DAAEDEDDXXX 

Dr. Monika Berg, Ulrike Schnell, Christoph Weß 

Professor Dr. Rudolf Schmid 

AG Wittlich HRB 41002 

Die cusanus trägergesellschaft trier mbH ist ein Unternehmen der Hildegard-Stiftung. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Stellungnahme zur Teuerungskrise: Einladung zur Stellungnahme gegenüber dem  

Gesundheitsausschuss des Deutschen Bundestags: 

Frage: Will der Deutsche Bundestag ein ungeordnetes Krankenhaussterben oder eine  

strukturierte und geplante Umgestaltung im deutschen Krankenhauswesen? 

 

 

Sehr geehrte Damen, sehr geehrte Herren, 

warum sitzt eine Diplom-Kauffrau, die schon vor 25 Jahren an einer deutschen Universität in 
Volkswirtschaftslehre gelernt hat, dass das Interesse der deutschen Politik nicht über 
Wahlzyklen hinausgeht, zu nachtschlafender Uhrzeit an einer Stellungnahme für die Mitglieder 
des Deutschen Bundestags?  
 
Ich arbeite seit über 20 Jahren aus persönlicher Überzeugung in einem gemeinnützigen 
Konzern, heute als Geschäftsführerin, im Sinne unseres Leitslogans „Wir helfen Menschen“.  
Das tun wir mit unseren 4.000 Mitarbeiter*innen bis zum heutigen Tag in Krankenhäusern, 
Reha- und Altenhilfeeinrichtungen und in der Jugendhilfe. Mit deutlich schwindender 
Akzeptanz seitens der Politik und damit auch der Gesellschaft, denn die akutmedizinische 
Versorgung scheint neuerdings gesellschaftlich nichts mehr wert.  
 
Ich schreibe heute, weil ich meinen Restglauben an unser demokratisches System noch nicht 
aufgeben mag und weil ich darauf vertraue, dass sich populistischen Falschdarstellungen mit 
Sachargumenten begegnen lässt, wenn man sie denn verstehen will. 
 
Zur Sachlage der Krankenhäuser in Deutschland hat die deutsche Krankenhausgesellschaft 
die wesentlichen Punkte im Ist bereits in ihrer Stellungnahme auf den Punkt gebracht.  
 
Was bei dem Blick auf die Ist-Situation zu kurz kam, ist der Ausblick auf die Jahre 2024 ff.  
 
Diese Situation möchte ich auf den Folgeseiten verdeutlichen. Nachdem die Krankenhäuser 
die Defizite aus dem Jahr 2023 irgendwie überstanden oder wahlweise in Insolvenz gegangen 
sind und dabei auf Unterstützung der Länder hoff(t)en, wird die Lage der Krankenhäuser in 
2024 wirklich prekär, wie die folgenden beiden Schaubilder verdeutlichen.    

An die Mitglieder des Deutschen Bundestags 
Geschäftsführung 

Ulrike Schnell 

 0651 7167-521 

 u.schnell@ctt-zentrale.de 

16. Oktober 2023 
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2023 2024 2025 2026 2027 2028

LBFW RLP 4096,61 4.280,96 4.452,20 4.563,50 4.654,77 4.747,87

(Steigerung) (4,50%) (4,50%) (4,00%) (2,50%) (2,00%) (2,00%)

LBFW Saarland 4028,71 4.230,15 4.420,50 4.553,12 4.666,95 4.783,62

(Steigerung) (5,00%) (5,00%) (4,50%) (3,00%) (2,50%) (2,50%)

LBFW NRW 3992,52 4.192,15 4.380,79 4.512,22 4.625,02 4.740,65

(Steigerung) (5,00%) (5,00%) (4,50%) (3,00%) (2,50%) (2,50%)

2024 2025 2026 2027 2028

PK 10,5% 5,0% 2,0% 2,0% 2,0%

*
2
 Vereinbarung Erlösbudget siehe § 4 (2a) (FDA) und § 4 (3) KHEntgG 

(Mehrerlösausgleiche idR. iHv. 65 %) 

2024 2025 2026 2027 2028

Lebensmittel (Produktionsküchen) 6,0% 4,0% 4,0% 4,0% 4,0%

Lebensmittel (Apetito)

Arzneimittel 7,0% 5,0% 5,0% 5,0% 5,0%

Medizinischer Bedarf 5,0% 3,0% 3,0% 3,0% 3,0%

Wirtschaftsbedarf 5,0% 3,0% 3,0% 3,0% 3,0%

Reinigungsdienst (cmw*) 3,27% 3,50% 3,50% 3,50% 3,50%

Verwaltungsbedarf 6,0% 4,0% 4,0% 4,0% 4,0%

hausindividuell

*
1
  Preissteigerung +12,55 % bereits zum 01.10.2022 

(*
1
) 



 

 

Die in weiten Teilen inflationsbedingten Kostensteigerungen führen unweigerlich zu folgendem Bild, dargestellt an der Berechnung eines 
Modellkrankenhauses, das bereits 2023 erhebliche inflationsbedingte Steigerungen zu verkraften hatte. Das Bild in 2024 mit den zum größten Teil 
schon feststehenden tarifbedingten Personalkostensteigerungen verdeutlicht den Handlungsbedarf bzgl. der prekären Situation der Krankenhäuser.  
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Ohne Ausgleiche für die in Folge des Inflationsgeschehens v.a. tarifbedingten aber auch 
sachkostenbedingten Kostensteigerungen, entsteht spätestens in 2024 eine 
existenzgefährdende Situation mit 7-stelligen, nicht mehr aufzufangenden Defiziten, für die 
Mehrzahl der Krankenhäuser in Deutschland, v.a. der nicht kommunalen Krankenhäuser.  
 
Wenn Versorgungssicherung und eine geordnete, den Leistungsträgern im 
Gesundheitswesen (die auch Wähler sind) gegenüber faire Reform, Ihnen noch irgendwie am 
Herzen liegen, bitten wir um Gehör und um Maßnahmen für den kurzfristigen Ausgleich der 
dargestellten inflationsbedingten Kostensteigerungen, verbunden mit der Frage, was es der 
deutschen Gesellschaft wert, ist, eine verlässliche Gesundheitsversorgung heute und für die 
Zukunft zu erhalten.  
 
Wir sind als Leistungserbringer im Gesundheitswesen hoch flexibel und 
anpassungsfähig  
aber wer hilft uns jetzt noch?  
 
Werden tatsächlich mit uns gemeinsam diese Probleme gelöst und wer steht ein für 
eine zukunftsfähige, sinnvolle und funktionierende medizinische Versorgung in diesem 
Land (auch und vor allem im ländlichen Raum und nicht nur in den Großstädten)? 
Und das in einem der wirtschaftlich reichsten Länder in Europa? 
 

Für Rückfragen und weitere Informationen stehe ich gerne zur Verfügung  
(Tel. 0160 7133 633) und adressiere dieses Schreiben auch im Namen meiner 
Geschäftsführerkollegen Frau Dr. Monika Berg und Herrn Christoph Weß. 
 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Ulrike Schnell        

Geschäftsführerin  

cusanus trägergesellschaft trier mbH und ctt Reha-Fachkliniken GmbH  

 

 

 

 

 

 

  



 
 

  

St- Franziskus-Hospital Ahlen GmbH 
Robert-Koch-Straße 55 
59227 Ahlen 
Tel.  02382 / 858-0 
Fax  02382 / 858-119 
Info@sfh-ahlen.de 
www.sfh-ahlen.de 
 
 

Geschäftsführung 
Dipl.-Betriebsw. Anja Rapos 
Thorsten Keuschen, Betriebswirt (VWA) 
 
Amtsgericht Münster 
HRB 12474 
Eine Einrichtung der  
St. Franziskus-Stiftung Münster 
 
 

Bankverbindung: 
DKM Darlehnskasse Münster eG 
BLZ   400 602 65 
Kto.-Nr.   31 59 500 
BIC: GENODEM1DKM 
IBAN: DE69 4006 0265 0003 1595 00 
 
 
  

 
 
 

   

 

 
Sehr geehrter Herr Gürpinar, 

vielen Dank für Ihr Anschreiben und Ihr Interesse an einer Rückmeldung aus den 

Krankenhäusern. 

Dieses Antwortschreiben ergeht gemeinschaftlich für die Häuser der St. Franziskus-

Stiftung aus der Region Hamm und Kreis Warendorf: 

St. Franziskus-Hospital Ahlen GmbH 

St. Barbara Klinik Hamm Heessen GmbH 

St. Elisabeth-Hospital Beckum GmbH 

St. Rochus-Hospital Telgte 

Ihrer Bitte kommen wir gerne nach und nehmen wie folgt zu den Anträgen Ihrer 

Fraktion Die Linke und der CDU/CSU zu einem „Vorschaltgesetz“ wie folgt Stellung: 

Wir bestätigen Ihre Aussage, das die wirtschaftliche Lage in den allermeisten 

Krankenhäusern inzwischen sehr ernst ist und den Fortbestand vieler Kliniken 

gefährdet. Extreme Preissteigerungen in nahezu allen Bereichen und die fehlende 

Refinanzierung inflationsbedingter Personal- und Sachkostensteigerungen stellen die 

Krankenhäuser vor extreme Herausforderungen.  

Unter den gegenwärtigen und seit Jahre geltenden Rahmenbedingungen der 

Krankenhausfinanzierung werden tatsächliche Kostenentwicklungen nicht 

ansatzweise sachgerecht abgebildet. Im Zuge der extremen Inflationsentwicklungen 

 
St. Franziskus-Hospital Ahlen, Robert-Koch-Straße 55, 59227 Ahlen 
 

  

 
  

Deutscher Bundestag 
z.H. Herrn Ates Gürpinar MdB 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 
 
 

 

Ihr Anschreiben vom 09.10.2023 an die 
Krankenhausgeschäftsführungen zur 
Anhörung am 18.10.2023 

  

Geschäftsführung 
Thorsten Keuschen 
Anja Rapos 
 
Sekretariat: 
Christiane Wiesner 
 
Tel. 02382/858-608 
Fax 02382/858-119 
 
anja.rapos@sfh-ahlen.de 
 
Ahlen, 16.10.2023 

Akademisches Lehrkrankenhaus der 
Westfälischen Wilhelms-Universität Münster 

http://www.sfh-ahlen.de/
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wird dieses Manko in der Krankenhausfinanzierung nun überdeutlich. Das Risiko für 

Insolvenzen von Krankenhäusern steigt deshalb stetig, wenn die Bundesregierung 

ihre Verantwortung nicht endlich wahrnimmt. Sie müsste schnellstmöglich die 

gesetzlichen Voraussetzungen zu schaffen, damit die Krankenkassen im nächsten 

Jahr die tatsächliche Betriebskostensteigerung vergüten können. 

Da aber weder die Bundesregierung noch die Ampelkoalition zurzeit bereit ist, auf die 

Teuerungskrise in den Krankenhäusern zu reagieren, begrüßen und befürworten wir 

Ihre Initiative zu einem Vorschaltgesetz, dass wenigstens bis zum finanzwirksamen 

Inkrafttreten einer wie auch immer ausgestalteten Krankenhausreform die Defizite von 

Plankrankenhäusern auffangen soll um ein ungesteuertes Krankenhaussterben zu 

verhindern. 

Erforderlich sind: 

Dauerhafter Inflationsausgleich: Die Krankenhäuser kämpfen mit massiven 

inflationsbedingten Kostensteigerungen im Personal- und Sachkostenbereich. Diese 

gehen über die zugesagten Energiehilfen weit hinaus und werden nach geltender 

Rechtslage nicht gegenfinanziert. Die Krankenhäuser benötigen deshalb ab dem Jahr 

2024 einen dauerhaften Inflationsausgleich.   

Dauerhafte Finanzierung der Tarifsteigerung: Ab dem Jahr 2024 muss die 

Bundesregierung sicherstellen, dass die Tarifsteigerung vollständig über das 

bestehende Finanzierungssystem erstattet wird. Aktuell müssen die Krankenhäuser 

einen maßgeblichen Teil der tarifbedingten Personalkostensteigerungen durch 

Einsparungen selbst tragen. Dies ist auch bei wirtschaftlichster Betriebsführung – der 

wir als freigemeinnützige Krankenhäuser schon immer verpflichtet sind - schlicht nicht 

möglich und – vor dem Hintergrund des Fachkräftemangels – auch nicht sinnvoll. 

Allein bei einem Personalkostenanteil von rund 32 Mio. € p.a. (ohne Pflegedienst) z.B. 

im St. Franziskus-Hospital Ahlen klafft die Schere zwischen Tarifkostensteigerung von 

rund 10% und einer Refinanzierung durch den Basisfallwert von knapp 4% um ca. 1,5 

- 2 Mio. € ungedecktem Defizit auseinander. Die Kosten für den Pflegedienst sind 

über das Pflegebudget zwar dem Grunde nach refinanziert, fließen liquiditätsmäßig 

jedoch mit 1,5 bis 2 Jahren Verspätung zu, da die Budgetabschlüsse erst im Folgejahr 

vereinbart und noch später umgesetzt werden. 

Alle Geschäftsführungen von Krankenhäusern – so auch wir -  müssen derzeit und 

ab 2024 mit hohen Defiziten planen, wenn es keine grundlegende Refinanzierung 

für Inflations- und Tarifkosten gibt.  

Dabei sind wir sehr dankbar für die bereits ausgezahlten bzw. die weiteren jetzt in 

Aussicht gestellten Energiehilfen. Aber: punktuelle Liquiditätshilfen sind kein 



Inflationsausgleich! Das mildert zwar akut den Druck, deckt aber nicht dauerhaft die 

strukturellen und längerfristig entstandenen Kostensteigerungen. 

Deshalb droht auch uns eine wirtschaftliche Schieflage, der wir mit empfindlichen 

Einschnitten begegnen müssten. Auch Baumaßnahmen, z.T. auch öffentlich 

gefördert, stehen beispielsweise zur Diskussion, ob sie überhaupt noch umgesetzt 

werden können. 

Dazu möchten wir vorweg betonen, dass wir nicht den Reformbedarf bestreiten. Hier 

in Nordrhein-Westfalen haben sich alle Krankenhausträger mit der neuen 

Krankenhausplanung bereits auf den Weg gemacht, eine an höchstmöglicher 

Qualität und regionalen Bedürfnissen orientierte Versorgungsstruktur vorzubereiten. 

Sie wird zu spürbaren Veränderungen führen. 

Für uns als Krankenhausträger geht es jetzt darum, dass eine solche auch 

bundesweit angestrebte Reform nur funktioniert, wenn sie auf eine solide 

Krankenhauslandschaft aufsetzen kann. 

Die Zeit bis dahin zu überbrücken, soll Ihr Antrag auf ein Vorschaltgesetz 

ermöglichen. Wir sehen diese Überbrückungsfinanzierung als zwingend erforderlich 

an und wünschen Ihnen und uns viel Erfolg in der Anhörung und dem weiteren 

Verfahren. 

 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
Thorsten Keuschen  
Regionalgeschäftsführung Ahlen – Hamm – Beckum  
 
 

 
Anja Rapos 
Geschäftsführung St. Franziskus-Hospital Ahlen  
 
 

 
Daniel Freese  
Geschäftsführung St. Rochus-Hospital Telgte 
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^ Universitätsklinikum
Brandenburg an der Havel

MH UNIVERSITÄTS
KLINIKUM

Universitätsklinildjm Brandenburg an der Havel GmbH
Hochstraße 29 11477D Brandenburg an der Havel

Deutscher Bundestag Gesundheitsausschuss

Per E-Mail:

aesundheitsausschuss(5)byndestaci.de
ates.auerDinarß)bundestag,de

Geschäftsführung
Gabriele Walter
Tel.:+493381-412000
Fax:+493381-301076

kontakt@uk-brandenburg.de
www.uk-brandenburg.de

Geschaftszeichen: Datum:

GF-wo/haa 16.10.2023

Stellungnahme zu den Anträgen der Fraktion Die Linke („Keine Kran-
kenhausschließungen aus wirtschaftlichen Gründen - Defizitausgleich
als Vorschaltgesetz vor Krankenhausreform") und der CDU/CSU Frak-
tion („Vorschaltgesetz jetzt beschließen und kalte Strukturbereinigung
in der deutschen Krankenhauslandschaft verhindern")

Sehr geehrte Damen und Herren,

viele Krankenhäuser, so sind auch wir von Insolvenz bedroht.

Seit Jahren klafft die Lücke zwischen den tatsächlichen Kosten (insbeson-

dere Tarifsteigerungen) und der Veränderungsrate auseinander. Die Situa-

tion verschärfte sich durch die Coronazeit, da eben nicht mehr durch Mehr-

leistungen Defizite aufgefangen werden konnten.

Unser Klinikum gehört der Stadt Brandenburg an der Havel und hat durch

die Universitätsgründung der Medizinischen Hochschule Brandenburg
(MHB) im Jahr 2014 inzwischen die Anerkennung als Universitätsklinikum.
Die Trägerschaft änderte sich dadurch nicht. Durch den universitären Status

konnten wir die Leistungsangebote ausbauen und so die Kostenlücken aus-

gliedern. Eine Förderung als Universitätsklinikum durch das Wissenschafts-

ministerium Brandenburg erfolgt nicht.

Geschaftsführerin: Gabriele Walter
Aufsichtsratsvorsitzender:
Dr. Andreas Herzog

Sitz: Stadt Brandenburg an der Havel
Registergericht: Amtsgericht Potsdam

Registernummer:HRB 10291
USt-ID-Nr. DE185287137

Bankverbindungen
Deutsche Kreditbank
IBAN: DE38 1203 OODO 1008 3675 08
BIG: BYLADEM1001

Mittelbrandenburgische Sparkasse
IBAN: DE26 1605 0000 3601 0088 81

BIC:WELADED1PMB

Zertifiziert nach DIN EN ISO 9001
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Als einziger Schwerpunktversorger in der Region gehörte die gesamte Patientenversorgung

aufgrund Corona ebenso zu unseren Aufgaben. Auch die daraus resultierenden Kosten wur-

den nicht durch Ausgleichszahlungen ausgeglichen, da die Ausgleiche nur leere Betten und

nicht über den gesamten Zeitraum die eigentliche Patientenversorgung finanzierte. In den letz-

ten Jahren ergaben sich folgende Defizite bzw. Überschüsse:

2019= -1.270.959,23 €

2020 = +46.208,25 €

2021= -324.944,85 €

2022= -1.485.828,82 €.

Auch das Geschäftsjahr 2023 werden wir mit einem Defizit von ca. 2.0 Mio. € beenden.

Die Energiehilfen führten zur Reduktion dieser Defizite, aber sie gleichen nicht die strukturellen

Mehrkosten aus und sie umfassen nur einen Zeitraum bis zum 30.04.2024. Was kommt dann,

die Energiekosten verbleien auf einem höheren Niveau und die Indirekten Kostensteigerun-

gen, die mit der Energiehilfe abgemildert wurden, verstetigen sich.

Der Veränderungswert 2021 betrug: 2,56 %, die Kostensteigerung bei Personal und Sachkos-

ten jedoch rund 7,5 %.

Der Veränderungswert 2022 betrug: 2,32 %, die Kostensteigerung lag bei 5,9 %.

Der Veränderungswert 2023 betrug: 4,35 %, die Kostensteigerung liegt bei 6,5%.

Für 2024 gehen wir von einer Erlössteigerung in Bezug zum Veränderungs- und Orientierungs-

wert in Höhe von 5,1 % aus und die Steigerung der Kosten liegt bei 10 %.

Aus welchen Reserven sollen wir diese Differenzen ausgleichen? Wenn unser Gesellschafter

die Stadt Brandenburg uns keine Unterstützung zukommen lässt, dann müssen wir Insotvenz

anmelden. Der Jahresumsatz des Klinikums betrug um Jahr 2022 insg. 148.512.130 €.

Bei einer Kostensteigerung von 10% macht das insgesamt 14,8 Mio. € aus, von denen nur ca.

7,5 Mio. € durch die voraussichtliche Erlössteigerung ausgeglichen werden.

Wir brauchen dringend einen echten Inflationsausgleich und eine vollständige Ausfinanzierung

der Personalkosten/Tarifsteigerungen. Unser Klinikum ist derAlleinversorger der Region.

Bitte lassen Sie uns nicht im Stich!

Mit freundlichen'Grüßen

^•)^.^
Gabriele Wofter
Göschäftsführerin



An die Mitglieder des Gesundheitsausschusses des Deutschen Bundestags 

Stellungnahme zu zwei Anträgen für ein Vorschaltgesetz 

Ausgangslage 

Alle Krankenhäuser müssen für 2024 mit empfindlichen Defiziten planen, die viele in eine 

wirtschaftliche Schieflage bis hin zur konkreten Insolvenzgefahr bringen.  

Der Grund: Trotz der gewährten staatlichen Hilfen für die gestiegenen Energiekosten erhalten 

die Krankenhäuser bisher keine ausreichende Kompensation für die inflationsbedingten 

Kostensteigerungen. Weil aber Krankenhäuser einer reglementierten Finanzierungssystematik 

unterliegen, können sie nicht wie andere Wirtschaftsunternehmen ihre Preise selbstständig 

erhöhen, um so auf gestiegene Kosten zu reagieren. Diese Belastung wird im nächsten Jahr 

noch verstärkt, weil die für das Jahr 2024 vereinbarten Tarifsteigerungen von rund zehn Prozent 

bislang nicht vollständig gegenfinanziert sind.  

Die Folge: Die Krankenhäuser müssen für das kommende Jahr hohe Verluste einplanen. 

Betroffen von dieser unausgeglichenen Belastung sind alle Kliniken.  

Es ist deshalb ein reales Szenario, dass die stationäre Gesundheitsversorgung durch eine 

drohende Insolvenzwelle, auch durch eine wirtschaftliche Schieflage der Krankenhäuser 

empfindlich eingeschränkt werden müsste. Deshalb haben am 20. September 2023 rund 

10.000 Beschäftigte der NRW-Krankenhäuser vor dem Landtag in Düsseldorf protestiert unter 

dem Motto: „Die beste Medizin: saubere Finanzierung.“ Denn es geht um Betriebskosten, die 

Sache des Bundes und der Kostenträger sind. 

Der Hinweis auf nicht ausreichende Investitionsmittel der Länder in den letzten Jahr(zehnt)en 

ist zwar inhaltlich korrekt. In der aktuellen Situation können Investitionsmittel aber nicht 

helfen, um die Kostensteigerungen im Sach- und Personalkostenbereich aufzufangen. 

Konkrete Auswirkungen und Prognosen 

Der wachsende Kostendruck auf die Krankenhäuser wirkt sich auf alle Standorte negativ aus. 

Wenn die Bundesregierung nicht handelt und für einen nachhaltigen Ausgleich der Kosten 

innerhalb des Finanzierungssystems sorgt, bedeutet das z.B. für die drei Kliniken der Vestische 

Caritas-Kliniken GmbH das folgende Szenario. 

Obwohl das St. Vincenz-Krankenhaus im Jahr 2023 wieder das vorpandemische 

Leistungsniveau von 2019 erreicht hat, ist es nicht möglich, ein ausgeglichenes Ergebnis zu 

erzielen! 

Unsere selbstständiges Vestische Kinder- und Jugendklinik Datteln, drittgrößte Kinderklinik 

Deutschlands, wird trotz des Pädiatriezuschlags in 2023 bestenfalls ein ausgeglichenes 

Ergebnis erzielen Für 2024 müssen wir ebenfalls mit einem Verlust rechnen. 

Unser Krankenhaus St. Laurentius-Stift Waltrop, ein Fachkrankenhaus mit 172 Betten für 

Geriatrie und Psychiatrie, wird bereits in diesem Jahr einen deutlichen Verlust erzielen. Die 

Prognose für 2024 ist ebenfalls ein deutlicher Verlust. 

Im Anschluss sehen Sie die konkreten Zahlen für das St. Vincenz-Krankenhaus in Datteln: 
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Die bisherige Weigerung der Bundesregierung, die Betriebskosten der Krankenhäuser 

entsprechend ihrer gesetzlichen Pflicht nachhaltig abzusichern, wird viele Krankenhäuser in 

wirtschaftliche Turbulenzen stürzen. Die Folgen für die wohnortnahe Versorgung der 

Patientinnen und Patienten sind nicht absehbar. Aber jede unkontrollierte Insolvenz eines 

Krankenhauses wird nicht mehr zu schließende Lücken reißen. 

Lösungswege 

Bundesregierung und Bundestag sollten zum einen die dauerhafte Kompensation der 

Inflationskosten sicherstellen. Möglich wäre dies über eine mindestens 4-prozentige 

Anhebung des Landesbasisfallwertes ab 2024. Zudem müssten Bundesregierung und 

Bundestag die gesetzlichen Voraussetzungen schaffen, dass die Preisanpassung für das 

kommende Jahr nicht wie bisher gedeckelt bleibe, sondern dass die Krankenkassen die vollen 

Tariferhöhungen finanzieren können. 

Die von der Bundesregierung gewährten Energiehilfen waren und sind eine wichtige 

Unterstützung für die Krankenhäuser. Doch können Einmalzahlungen keine strukturelle 

Unterfinanzierung ausgleichen. Dies gilt auch für Überlegungen der Bundesregierung, durch 

eine frühere Anpassung von Tariferhöhungen beim Pflegebudget sowie einen erhöhten 

Pflegeentgeltwert für mehr Liquidität zu sorgen. Eine solche Verengung nur auf die Pflege am 

Bett sorgt für eine Ungleichbehandlung mit allen anderen Berufsgruppen im Krankenhaus, die 



für eine funktionierende Versorgung der Patientinnen und Patienten ebenfalls unverzichtbar 

sind. Auch für sie muss eine vollständige Refinanzierung der vereinbarten Tariferhöhung ab 

dem Jahr 2024 sichergestellt werden – nicht einmalig, sondern systematisch. 

Gesetzlicher Regelungsbedarf 

Mit Blick auf die Refinanzierung der aktuellen inflations- und tarifbedingten 

Kostensteigerungen der Krankenhäuser und zur dauerhaften Sicherung der Krankenhäuser 

gegen aktuelle sowie künftige Preissteigerungen richtet sich die Forderung der Krankenhäuser 

insbesondere auf drei nachfolgend genannte Punkte. Ein in den Anträgen der Fraktionen von 

CDU/CSU sowie von Die Linke gefordertes Vorschaltgesetz müsste die entsprechenden 

Änderungen im Krankenhausentgeltgesetz regeln sowie Anpassungen in der 

Bundespflegesatzverordnung vorsehen: 

 Einmalige basiswirksame Anpassung der Landesbasisfallwerte, des Gesamtbetrages 

nach Bundespflegesatzverordnung (BPflV) und der Erlössumme der besonderen 

Einrichtungen im Sinne eines Inflationsausgleichs in Höhe von +4 %. 

 Sicherstellung einer regelhaften Finanzierung des vollen Tarifausgleichs ab dem Jahr 

2024 durch eine entsprechende Anpassung der bisherigen Berechnungssystematik unter 

Einbeziehung aller Tarifelemente. 

 Überprüfung der Systematik zur Berechnung des Orientierungswertes und des 

Veränderungswertes mit dem Ziel, zukünftig die krankenhausspezifischen 

durchschnittlichen Sach- und Personalkostensteigerungen jährlich vollständig 

abzubilden und zu refinanzieren. Dabei sollte auch überprüft werden, inwiefern 

zusätzlich prognostische Elemente bezogen für den folgenden Finanzierungszeitraum in 

die Berechnungen einbezogen werden könnten (kein reiner Vergangenheitsbezug). 

 

Systematische Regelung statt Einmalzahlungen 

Insgesamt ist es erforderlich, für die kommenden Jahre Finanzierungsinstrumente für die 

Krankenhausversorgung zu etablieren, mit denen die Sach- und Personalkostensteigerungen 

zeitnah und nachhaltig abgebildet werden. Entscheidend ist aus Sicht der Krankenhäuser 

allerdings, dass hier kein neues Nachweissystem mit neuer Bürokratie entsteht, sondern dass 

es eine nachhaltige, systematische Finanzierung von Kostensteigerungen gibt. Weitere 

Einmalzahlungen oder so genannte Liquiditätshilfen lösen das Problem nicht. 

Die Pläne von Bund und Ländern für eine bundesweit einheitliche Krankenhausreform mit 

einer Novellierung des Fallpauschalensystems bietet dafür perspektivisch einen guten Ansatz, 

wenn es ausreichende Mittel bereitstellt. Doch würde die Krankenhausreform tatsächlich 

frühestens im Jahr 2026 Wirkung entfachen. Für viele Krankenhäuser käme dies zu spät, weil 

sie als Folge einer Insolvenz aus der Versorgung ausscheiden. Zwar könnten Länder und 

Kommunen einzelne Kliniken zu erhalten versuchen, doch muss hier eine Überforderung der 

Kommunen als Garanten der Daseinsvorsorge verzichtet werden.  

 

Wolfgang Mueller 

Geschäftsführer (Vors.) 

Rottstr. 11 

45711 Datteln 

Vestische Caritas-Kliniken GmbH/   

Verband der Krankenhausdirektoren Deutschlands 

Landesvorsitzender NRW 
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Datum: 17.10.2023 

 

 

Stellungnahme zur Teuerungskrise der Krankenhäuser 

 

Die wirtschaftliche Situation der Krankenhäuser ist dramatisch. Die Finanzierungssysteme 

sind nicht für Extremsituationen gemacht. Die üblichen Anpassungsmechanismen 

funktionieren nur in normalen Zeiten. Doch die Nachwirkungen der Pandemie, die 

Energiekrise, die kriegsbedingten Kostensteigerungen, die generelle Inflation und auch die – 

sicher berechtigten – extrem hohen Tarifsteigerungen führen zu Sondereffekten, die durch 

die üblichen Instrumente nicht aufgefangen werden können. Beispielsweise werden die 

Tarifsteigerungen nur mit einer Verzögerung von zwei Jahren im DRG-System abgebildet 

und insbesondere die Tarifsteigerungen für 2024 fallen deutlich höher aus als die Steigerung 

des Landesbasisfallwertes, was zu einer zunehmenden Unterfinanzierung führt. Dazu 

kommt, dass die jährlichen Unterfinanzierungen sich in der Basis kumulieren. Allein für das 

Jahr 2024 beträgt die Unterfinanzierung aus Landesbasisfallwert (+ 5 %) und 

Tarifsteigerungen (+ 9 %) ca. 4 Mio. € für die ALB FILS KLINIKEN. Deswegen brauchen 

Krankenhäuser in dieser Notsituation schnell andere, verlässliche und nachhaltige 

Finanzierungsinstrumente. Die geplanten Reformen zur Weiterentwicklung der 

Krankenhausstrukturen benötigen bis zur Umsetzung viele Jahre und entsprechende 

Investitionsmittel und kommen daher in ihrer Wirkung viel zu spät. Deshalb muss die Politik 

jetzt rasch reagieren, bevor für manche Kliniken ein Rettungsschirm zu spät kommt. 

 

Für die ALB FILS KLINIKEN war das Jahr 2022, wie auch bereits die beiden Jahre zuvor, 

geprägt durch die Corona-Pandemie – mit weiterhin gravierenden Einflüssen auf die 

finanzielle Situation, wie der Kaufmännische Geschäftsführer der Kliniken, Wolfgang Schmid, 

deutlich macht: „Zwar ist es uns im Jahresverlauf 2022 gelungen, das Leistungsvolumen 

nahezu ausgeglichen zu halten, zum vorpandemischen Niveau von 2019 fehlen – wohl 

dauerhaft – 10%. Das Ergebnis konnte damit nicht verbessert werden.“ So ist der 

Bilanzverlust für das Geschäftsjahr 2022 auf insgesamt 12,2 Millionen Euro angestiegen. Für 

das Jahr 2023 wird ein höheres Defizit von 18,6 Mio. Euro erwartet und für 2024 gar mit 
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ALB FILS KLINIKEN GmbH, Susanne Stiltz, Telefon 07161 64-2051, E-Mail susanne.stiltz@af-k.de 

einem Defizit von 21,6 Mio. Euro geplant. Insgesamt betrug der Defizitausgleich des 

Landkreises Göppingen als Träger der ALB FILS KLINIKEN von 2012 – 2022 bereits 

57,8 Mio. €. 

 

Neben dem Fachkräftemangel gibt es auch 2023 weitere Preistreiber, die die finanzielle 

Situation zusätzlich verschärfen. Die infolge der angekündigten Energiewende sowie 

zusätzlich durch den Ukraine-Konflikt geradezu explodierten Energiepreise, die gravierenden 

Kostensteigerungen beim medizinischen Sachbedarf oder bei der IT-Ausstattung, der 

Medikamentenmangel und Lieferkettenengpässe sind Beispiele dafür. Was sie eint: „Diese 

Faktoren sind durch uns nicht beeinflussbar, treffen uns aber mit voller Härte“, erklärt Dr. 

Ingo Hüttner, der Medizinische Geschäftsführer der ALB FILS KLINIKEN. Allein die 

Mehrkosten für Energie betragen durch den Wegfall der Energiehilfen im Jahr 2024 ca. 

3 Mio. €. 

„Die Forderung nach einem Vorschaltgesetz zur schnellen Überbrückung der finanziellen 

Schieflage wurde bei der vereinbarten Krankenhausreform leider nicht berücksichtigt. 

Insofern bleibt die extrem schwierige finanzielle Situation für die Kliniken in Deutschland und 

insbesondere in Baden-Württemberg bestehen“, bedauert Dr. Ingo Hüttner. Die beiden 

Geschäftsführer der ALB FILS KLINIKEN rechnen auch für die kommenden Geschäftsjahre 

mit keiner deutlichen Verbesserung der Ertragslage. 

 

Die Forderungen der ALB FILS KLINIKEN an die Politik sind daher klar: 

 Umsetzung der Dualen Finanzierung in Reinform, damit die kommunale Seite 

entlastet wird. 

 Konsequente und rasche Entbürokratisierung. Die Krankenhausreform wird aus Sicht 

der Kliniken nicht dazu führen. 

 Vollständige und zeitnahe Investitionsfinanzierung durch das Land ist unabdingbar. 

 Trennung von „ambulant und stationär“ muss aufgebrochen werden, damit die 

Krankenhäuser die ambulante Versorgung mit abdecken können. 

 80% der Krankenhäuser werden in 2023 und wohl auch in 2024 Verluste einfahren. 

Dies steht im krassen Gegensatz zu den politischen Beteuerungen: „Kliniken 

genießen höchste Wertschätzung“. 

 Krankenhäuser dienen der Daseinsvorsorge und benötigen die entsprechende 

Ausstattung, auch finanziell!  
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__________________________________________________________________________________________ 

Die ALB FILS KLINIKEN sind größter Gesundheitsanbieter zwischen Stuttgart und Ulm und stehen den 

Menschen in der Alb-Fils-Region als starker Gesundheitspartner zur Seite – mit modernster Medizin 

und erstklassiger Pflege, rund um die Uhr. Das breite Leistungsspektrum mit über 40 Fachkliniken und 

-zentren, 3 Instituten und 12 Arztpraxen bietet den Patient*innen Spitzenmedizin mit 

maximalversorgendem Charakter. Als größter Arbeitgeber im Landkreis und mit rund 30.000 stationären 

und rund 120.000 ambulanten Patient*innen im Jahr wird sowohl eine hohe medizinische und 

pflegerische Kompetenz, Menschlichkeit wie auch ein Höchstmaß an Verantwortung gelebt. Zudem wird 

als Akademisches Lehrkrankenhaus der Universität Ulm der Wissensaustausch zwischen Forschung, 

Lehre und Gesundheitsversorgung stets aktualisiert. Mit dem Klinik-Neubau entsteht in 2024 in 

Göppingen eine der modernsten und visionärsten Gesundheitseinrichtungen im Land. 

 

Weitere Infos unter www.alb-fils-kliniken.de 
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Stellungnahme zur wirtschaftlichen Situation 
der AGAPLESION FRANKFURTER DIAKONIE KLINIKEN 
 
 
Sehr geehrte Frau Müller, 
 
die AGAPLESION FRANKFURTER DIAKONIE KLINIKEN leisten einen wichtigen 
Beitrag für die erstklassige medizinische und pflegerische Versorgung der 
Bürgerinnen und Bürger in Frankfurt und im Rhein-Main-Gebiet. Dies tun wir 
tagtäglich mit viel Leidenschaft, Überzeugung und Freude für den Dienst am und  
für den Menschen.  
 
Allerdings befinden wir uns – wie die meisten Krankenhäuser in Deutschland – in 
einer außerordentlich schwierigen wirtschaftlichen Situation. Uns belasten 
besonders die: 
 

• Steigerung der Personalkosten durch hohe Tariferhöhungen 
• Steigerung der Energiekosten (Die Kostensteigerungen bei Strom und 

Gas machen sich bei uns als Betreiber von energieintensiven Abteilungen 
wie Radiologie, Strahlentherapie und Sterilisation besonders bemerkbar.) 

• Steigerung von Sachkosten (insbesondere bei Verbrauchsmaterialien, 
Lebensmitteln, Reinigungsleistungen) 

• Gestiegene Baukosten (insbesondere Rohstoffe) 
 
Als gemeinnütziges Unternehmen können wir nicht auf Zuschüsse und Liquidität 
von Investoren oder von Städten und Landkreisen zurückgreifen, um Verluste zu 
decken. Wir sind auf eine Kompensation unserer Kosten im Rahmen des 
Krankenhausfinanzierungssystems angewiesen. Mögliche Effekte der angekündigten 
Krankenhausreform helfen uns in der aktuellen Situation nicht weiter. 
 

AGAPLESION 
FRANKFURTER DIAKONIE 
KLINIKEN gGmbH 
 
Geschäftsführung 
Michael Keller 
Jürgen Schäfer 
 
Wilhelm-Epstein-Straße 4 
60431 Frankfurt am Main 
T (069) 95 33 – 22 60 
F (069) 95 33 – 26 65 
sekretariat.gf.fdk@agaplesion.de 
 
Diakonie  
 
www.fdk.info 
 
17.10.2023 

AGAPLESION FRANKFURTER DIAKONIE KLINIKEN gGmbH 
Wilhelm-Epstein-Straße 4, 60431 Frankfurt am Main 

Frau 
Bettina Müller 
Mitglied des Deutschen Bundestages 
Mitglied des Gesundheitsausschusses 
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Sehr geehrte Frau Müller, 
Menschen in ihrer Notsituation zu unterstützen, ihnen zu helfen, wieder auf die 
Beine zu kommen, empfinden wir als unseren Auftrag. Nun sind wir auf Hilfe 
angewiesen. 
 
Wir – das sind über 2.400 engagierte Mitarbeiter:innen der AGAPLESION FRANK-
FURTER DIAKONIE KLINIKEN und ihrer verbundenen Unternehmen – bitten Sie 
persönlich um Unterstützung im Rahmen Ihres politischen Mandats und Auftrags.  
 
Bitte unterstützen Sie die Anträge zu einem Vorschaltgesetz, die am 18. Oktober 
2023 im Ausschuss für Gesundheit des Deutschen Bundestages beraten werden.  
 
Bitte machen Sie sich stark für ein Vorschaltgesetz, sodass durch einen sofortigen 
Inflationsausgleich ein Teil unserer Verluste abgefedert werden. 
 
Es geht um nichts weniger als die Versorgungssicherheit der Menschen in Frankfurt 
am Main. Zu viele Krankenhäuser sind bereits dem kalten Strukturwandel zum 
Opfer gefallen und von der Landkarte verschwunden.  
 
Wir danken Ihnen herzlich dafür, dass Sie unser Anliegen wahrgenommen haben 
und sich dafür einsetzen. Denn wir wollen weiterhin Ihr verlässlicher Partner für die 
hochwertige medizinische und pflegerische Versorgung der Bürgerinnen und Bürger 
in Frankfurt und im Rhein-Main-Gebiet sein.  
 
Gerne stehen wir Ihnen persönlich für ein vertieftes Gespräch oder für Ihre Fragen 
zur Verfügung! 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Michael Keller   Jürgen Schäfer 
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Sitz der Gesellschaft: Obere Husemannstraße 2, 59423 Unna 
HR-B 4059 Amtsgericht Hamm 

Vorsitzender des Verwaltungsrates: Guido Ponto 
Geschäftsführer: Christian Larisch 

 

 

Katholischer Hospitalverbund Hellweg gGmbH * Postfach 1651 * 59406 Unna 

 
 

 
An die 
Mitglieder des 
Gesundheitsausschusses 
des 
Deutschen Bundestages 

Geschäftsführer 

Christian Larisch 

Obere Husemannstraße 2 · 59423 Unna 
Telefon: 0 23 03 / 1 00 – 4000/4001 
Telefax: 0 23 03 / 1 00 – 4028 
E-Mail: c.larisch@hospitalverbund.de 
Internet: www.hospitalverbund.de 

 

 
 

  Unser Zeichen Datum 
  CL/KR 17.10.2023 

 
 
Dringlicher Appell aus dem Katholischen Hospitalverbund Hellweg anlässlich der An-

hörung am 18.10.2023 im Gesundheitsausschuss des Deutschen Bundestages 

 

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 
sehr geehrte Mitglieder des Gesundheitsausschusses des Deutschen Bundestages, 
 
mit dieser Stellungnahme richten wir uns stellvertretend für unsere 4.250 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter des Katholischen Hospitalverbundes Hellweg (NRW) direkt an Sie. Wir handeln vor 
dem Hintergrund einer dramatischen Entwicklung, die uns sowie alle Krankenhäuser in 
Deutschland betrifft. Für das Jahr 2024 müssen wir mit empfindlichen Defiziten planen. Viele 
Krankenhäuser, die die grundlegende Gesundheitsversorgung der Bürgerinnen und Bürger in 
Deutschland sichern, könnte dies in eine wirtschaftliche Schieflage bis hin zur konkreten In-
solvenzgefahr bringen. 
 
Zu unserem Hospitalverbund Hellweg gehören drei Krankenhäuser mit vier Standorten (1088 
Planbetten) in katholischer Trägerschaft. Hier versorgen wir ca. 58.000 Patientenfälle jährlich. 
Zudem betreiben wir zwei Wohn- und Pflegeheime und ein Hospiz. Zu uns gehören eine große 
Schule für Gesundheitsberufe als starker Ausbilder für Gesundheitsberufe sowie medizinische 
Versorgungszentren, die zur ambulanten Versorgung von Patienten in mehreren Städten bei-
tragen. Derzeit sind wir mit stabilen Jahresergebnissen in der Lage, die Versorgung der Be-
völkerung unserer Region in unseren Krankenhäusern sicherzustellen. Das wird sich aller-
dings ab Januar 2024 deutlich verändern. Und das, obwohl wir in der Stadt Unna bereits aus 
eigener Initiative heraus im Jahr 2020 aus zuvor zwei Krankenhäusern zu einem Klinikum fu-
sioniert sind.  
 
Trotz der gewährten staatlichen Hilfen für die gestiegenen Energiekosten erhalten die Kran-
kenhäuser bisher keine ausreichende Kompensation für die inflationsbedingten Kostensteige-
rungen. Weil wir als Krankenhäuser einer reglementierten Finanzierungssystematik unterlie-
gen, können wir nicht wie andere Wirtschaftsunternehmen unsere Preise selbstständig erhö-
hen, um so auf gestiegene Kosten zu reagieren. Diese Belastung wird im nächsten Jahr noch 
verstärkt, weil die für das Jahr 2024 vereinbarten Tarifsteigerungen von rund zehn Prozent 
bislang nicht ausreichend gegenfinanziert sind.  
 
Die Folge: Die Krankenhäuser müssen für das kommende Jahr hohe Verluste einplanen. Be-
troffen von dieser unausgeglichenen Belastung sind alle Kliniken. Es ist deshalb ein reales 
Szenario, dass die stationäre Gesundheitsversorgung durch eine drohende Insolvenzwelle o-
der durch eine wirtschaftliche Schieflage der Krankenhäuser empfindlich eingeschränkt 
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werden müsste. Auch für unseren derzeit stabilen Hospitalverbund Hellweg sind hier sehr kri-
tische Entwicklungen absehbar. 
Um die Situation greifbar zu machen, haben wir hier folgend die wirtschaftliche Entwicklung 
für unsere drei Krankenhäuser in Unna, Soest und Werl einmal ganz konkret dargestellt: 
 
 

 
 

Erkennbar ist, dass selbst bisher stabile Krankenhäuser durch die Weigerung der Bundesre-
gierung, die Betriebskosten der Krankenhäuser entsprechend ihrer gesetzlichen Pflicht nach-
haltig abzusichern, in wirtschaftliche Turbulenzen geraten werden. Die Folgen für die wohn-
ortnahe Versorgung der Patientinnen und Patienten sind nicht absehbar. 



 

 

 

 

Unsere dringende Aufforderung an Sie als verantwortliche Politikerinnen und Politiker im Bun-
destag lautet daher: Bundesregierung und Bundestag sollten durch ein Vorschaltgesetz die 
entsprechenden Änderungen im Krankenhausentgeltgesetz regeln sowie Anpassungen in der 
Bundespflegesatzverordnung vorsehen. 

Konkret bilden sich unsere Forderungen in drei Schwerpunkten ab: 

• Einmalige basiswirksame Anpassung der Landesbasisfallwerte, des Gesamtbetrages 
nach Bundespflegesatzverordnung (BPflV) und der Erlössumme der besonderen Einrich-
tungen im Sinne eines Inflationsausgleichs in Höhe von +4 %. 

• Sicherstellung einer regelhaften Finanzierung des vollen Tarifausgleichs ab dem Jahr 2024 
durch eine entsprechende Anpassung der bisherigen Berechnungssystematik unter Ein-
beziehung aller Tarifelemente. 

• Überprüfung der Systematik zur Berechnung des Orientierungswertes und des Verände-
rungswertes mit dem Ziel, zukünftig die krankenhausspezifischen durchschnittlichen Sach- 
und Personalkostensteigerungen jährlich vollständig abzubilden und zu refinanzieren. Da-
bei sollte auch überprüft werden, inwiefern zusätzlich prognostische Elemente bezogen für 
den folgenden Finanzierungszeitraum in die Berechnungen einbezogen werden könnten 
(kein reiner Vergangenheitsbezug). 

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete. Wir senden diesen Appell mit großer Dring-
lichkeit und der wichtigen Bitte, für eine sichere und insbesondere eine zukunftssichere Ge-
sundheitsversorgung der Bürgerinnen und Bürger in Deutschland zu sorgen.  

Darüber hinaus bieten die Pläne von Bund und Ländern für eine bundesweit einheitliche Kran-
kenhausreform mit einer Novellierung des Fallpauschalensystems dafür perspektivisch einen 
guten Ansatz, wenn es ausreichende Mittel bereitstellt. Doch würde die Krankenhausreform 
tatsächlich frühestens im Jahr 2026 Wirkung entfachen. Für viele Krankenhäuser käme dies 
zu spät, weil sie als Folge einer Insolvenz aus der Versorgung ausscheiden. 

 

Für ein Gespräch stehen wir gerne zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen aus unserer Dienstgemeinschaft 

 

 

 

Christian Larisch  Nadine Kruse   Karin Auffenberg 

Geschäftsführer  MAV-Vorsitzende  Betriebsratsvorsitzende 

Kath. Hospitalverbund  Mariannen-Hospital Werl Hospitalverbund Service gGmbH 

 

 

 

Rüdiger Heß   David Schilling 

MAV-Vorsitzender  MAV-Vorsitzender 

Marienkrankenhaus Soest Christliches Klinikum Unna 

 

 

 

 

 



 

Akademisches Lehrkrankenhaus 
der Universität zu Köln 
 
Geschäftsführung 
 
Telefon  0221 / 4677 – 1001 
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Köln, 17.10.2023 

 

Teuerungskrise der Krankenhäuser in Deutschland 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die am 18.10.2023 geplante Anhörung der Anträge der Fraktion die Linke sowie der CDU/CSU im 
Hinblick auf die Teuerungskrise, erlaube ich mir, Ihnen einige Hinweise aus den zwei Kliniken in 
Köln zu geben, für die ich verantwortlich bin: 
 
Ausgangslage: 

In der gegenwärtigen Situation ist es für Krankenhäuser nicht möglich, wirtschaftlich auskömmlich 
zu arbeiten. Selbst der größere „meiner“ beiden Standorte, der über zwei Jahrzehnte hinweg sehr 
erfolgreiche wirtschaftliche (und medizinische) Ergebnisse erzielte, kann für 2023 und 2024 nicht 
von ausgeglichenen Ergebnissen ausgehen. Die Tariflohnsteigerungen für unsere Mitarbeitenden 
im Jahr 2024 werden ohne Eingriffe in das Finanzierungssystem zudem zu erheblichen Defiziten 
in der Liquiditätslage führen. 
 
In der gegenwärtigen Situation wird aus meiner Sicht zu schnell darauf verwiesen, dass die Länder 
ihrer Verpflichtung einer auskömmlichen Investitionskostenfinanzierung nicht nachkommen; dies 
trifft sicher zu, hat mit der gegenwärtigen Situation aber nichts zu tun, weil die Einnahmen aus 
dem laufenden Betrieb bei weitem nicht die Betriebskosten decken. Die hierfür erforderliche 
Regelungskompetenz liegt ausschließlich beim Bund. 
 
 
 
 
 
 
 

Deutscher Bundestag 
Ausschuss für Gesundheit 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 
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Für meine beiden Standorte bedeutet dies konkret: 
 

Kosten- und Erlösentwicklung 2022 - 2024       
Krankenhaus Eduardus-Krankenhaus gGmbH, Köln     
            

1.   Sachkostensteigerung Personalkostensteigerung  
(ohne Pflege am Bett) 

    € % € % 
  2021/2022 1.861.525 € 11% 467.055 € 1% 

  2022/2023 
(voraussichtlich) 1.097.157 € 6% 1.297.370 € 4% 

  2023/2024  
(voraussichtlich) 1.944.095 € 9% 2.417.200 € 7% 

            
2.   Leistungsentwicklung     
    CM %     
  2019/2022 -1.197 -13%     

  2019/2023 
(voraussichtlich) -193 -2%     

  2019/2024  
(voraussichtlich) 960 10%     

            
3.   Jahresergebnis     
    € Auswahl     
  2022 -2.073.866 € negativ     

  2023  
(voraussichtlich) -1.992.840 € negativ     

  2024  
(voraussichtlich) -1.969.780 € negativ     

 
 

Kosten- und Erlösentwicklung 2022 - 2024       
Krankenhaus St. Elisabeth-Krankenhaus GmbH,  Köln     
            

1.   Sachkostensteigerung Personalkostensteigerung  
(ohne Pflege am Bett) 

    € % € % 
  2021/2022 7.983.179 € 16% 2.889.000 € 4$ 

  2022/2023 
(voraussichtlich) 9.023.174 € 15% 4.380.000 € 5,8% 

  2023/2024  
(voraussichtlich) 6.868.152 € 10% 6.300.000 € 8% 

            
      



 

      
2.   Leistungsentwicklung     
    CM %     
  2019/2022 -787 -4,59%     

  2019/2023 
(voraussichtlich) -400 -2,28%     

  2019/2024  
(voraussichtlich) -400 -2,28%     

            
3.   Jahresergebnis     
    € Auswahl     
  2022 1.868.166 € Positiv     

  2023  
(voraussichtlich) 2.583.159 € Negativ     

  2024  
(voraussichtlich) -3.550.000 € negativ     

 
 
Was können Sie tun? 

Bitte handeln Sie: Wenn der Bund beispielswiese die Landesbasisfallwerte für das kommende 
Jahr um weitere 4 Prozentpunkte über die bereits avisierte Steigerung auf Basis der gesetzlichen 
Veränderungsrate nach oben hin anpasst, wäre dies eine deutliche Entlastung für alle Kliniken. 
Zudem ist es unbedingt erforderlich, dass alle tariflichen Steigerungen der Personalkosten auch 
in vollem Umfang refinanziert werden und hier keine Deckelung erfolgt. Wir zahlen unseren 
Mitarbeitenden aus tiefer Überzeugung gute Tariflöhne und wir stehen hinter den vereinbarten 
Steigerungen für das Jahr 20024. Wir sind aber überhaupt nicht in der Lage, auf eine Arbeitskraft 
zu verzichten (auch wegen der gesetzlichen Vorgaben) und möchten unseren Patientinnen und 
Patienten eine gute Medizin und Pflege anbieten. Hierfür benötigen wir aber auch die Mittel, dies 
zu bezahlen. 
 
Warum reichen die bisherigen Regelungen nicht? 

Bereits in der Corona-Pandemie hat der Bund die Krankenhäuser mit erheblichen finanziellen 
Mitteln unterstützt. Das war großartig und hat es mit ermöglicht, dass unser Land ohne größere 
Blessuren durch die Pandemie gekommen ist. Auch die bereits gezahlten und noch kommenden 
Energiehilfen des Bundes sind ein deutliches Signal an den Kliniken. Die oben genannten Zahlen 
sind aber bereits unter Berücksichtigung dieser Beihilfen zustande gekommen. Der realistisch 
notwendige Finanzbedarf ist also bei weitem noch nicht gedeckt. 
 
Konkrete Vorschläge: 

Mit Blick auf die Refinanzierung der aktuellen inflations- und tarifbedingten Kostensteigerungen 
der Krankenhäuser und zur dauerhaften Sicherung der Krankenhäuser gegen aktuelle sowie 
künftige Preissteigerungen richtet sich die Forderung der Krankenhäuser insbesondere auf die 
drei nachfolgend genannten Punkte. Ein in den Anträgen der Fraktionen von CDU/CSU sowie von 
Die Linke gefordertes Vorschaltgesetz müsste die entsprechenden Änderungen im 
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Geschäftsführung 

Cornelia Schricker 

Michael Veihelmann 

 

Vorsitzender der 

Gesellschafterversammlung 
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Bankverbindung 
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IBAN: DE70 3702 0500 0004 4566 04 

BIC/SWIFT: BFSWDE33XXX 

Steuernummer 

USt.-IdNr. DE157 365 614 

 

 

 
 

 

 

 
 

 
 

Wirtschaftliche Situation 

der Bethanien Krankenhaus Chemnitz gemeinnützige GmbH  

 

Sehr geehrter Herr MdB Detlef Müller, 

 

mit unserer Bethanien Krankenhaus Chemnitz gemeinnützigen GmbH mit den 

Krankenhäusern in Chemnitz und Plauen, leisten wir einen wichtigen Beitrag für die 

erstklassige medizinische und pflegerische Versorgung der Bürgerinnen und Bürger in 

Chemnitz, dem Chemnitzer Umland, Plauen, dem Vogtlandkreis und darüber hinaus.  

Dies tun wir tagtäglich mit viel Leidenschaft, Überzeugung und Freude für den Dienst am 

und für den Menschen.  

 

Allerdings befinden wir uns - wie die meisten Krankenhäuser in Deutschland - in einer 

außerordentlich schwierigen wirtschaftlichen Situation.  

 

Rechnerisch stellt sich das im Vergleich der Jahre 2022 zu 2023 folgendermaßen dar: 

 

Beispiele für einige stark gestiegene Kostenarten: 

- Personalaufwand 8,8 %, d.h. ca. 2,54 Mio € 

- Medizinischer Bedarf 7,2 %, d.h. ca. 0,6 Mio € 

- Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 5,3 %, d.h. 2,07 Mio € 

 

Erlössteigerung: 

- Landesbasisfallwert Sachsen – Steigerung Somatik 4,37 %, d.h. 1,99 Mio € 

 

Dies ergibt eine negative Ergebniswirkung im Vergleich zum Vorjahr in Höhe von 

–2,73 Mio €. 

 

Als gemeinnütziges Unternehmen können wir nicht auf Zuschüsse und Liquidität von 

Investoren oder von Städten und Landkreisen zurückgreifen, um Verluste zu decken.  

 

Wir sind auf eine Kompensation unserer Kosten im Rahmen des Krankenhausfinanzierungs-

systems angewiesen. Mögliche Effekte der angekündigten Krankenhausreform helfen uns in 

der aktuellen Situation nicht weiter. 

  

Bethanien Krankenhaus 

Chemnitz gemeinnützige GmbH 

 

Geschäftsführung 
Schricker, Cornelia 

Veihelmann Michael 

 

Zeisigwaldstraße 101 

09130 Chemnitz 

T (0371) 430 – 10 31 

F (0371) 430 – 10 34 

Mathias.hoehne@ediacon.de  

 

Diakonie 

 

17. Oktober 2023 

Bethanien Krankenhaus Chemnitz gemeinnützige GmbH 

Zeisigwaldstraße 101, 09130 Chemnitz 

Herr 

MdB Detlef Müller 

Per Mail an: 

gesundheitsausschuss@bundestag.de 

mailto:gesundheitsausschuss@bundestag.de
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Sehr geehrter Herr MdB Müller, 

 

Menschen in ihrer Notsituation zu unterstützen - ihnen zu helfen, wieder auf die Beine zu 

kommen, empfinden wir als unseren Auftrag. Nun sind wir auf Hilfe angewiesen. 

 

Wir – hier sprechen wir für fast 900 engagierte Mitarbeiter:innen der Bethanien Krankenhaus 

Chemnitz gemeinnützige GmbH - bitten Sie persönlich um Unterstützung im Rahmen Ihres 

politischen Mandats und Auftrags.  

 

Bitte unterstützen Sie die Anträge zu einem Vorschaltgesetz, die am  

18. Oktober 2023 im Ausschuss für Gesundheit des Deutschen Bundestages 

beraten werden.  

 

Bitte machen Sie sich stark für ein Vorschaltgesetz, sodass durch einen sofortigen 

Inflationsausgleich ein Teil unserer Verluste abgefedert werden. 

 

Es geht um nichts weniger als die Versorgungssicherheit der Menschen in den genannten 

Regionen. Zu viele Krankenhäuser sind bereits dem kalten Strukturwandel zum Opfer 

gefallen und von der Landkarte verschwunden.  

 

Wir danken Ihnen herzlich dafür, dass Sie unser Anliegen wahrgenommen haben und sich 

dafür einsetzen. Denn wir wollen weiterhin Ihr verlässlicher Partner für die hochwertige 

medizinische und pflegerische Versorgung der Bürger:innen vor Ort sein.  

 

Gerne stehen wir Ihnen persönlich für ein vertieftes Gespräch oder für Ihre Fragen zur 

Verfügung! 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Cornelia Schricker    Michael Veihelmann 

Kaufm. Geschäftsführerin   Theol. Geschäftsführer 
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Wirtschaftliche Situation der  

Fachkrankenhaus Bethanien Hochweitzschen gemeinnützige GmbH  

 

Sehr geehrter Herr MdB Detlef Müller, 

 

mit unserer Fachkrankenhaus Bethanien gemeinnützigen GmbH leisten wir einen wichtigen 

Beitrag für die erstklassige medizinische und pflegerische Versorgung der Bürgerinnen und 

Bürger im Landkreis Mittelsachsen. Dies tun wir tagtäglich mit viel Leidenschaft, 

Überzeugung und Freude für den Dienst am und für den Menschen.  

 

Allerdings befinden wir uns - wie die meisten Krankenhäuser in Deutschland - in einer 

außerordentlich schwierigen wirtschaftlichen Situation.  

 

Rechnerisch stellt sich das im Vergleich der Jahre 2022 zu 2023 folgendermaßen dar: 

 

Beispiele für einige stark gestiegene Kostenarten: 

- Personalaufwand 14,39 %, d.h. ca. 1,61 Mio € 

- Wasser und Energie 26,24 %, d.h. ca. 82 T€ 

- Lebensmittel 8,72 %, d.h. ca. 43 T€ 

 

Erlössteigerung: 

- DayMix – Steigerung Landesbasisfallwert Sachsen - Psychiatrie 5,8 %, d.h. ca. 1,09 

Mio € 

 

Dies ergibt eine negative Ergebniswirkung im Vergleich zum Vorjahr in Höhe von 

–641 T€. 

 

Als gemeinnütziges Unternehmen können wir nicht auf Zuschüsse und Liquidität von 

Investoren oder von Städten und Landkreisen zurückgreifen, um Verluste zu decken.  

 

Wir sind auf eine Kompensation unserer Kosten im Rahmen des Krankenhausfinanzierungs-

systems angewiesen. Mögliche Effekte der angekündigten Krankenhausreform helfen uns in 

der aktuellen Situation nicht weiter. 

  

Fachkrankenhaus Bethanien 

Hochweitzschen gemeinnützige 

GmbH 

 

Geschäftsführung 

Schricker, Cornelia 

Veihelmann, Michael 

 

Fachkrankenhaus Bethanien 

Hochweitzschen – Zentrum für 

Psychosoziale Medizin 

Zeisigwaldstraße 101 

09130 Chemnitz  

T (0371) 430 - 10 31 

F (0371) 430 - 10 34 

Mathias-hoehne@ediacon.de  

 

Diakonie 
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MdB Detlef Müller 
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Sehr geehrter Herr MdB Müller, 

 

Menschen in ihrer Notsituation zu unterstützen - ihnen zu helfen, wieder auf die Beine zu 

kommen, empfinden wir als unseren Auftrag. Nun sind wir auf Hilfe angewiesen. 

 

Wir – hier sprechen wir für 217 engagierte Mitarbeiter:innen der Fachkrankenhaus Bethanien 

Hochweitzschen gemeinnützige GmbH - bitten Sie persönlich um Unterstützung im Rahmen 

Ihres politischen Mandats und Auftrags.  

 

Bitte unterstützen Sie die Anträge zu einem Vorschaltgesetz, die am  

18. Oktober 2023 im Ausschuss für Gesundheit des Deutschen Bundestages 

beraten werden.  

 

Bitte machen Sie sich stark für ein Vorschaltgesetz, sodass durch einen sofortigen 

Inflationsausgleich ein Teil unserer Verluste abgefedert werden. 

 

Es geht um nichts weniger als die Versorgungssicherheit der Menschen in der genannten 

Region. Zu viele Krankenhäuser sind bereits dem kalten Strukturwandel zum Opfer gefallen 

und von der Landkarte verschwunden.  

 

Wir danken Ihnen herzlich dafür, dass Sie unser Anliegen wahrgenommen haben und sich 

dafür einsetzen. Denn wir wollen weiterhin Ihr verlässlicher Partner für die hochwertige 

medizinische und pflegerische Versorgung der Bürger:innen vor Ort sein.  

 

Gerne stehen wir Ihnen persönlich für ein vertieftes Gespräch oder für Ihre Fragen zur 

Verfügung! 

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Cornelia Schricker    Michael Veihelmann 

Kaufm. Geschäftsführerin   Theol. Geschäftsführer 
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St. Elisabeth-Hospital 

Hauptstraße 74-76 

40668 Meerbusch-Lank 

Tel. 02150 / 91 70 

Fax 02150 / 91 71 11 

info@rrz-meerbusch.de 

www.rrz-meerbusch.de 

Geschäftsführung: 

Dr. rer. pol. Conrad Middendorf 

Amtsgericht Krefeld HRB 10702 

St. Elisabeth-Hospitalgesellschaft 

Niederrhein mbH 

Eine Einrichtung der  

St. Franziskus-Stiftung Münster 

Bankverbindung: 

DKM Münster 

BLZ 400 602 65, Kto.-Nr. 3177 100 

BIC GENODEM1DKM 

IBAN DE72 4006 0265 0003 1771 00 

Sparkasse Neuss 

BLZ 305 500 00, Kto.-Nr. 03 007 770 

BIC WELADEDNXXX 

IBAN DE89 3055 0000 0003 0077 70 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren im Gesundheitsausschuss, 

mehr als 10.000 Beschäftigte aus den nordrhein-westfälischen Krankenhäusern haben am 20. 

September in Düsseldorf für eine vollständige und nachhaltige Finanzierung der hohen 

Inflationskosten sowie der ab dem Jahr 2024 verabredeten Tarifsteigerungen von rund 10 

Prozent demonstriert. Wir wenden uns heute noch einmal als St. Elisabeth-Hospital 

Meerbusch-Lank an Sie als Mitglied des Gesundheitsausschusses im Deutschen Bundestag. 

In diesem Gremium werden Sie am 18.10.2023 die Stellungnahmen zu einem Vorschaltgesetz 

zur Krankenhausreform anhören. Dazu möchten wir Ihnen im Vorfeld gerne unsere Position 

und unsere direkte Betroffenheit schildern. Denn bei der Kundgebung in Düsseldorf ist deutlich 

geworden: Die enorme Gefahr einer wirtschaftlichen Schieflage, wenn die oben angesprochen 

Kostensteigerungen nicht ab 2024 systematisch finanziert werden, betrifft alle Krankenhäuser. 

Alle Geschäftsführungen von Krankenhäusern müssen mit empfindlichen Defiziten planen, 

wenn Sie keine grundlegende Refinanzierung für Inflations- und Tarifkosten erhalten. Dabei 

sind wir sehr dankbar für die bereits ausgezahlten bzw. die weiteren jetzt in Aussicht gestellten 

Energiehilfen. Das mildert akut den Druck ab, deckt aber nicht dauerhaft die strukturellen 

Kostensteigerungen. Deshalb droht auch unserem St. Elisabeth-Hospital Meerbusch-Lank 

eine wirtschaftliche Schieflage, der wir mit empfindlichen Einschnitten begegnen müssten. Das 

würde die Gesundheitsversorgung der Bürgerinnen und Bürger nachhaltig einschränken. 

Dazu möchten wir vorweg betonen, dass wir nicht den Reformbedarf bestreiten. Hier in 

Nordrhein-Westfalen haben sich alle Krankenhausträger mit der neuen Krankenhausplanung 

auf den Weg gemacht, hier eine an höchstmöglicher Qualität und regionalen Bedürfnissen 

orientierte Versorgungsstruktur vorzubereiten. Sie wird zu spürbaren Veränderungen führen. 

Für uns als St. Elisabeth-Hospital Meerbusch-Lank geht es jetzt darum, dass eine solche auch 

bundesweit angestrebte Reform nur funktioniert, wenn sie auf eine solide 

 
 

 
 
St. Elisabeth-Hospital - Postfach 3260 - D-40652 Meerbusch-Lank 
 

Geschäftsführung 
Tel. 02150 / 917 118   

Fax. 02150 / 917 111 
cmiddendorf@rrz-meerbusch.de 

 
Dr. rer. pol. Conrad Middendorf 

 

   
   
An den  
 
Gesundheitsausschuss 

Anhörung zum Vorschaltgesetz im Bundestag - 
Anschreiben an den Gesundheitsausschuss 

  

Meerbusch-Lank, 17.10.2023   

 

verluedtkean
Ausschussstempel - mehrzeilig



Krankenhauslandschaft aufsetzen kann. Das betrifft einerseits wirtschaftlich stabile Kliniken. 

Das erfordert ebenso gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern eine verlässliche und planvolle 

Politik, damit strukturelle Veränderungen nicht weiter als Verunsicherung empfunden, sondern 

als Fortentwicklung verstanden werden können. Und zugleich gilt es, eine Überforderung der 

Kommunen durch Klinikinsolvenzen zu vermeiden. 

Deshalb bitten wir Sie, den Weg für ein Vorschaltgesetz zu eröffnen. Denn nur die dauerhafte 

Finanzierung im bestehenden System kann die Inflationskosten und ebenso die ab 2024 

vereinbarten Tarifsteigerungen ausgleichen. Einmalzahlungen wirken hingegen nur punktuell 

und schließen nicht die sich immer breiter öffnende Lücke zwischen Kosten und Erlösen. Dies 

gilt auch für Überlegungen der Bundesregierung im Kontext des Transparenzgesetzes, durch 

eine frühere Anpassung von Tariferhöhungen beim Pflegebudget sowie einen erhöhten 

Pflegeentgeltwert für mehr Liquidität zu sorgen. Eine solche Verengung nur auf die Pflege am 

Bett sorgt zudem für eine Ungleichbehandlung gegenüber allen anderen Berufsgruppen im 

Krankenhaus, die für eine funktionierende Versorgung der Patientinnen und Patienten 

ebenfalls unverzichtbar sind. Auch für sie muss eine vollständige Refinanzierung der 

vereinbarten Tariferhöhung ab dem Jahr 2024 sichergestellt werden – nicht einmalig, sondern 

systematisch. Das politische Bekenntnis zur Tariftreue muss sich hier konkret bewähren. Wir 

wollen unseren Beschäftigten die verdiente Tariferhöhung bezahlen. Aber wir dürfen damit 

nicht unsere wirtschaftliche Basis gefährden. 

Sehr geehrte Damen und Herren im Gesundheitsausschuss, aus unserer Sicht sollte im 

Landesbasisfallwert für 2024 eine nachträgliche Inflationskorrektur in Höhe von +4 Prozent 

vorgesehen werden. Zudem muss die regelhafte Finanzierung des vollen Tarifausgleichs ab 

dem Jahr 2024 durch eine entsprechende Anpassung der bisherigen Berechnungssystematik 

unter Einbeziehung aller Tarifelemente gesetzlich festgelegt werden. Zudem müsste ein 

Vorschaltgesetz dafür sorgen, dass zukünftig Orientierungswert und Veränderungswert die 

jährlichen Kostensteigerungen in den Krankenhäusern vollständig abbilden. Erforderlich 

wären dafür Änderungen am Krankenhausfinanzierungsgesetz und an der 

Bundespflegesatzverordnung. Damit würden Sie im Bundestag über diese Legislaturperiode 

hinaus die Grundlage schaffen, dass die Krankenhausreform auf eine funktionierende 

Krankenhauslandschaft trifft, wenn sie ab den Jahren 2026/2027 voraussichtlich ihre Wirkung 

entfaltet. 

Für ein Gespräch stehen wir gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

St. Elisabeth-Hospital Meerbusch-Lank 
       ppa.  

 

Dr. rer. pol. Conrad Middendorf     Julia Held 

(Geschäftsführer)      (Kfm. Direktorin) 
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 Geschäftsführerin: Andrea Massone   

 
 

 

Stellungnahme zu der Forderung nach einem Vorschaltgesetz, Anhörung im 

Gesundheitsausschuss am 18.10.2023  

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

 

gerne möchte ich die Gelegenheit nutzen, um Ihnen die aktuelle Ausgangslage hinsichtlich der 

wirtschaftlichen Situation der Krankenhäuser darzulegen. Auch wir als Knappschaftsklinikum Saar GmbH 

sind von der aktuellen wirtschaftlichen Situation stark geprägt. Die staatlichen Hilfen sind nicht 

ausreichend. Weitere Defizite sind in den kommenden Jahren zunehmend ersichtlich. Alle 

Krankenhäuser planen für 2024 empfindliche Defizite ein, die viele in eine wirtschaftliche Schieflage bis 

hin zur konkreten Insolvenzgefahr bringen.  

 

Trotz der gewährten staatlichen Hilfen für die gestiegenen Energiekosten erhalten die Krankenhäuser 

bisher keine ausreichende Kompensation für die inflationsbedingten Kostensteigerungen. Diese 

Belastung wird im nächsten Jahr noch verstärkt, weil die für das Jahr 2024 vereinbarten Tarifsteigerungen 

von rund zehn Prozent bislang nicht vollständig gegenfinanziert sind.  

 

Die Krankenhäuser müssen für das kommende Jahr hohe Verluste einplanen. Betroffen von dieser 

unausgeglichenen Belastung sind alle Kliniken. Es ist deshalb ein reales Szenario, dass die stationäre 

Gesundheitsversorgung durch eine drohende Insolvenzwelle, auch durch eine wirtschaftliche Schieflage 

der Krankenhäuser, empfindlich eingeschränkt werden müsste.  

 

Deshalb haben wir am 20.09.2023 mit Mitarbeitenden im Rahmen der Kampagne „Alarmstufe Rot – 

Krankenhäuser in Gefahr“ gegen die Unterfinanzierung und die Folgen der Inflation protestiert. Der 

wachsende Kostendruck auf die Krankenhäuser wirkt sich auf alle Standorte negativ aus. Die bisherige 

Weigerung der Bundesregierung, die Betriebskosten der Krankenhäuser entsprechend ihrer gesetzlichen 

  
 
 
 
Knappschaftsklinikum Saar 
GmbH 
Akademisches Lehrkrankenhaus  
der Universität des Saarlandes 

Knappschaftsklinikum Saar GmbH, In der Humes 35, 66346 Püttlingen 

 

Deutscher Bundestag 

Ausschuss für Gesundheit 
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Pflicht nachhaltig abzusichern, wird viele Krankenhäuser in wirtschaftliche Turbulenzen stürzen. Die 

Folgen für die wohnortnahe Versorgung der Patientinnen und Patienten sind nicht absehbar. Aber jeder 

unkontrollierte Niedergang eines Krankenhauses wird nicht mehr zu schließende Lücken reißen. 

 

Bundesregierung und Bundestag sollten zum einen die dauerhafte Kompensation der Inflationskosten 

sicherstellen. Möglich wäre dies über eine mindestens 4-prozentige Anhebung des Landesbasisfallwertes 

ab 2024. Zudem müssten Bundesregierung und Bundestag die gesetzlichen Voraussetzungen schaffen, 

dass die Preisanpassungen für das kommende Jahr nicht wie bisher gedeckelt bleiben, sondern dass die 

Krankenkassen die vollen Tariferhöhungen finanzieren können. 

 

Die von der Bundesregierung gewährten Energiehilfen waren und sind eine wichtige Unterstützung für 

die Krankenhäuser. Doch können Einmalzahlungen keine strukturelle Unterfinanzierung ausgleichen. 

Dies gilt auch für Überlegungen der Bundesregierung, durch eine frühere Anpassung von 

Tariferhöhungen beim Pflegebudget sowie einen erhöhten Pflegeentgeltwert für mehr Liquidität zu 

sorgen. Eine solche Verengung nur auf die Pflege am Bett sorgt für eine Ungleichbehandlung mit allen 

anderen Berufsgruppen im Krankenhaus, die für eine funktionierende Versorgung der Patientinnen und 

Patienten ebenfalls unverzichtbar sind. Auch für sie muss eine vollständige Refinanzierung der 

vereinbarten Tariferhöhung ab dem Jahr 2024 sichergestellt werden – nicht einmalig, sondern 

systematisch. 

 

Ein Vorschaltgesetz – wie durch die Fraktionen von CDU/CSU sowie von Die Linke gefordert – könnte 

eine Lösung aus der Krise darstellen. Ein solches müsste dann die entsprechenden Änderungen im 

Krankenhausentgeltgesetz regeln sowie Anpassungen in der Bundespflegesatzverordnung vorsehen. 

Hierbei geht es insbesondere um folgende Punkte: 

 Einmalige basiswirksame Anpassung der Landesbasisfallwerte, des Gesamtbetrages nach 

Bundespflegesatzverordnung (BPflV) und der Erlössumme der besonderen Einrichtungen im 

Sinne eines Inflationsausgleichs in Höhe von +4 %. 

 Sicherstellung einer regelhaften Finanzierung des vollen Tarifausgleichs ab dem Jahr 2024 

durch eine entsprechende Anpassung der bisherigen Berechnungssystematik unter 

Einbeziehung aller Tarifelemente. 

 Überprüfung der Systematik zur Berechnung des Orientierungswertes und des 

Veränderungswertes mit dem Ziel, zukünftig die krankenhausspezifischen durchschnittlichen 

Sach- und Personalkostensteigerungen jährlich vollständig abzubilden und zu refinanzieren. 

Dabei sollte auch überprüft werden, inwiefern zusätzlich prognostische Elemente bezogen für 

den folgenden Finanzierungszeitraum in die Berechnungen einbezogen werden könnten (kein 

reiner Vergangenheitsbezug). 

Insgesamt ist es erforderlich, für die kommenden Jahre Finanzierungsinstrumente für die 

Krankenhausversorgung zu etablieren, mit den die Sach- und Personalkostensteigerungen zeitnah und 

nachhaltig abgebildet werden. Entscheidend ist hierbei, dass kein neues Nachweissystem mit neuer 

Bürokratie entsteht, sondern dass es eine nachhaltige, systematische Finanzierung von 

Kostensteigerungen gibt. 

 

Die Pläne von Bund und Ländern für eine bundesweit einheitliche Krankenhausreform mit einer 

Novellierung des Fallpauschalensystems bietet dafür perspektivisch einen guten Ansatz, wenn es 

ausreichende Mittel bereitstellt. Doch würde die Krankenhausreform tatsächlich frühestens im Jahr 2026 

Wirkung entfachen.  

 



Für viele Krankenhäuser käme dies zu spät, weil sie als Folge einer Insolvenz aus der Versorgung 

ausscheiden. Zwar könnten Länder und Kommunen einzelne Kliniken zu erhalten versuchen, doch muss 

hier eine Überforderung der Kommunen als Garanten der Daseinsvorsorge verzichtet werden. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
 
 

Andrea Massone 
Geschäftsführerin 
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Stellungnahme zu den Anträgen 

• der Fraktion Die Linke: 

„Keine Krankenhausschließungen aus wirtschaftlichen Gründen – Defizitausgleich als 

Vorschaltgesetz vor Krankenhausreform“ 

Drucksache 20/7568 

• der Fraktion der CDU/CSU: 

„Vorschaltgesetz jetzt beschließen und kalte Strukturbereinigung in der deutschen 

Krankenhauslandschaft verhindern“ 

Drucksache 20/8402 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

aufgrund der aktuellen strukturellen Unterfinanzierung der Krankenhäuser, die zunehmend zu 

Krankenhausinsolvenzen führt, sowie der drohenden Auswirkungen dieser Situation für die 

Krankenhausversorgung der Bevölkerung möchte der Klinikverbund Hessen e. V. als Verband der öffentlich 

und kommunal getragenen Kliniken in Hessen Stellung zu den genannten Anträgen nehmen. Beide Anträge 

haben das Ziel, die aktuelle Finanzlage der Kliniken zu verbessern bzw. abzumildern und weitere 

Insolvenzen zu vermeiden.  

Ausgangslage 

§ 4 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes regelt eindeutig: 

„Die Krankenhäuser werden dadurch wirtschaftlich gesichert, daß 

1. ihre Investitionskosten im Wege öffentlicher Förderung übernommen werden und sie 

2. leistungsgerechte Erlöse aus den Pflegesätzen […] erhalten.“ 

An die Mitglieder im  

Gesundheitsausschuss 

des Deutschen Bundetages 
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Abbildung 1: Entwicklung der Investitionsförderquote 

Seit Einführung der dualen Krankenhausfinanzierung hat die Förderquote der Bundesländer, d. h. der Anteil 

der Investitionsförderung an den Krankenhausgesamtkosten nahezu kontinuierlich abgenommen und 

beträgt heute gerade noch rund 3 Prozent (siehe Abbildung 1). Allgemein ist bei Krankenhausbetrieben 

davon auszugehen, dass allein für die Bestandserhaltung eine Investitionsquote von 8 bis 10 Prozent für 

erforderlich gehalten wird. Die somit seit Jahrzehnten bestehende mangelnde Investitionsfinanzierung der 

Bundesländer erforderte daher eine erhebliche „Eigenbeteiligung“ der Krankenhäuser bei Investitionen zur 

Bestandserhaltung und Anpassung an die medizinische Entwicklung. Da die Einnahmemöglichkeiten für 

Krankenhäuser begrenzt sind, mussten diese „Eigenbeteiligungen“ aus dem laufenden Betrieb und somit 

letztlich durch die größtenteils über die GKV finanzierten Behandlungserlöse erwirtschaftet werden.  

Auch unter Ausklammerung der Covid-Pandemie und ihrer Folgen, beispielsweise für die stationären 

Fallzahlen und damit Einnahmen der Krankenhäuser, besteht spätestens seit Beginn des Krieges in der 

Ukraine und der damit verbundenen Kostensteigerungen eine strukturelle Unterfinanzierung der 

Krankenhausversorgung: Die Kostenentwicklung der Energie-, Sach- und Personalkosten wird in keiner 

Weise in den Entwicklungen der Landesbasisfallwerte abgebildet. Während der Verbraucherpreisindex 

zwischen 2020 und 2023 um rund 18 Prozent anstieg, wurden die Landesbasisfallwerte in diesem Zeitraum 

lediglich um 9 Prozent angehoben (siehe Abbildung 2).  

 

Abbildung 2: Entwicklung der Preise und Landesbasisfallwerte 
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Die strukturelle Unterfinanzierung – sowohl (nach wie vor) der Investitionskosten, als auch der 

Behandlungskosten – bedeutet, dass eine kostendeckende Erbringung von Krankenhausleistungen nicht 

mehr möglich ist. Dort, wo Krankenhäuser, Unternehmen und Konzerne noch Gewinne ausweisen, handelt 

es sich in der Regel um Rücklagen, Einmaleffekte oder zeitlich begrenzte Maßnahmen, mit der die 

Unterfinanzierung auf Dauer nicht ausgeglichen werden kann.  

Fakt ist, dass heute jedes Krankenhaus für die Behandlung von Patientinnen und Patienten „drauflegt“ 

und 80 bis 85 Prozent ein Defizit für 2023 ausweisen werden, wie entsprechende Analysen von DKI und 

RWI zeigen. 

Zum Antrag der Fraktion Die Linke:  

„Keine Krankenhausschließungen aus wirtschaftlichen Gründen – Defizitausgleich als Vorschaltgesetz vor 

Krankenhausreform“, Drucksache 20/7568 

Der Antrag schlägt einen trägerbezogenen Defizitausgleich aus Bundesmitteln vor.  

Vorteile des Antrages: 

• Grundsätzlich ist ein trägerbezogener Defizitausgleich begrüßenswert. 

• Damit wird der Gefahr von defizitbedingten Insolvenzen entgegengewirkt. 

• Die Träger werden vom Ausgleich der Defizite entlastet, soweit dies nicht durch Gewinne anderer 

Krankenhäuser innerhalb des Trägers ausgeglichen werden kann. Insbesondere für die 

kommunalen Träger bedeutet dies, dass die bisher für Krankenhausdefizite aufgebrachten Mittel 

für andere Zwecke der kommunalen Daseinsvorsorge zur Verfügung stehen. 

Nachteile des Antrages 

• Die strukturelle Unterfinanzierung an sich wird damit nicht behoben. 

• Es handelt sich daher um eine rein symptomatische Maßnahme. 

• Die mangelnde Investitionsförderung der Länder wird nicht adressiert. Eine Beteiligung der Länder 

ist nicht vorgesehen. Unabhängig von allen anderen Maßnahmen – einschließlich der 

Krankenhausreform – ist eine Anhebung der Investitionsförderung auf das gesetzlich vorgesehene 

notwendige Maß zwingend erforderlich. 

Bewertung des Klinikverbunds Hessen 

Insgesamt ist dieser Antrag hinsichtlich einer Linderung der akuten Situation zielführend und scheint 

verhältnismäßig einfach und rasch umsetzbar. Detailregelungen sind allerdings noch zu konkretisieren. 

Insofern kann der Antrag grundsätzlich befürwortet werden.  

Zum Antrag der Fraktion der CDU/CSU:  

„Vorschaltgesetz jetzt beschließen und kalte Strukturbereinigung in der deutschen 

Krankenhauslandschaft verhindern“, Drucksache 20/8402 

Der Antrag sieht eine Analyse der aktuellen Finanzsituation und des Finanzbedarfs der Krankenhäuser unter 

Beteiligung der Länder, der DKG, den Krankenhausgesellschaften und Kommunalvereinigungen sowie 

weiteren betroffenen Akteuren vor. Auf Basis dieser Analyse sollen geeignete Maßnahmen zur 

Stabilisierung der Finanzlage in einem Vorschaltgesetz umgesetzt werden. Kostenentwicklungen sollen 

zeitnah in eine Steigerung der Landesbasisfallwerte einfließen. 
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Vorteile des Antrages 

• Der Antrag geht den Bereich der Unterdeckung der Behandlungsvergütung grundsätzlich an. 

• Eine Anpassung der Landesbasisfallwerte an die Kostenentwicklung als Ziel ist grundsätzlich zu 

begrüßen. 

• Die vorgesehene Analyse bezieht die Beteiligten mit ein. 

Nachteile des Antrags 

• Die vorgesehene Analyse und damit die Umsetzung des Antrags benötigt Zeit. In dieser Zeit werden 

weitere Kliniken Insolvenz anmelden müssen. 

• Die entstehenden Mehrkosten lasten überwiegend auf der GKV. 

• Die mangelnde Investitionsförderung der Länder wird nicht adressiert. Eine Beteiligung der Länder 

ist nicht vorgesehen. Unabhängig von allen anderen Maßnahmen – einschließlich der 

Krankenhausreform – ist eine Anhebung der Investitionsförderung auf das gesetzlich vorgesehene 

notwendige Maß zwingend erforderlich. 

Bewertung des Klinikverbunds Hessen 

Insgesamt ist dieser Antrag hinsichtlich einer grundsätzlichen Behebung der Unterfinanzierung zumindest 

auf der Seite der Behandlungserlöse zielführend. Kritisch ist der für die Analyse und Umsetzung 

erforderliche Zeitrahmen; die Maßnahmen werden für einige Kliniken zu spät kommen. Insgesamt kann der 

Antrag ebenfalls befürwortet werden. 

Gesamtbewertung der Anträge 

Beide Anträge schließen sich nicht aus, da der Antrag der Fraktion Die Linke auf eine kurzfristige Sicherung 

der aktuellen Finanzlage der defizitären Krankenhäuser abzielt, während der Antrag der Fraktion der 

CDU/CSU längere Vorlaufzeit benötigt, jedoch die strukturelle Unterfinanzierung im Bereich der 

Behandlungserlöse beheben soll. Insofern ergänzen sich beide Anträge.  

Beide Anträge lassen jedoch – als Anträge im Deutschen Bundestag allerdings nachvollziehbar – die 

Unterfinanzierung im Bereich der Investitionsförderung der Länder außer Acht. Insofern wird angeregt, bei 

beiden Anträgen über ein Co-Finanzierungsmodell Bund/Länder (z. B. in Anlehnung an den Strukturfonds) 

nachzudenken. 

 

Hinsichtlich weiterer Notwendigkeiten und Alternativen zu den vorgelegten Anträgen wird auf die 

Stellungnahmen der Deutschen und der Hessischen Krankenhausgesellschaft verwiesen. 

 

Ich bedanke mich für die Gelegenheit zu Stellungnahme im Namen des Klinikverbunds Hessen e. V. und 

bitte um Berücksichtigung der angeführten Argumente.  

Mit freundlichen Grüßen, 

 

Reinhard Schaffert 
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Wirtschaftliche Situation der  

AGAPLESION DIAKONIEKRANKENHAUS SEEHAUSEN gemeinnützige GmbH  

 

Sehr geehrter Herr Dr. Herbert Wollmann,  

 

mit unserer AGAPLESION DIAKONIEKRANKENHAUS SEEHAUSEN gemeinnützigen 

GmbH leisten wir einen wichtigen Beitrag für die erstklassige medizinische und 

pflegerische Versorgung der Bürgerinnen und Bürger im Landkreis Stendal. Dies tun 

wir tagtäglich mit viel Leidenschaft, Überzeugung und Freude für den Dienst am und 

für den Menschen.  

 

Allerdings befinden wir uns - wie die meisten Krankenhäuser in Deutschland - in einer 

außerordentlich schwierigen wirtschaftlichen Situation.  

 

Rechnerisch stellt sich das im Vergleich der Jahre 2022 zu 2023 folgendermaßen dar: 

 

Beispiele für einige stark gestiegene Kostenarten: 

- Personalaufwand 6,0 %, d.h. ca. 670 T€ 

- Wasser und Energie 32 %, d.h. ca. 100 T€ 

- Beköstigung 9,7 %, d.h. ca. 45 T€ 

 

Erlössteigerung: 

- Steigerung Landesbasisfallwert Sachsen-Anhalt 4,3 %, d.h. ca. 384 T€ 

 

Dies ergibt eine negative Ergebniswirkung im Vergleich zum Vorjahr in Höhe 

von 431 T€. 

 

Als gemeinnütziges Unternehmen können wir nicht auf Zuschüsse und Liquidität von 

Investoren oder von Städten und Landkreisen zurückgreifen, um Verluste zu decken.  

Wir sind auf eine Kompensation unserer Kosten im Rahmen des 

Krankenhausfinanzierungs-systems angewiesen. Mögliche Effekte der angekündigten 

Krankenhausreform helfen uns in der aktuellen Situation nicht weiter. 

 
  

AGAPLESION 

DIAKONIEKRANKENHAUS 

SEEHAUSEN gGmbH 

 

Geschäftsführung 
Dirk Herrmann 

 

Dr. Albert Steinert Platz 1  

39615 Hansestadt Seehausen 

T (039386) 6 – 231 

F (039386) 6 – 269 

Verwaltung.dks@agaplesion.de 

www.dkhseehausen.de 

 

Diakonie 
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Sehr geehrter Herr Dr. Wollmann, 

Menschen in ihrer Notsituation zu unterstützen - ihnen zu helfen, wieder auf die Beine 

zu kommen, empfinden wir als unseren Auftrag. Nun sind wir auf Hilfe angewiesen. 

 

Wir – hier sprechen wir für 170 engagierte Mitarbeiter:innen der AGAPLESION 

DIAKONIEKRANKENHAUS SEEHAUSEN gemeinnützige GmbH - bitten Sie persönlich 

um Unterstützung im Rahmen Ihres politischen Mandats und Auftrags.  

 

Bitte unterstützen Sie die Anträge zu einem Vorschaltgesetz, die am  

18. Oktober 2023 im Ausschuss für Gesundheit des Deutschen Bundestages 

beraten werden.  

 

Bitte machen Sie sich stark für ein Vorschaltgesetz, sodass durch einen 

sofortigen Inflationsausgleich ein Teil unserer Verluste abgefedert werden. 

 

Es geht um nichts weniger als die Versorgungssicherheit der Menschen in unserer 

Region. Zu viele Krankenhäuser sind bereits dem kalten Strukturwandel zum Opfer 

gefallen und von der Landkarte verschwunden.  

 

Wir danken Ihnen herzlich dafür, dass Sie unser Anliegen wahrgenommen haben und 

sich dafür einsetzen. Denn wir wollen weiterhin Ihr verlässlicher Partner für die 

hochwertige medizinische und pflegerische Versorgung der Bürger:innen vor Ort sein.  

 

Gerne stehen wir Ihnen persönlich für ein vertieftes Gespräch oder für Ihre Fragen 

zur Verfügung! 

 

Mit freundlichen Grüßen aus dem 

AGAPLESION DIAKONIEKRANKENHAUS SEEHAUSEN  

 

 

 

Dirk Herrmann 

Geschäftsführer 
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Existenzgefährdung der Krankenhäuser - Vorschaltgesetz zur Krankenhausreform 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 

zur Anhörung des Gesundheitsausschusses des Deutschen Bundestages zur Beratung der 

Teuerungskrise in den Krankenhäusern und der Forderung nach einem Vorschaltgesetz zur 

Krankenhausreform am 18.10.2023 wenden uns an Sie, weil die Existenz vieler Krankenhäuser 

und damit die stationäre Versorgung von Patientinnen und Patienten aufgrund einer völlig 

unzureichenden Finanzierung der von den Krankenhäusern erbrachten Leistungen in hohem 

Maße gefährdet ist. 

 
Einige Krankenhäuser mussten wegen der Unterfinanzierung bereits Insolvenz anmelden, weil 
sie zahlungsunfähig und/oder überschuldet waren.  
 

Der Konzern Klinikum Region Hannover (KRH) zählt zu den größten kommunalen 

Krankenhausträgern in Deutschland mit acht somatischen und zwei psychiatrischen 

Krankenhäusern. In rd. 3.000 Betten werden von rd. 8.000 Beschäftigten jährlich rd. 100.000 

Patientinnen und Patienten stationär versorgt. 

 

Das KRH muss einerseits permanent ankämpfen gegen finanzielle Belastungen die aus einer in 

der Vergangenheit unzureichenden Finanzierung von Investitionen und Ersatzbeschaffungen 

durch das Land Niedersachsen resultieren. Um den Krankenhausbetrieb gleichwohl aufrecht 

erhalten zu können waren vom KRH in den vergangenen Jahren Kredite in Höhe von rd. 263 Mio. 

Euro aufzunehmen. Für diese „Altlasten“ hat das KRH derzeit noch jährlich Zins- und 

Tilgungsleistungen in Höhe von 15 Mio. Euro zu erwirtschaften. Diese Kosten sind in der 

bundeseinheitlichen Leistungsvergütung nicht abgebildet.  

 

— 

 Geschäftsführung 
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Besonders kritisch sehen wir die inflationsbedingten Mehrkosten, die durch die 

Betriebskostenfinanzierung/den Landesbasisfallwert nicht abgebildet sind. Die Vergütung 

die die Krankenhäuser erhalten reicht nicht aus, um die laufenden Personal- und 

Sachkosten bezahlen zu können.  

 

Daraus resultierende Verluste zehren das Eigenkapital auf und können zu einer 

Überschuldung oder Zahlungsunfähigkeit im insolvenzrechtlichen Sinne führen. Weil es 

vom Krankenhausträger nicht leistbar ist, die Defizite dauerhaft durch Kapitalerhöhungen 

auszugleichen, ist die Betriebskostenfinanzierung/der Landesbasisfallwert auskömmlich 

zu gestalten.  

 

Ursächlich für diese Situation ist ein seit der COVID-19-Pandemie bundesweit zu verzeichnender 

Rückgang der Nachfrage nach stationären Krankenhausbehandlungen um rd. 15 %. Die 

diesbezgl. Rettungsschirme sind zum 30.06.2022 ausgelaufen.      

 

Darüber hinaus hat der Ukrainekrieg zu erheblichen Kostensteigerungen in den Bereichen 

Energie und Material sowie zu Lieferengpässen geführt. Zudem haben die Beschäftigten vor dem 

Hintergrund der anhaltenden inflationsbedingten Kostenentwicklung deutliche Steigerungen der 

Tarifgehälter realisiert und die Kosten für bezogene Leistungen und Waren sind erheblich 

gestiegen. 

 

Die von Herrn Bundesgesundheitsminister Lauterbach vorgeschlagenen Liquiditätshilfen 

 frühzeitige Refinanzierung von Tarifsteigerungen beim Pflegepersonal 

 Erhöhung des vorläufigen Pflegeentgeltwertes von 230 Euro auf 250 Euro 

 schnellerer Ausgleich der noch nicht finanzierten Pflegepersonalkosten 

sind für das KRH enorm wichtig, um die Zahlungsfähig gewährleisten zu können.  

 

Darüber hinaus besteht das grundsätzliche Problem, dass die Preise für die von den 

Krankenhäusern erbrachten Leistungen zu niedrig sind, um die Kosten decken zu können. Diese 

Schere zwischen Kosten und Erlösen wird seit Jahren immer größer. 

 

Zwingend notwendig sind daher Maßnahmen, die zu dauerhaft kostendeckenden Preisen 

führen, um eine insolvenzrechtliche Überschuldung auszuschließen.  Dies kann im Rahmen der 

bestehenden Regelungen zur Krankenhausfinanzierung (Krankenhausentgeltgesetz) u. a. durch 

eine Anhebung der Landesbasisfallwerte bzw. eine Anpassung der Finanzierungs-regelungen 

der Bundespflegesatzverordnung erfolgen. 

 

Dementsprechend fordern die Gesundheitsminister der Länder eine Anhebung der 

Landesbasisfallwerte und ein Nothilfeprogramm für existenzbedrohte Krankenhäuser in Höhe von 

5 Milliarden Euro. Über dieses Vorschaltgesetz haben die Abgeordneten des Bundestages zu 

entscheiden. 

 

Der Gesundheitsausschuss des Bundestages berät darüber in seiner Sitzung am 18.10.2023. 

 

Die Notwendigkeit zu strukturellen Veränderungen wird von den Krankenhäusern gesehen und 

anerkannt. Allerdings sollte dies jedoch in einem geordneten Prozess und unter finanziell tragbaren 

Rahmenbedingungen erfolgen. Der Gesellschafter der KRH hat dazu bereits die Medizinstrategie 

2030 beschlossen. Diese bildet schon die wesentlichen Punkte der neuen bundes- und 

ländergesetzlichen Regelungen zu strukturellen und organisatorischen Regelungen ab. Die 

Umsetzung setzt langfristige finanzielle Rahmenbedingungen voraus, die einen wirtschaftlichen 

Krankenhausbetrieb ermöglichen.  
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Damit die Krankenhäuser überleben und handlungsfähig bleiben, ist deren Liquidität zu sichern 

und sind kostendeckende Preise notwendig. 

 

Daher bitten wir Sie, sowohl die von Hr. Lauterbach vorgeschlagenen Liquiditätshilfen, als auch 

die Forderungen der Gesundheitsminister der Länder zur Anhebung der Landesbasisfallwerte 

und zum Nothilfeprogramm zu unterstützen und sich für ein entsprechendes Votum im 

Gesundheitsausschuss des Bundestages einzusetzen, um ein weiteres Krankenhaussterben und 

damit eine drohende Unterversorgung der Bevölkerung zu verhindern und die 

Reformbestrebungen der Krankenhäuser zu befördern. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 

 

Schulte                                                            Born 
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Stellungnahme zum Vorschaltgesetz, Anhörung im Gesundheitsausschuss am 18.10.2023 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

mehr als 10.000 Beschäftigten aus den nordrhein-westfälischen Krankenhäusern haben am                  

20. September in Düsseldorf für eine vollständige und nachhaltige Finanzierung der hohen 

Inflationskosten sowie der ab dem Jahr 2024 verabredeten Tarifsteigerungen von rund                             

10 Prozent demonstriert.  

Wir wenden uns heute noch einmal als Rhein-Maas Klinikum GmbH an Sie. Sie werdem am 

18.10.2023 die Stellungnahmen zu einem Vorschaltgesetz zur Krankenhausreform anhören. 

Dazu möchten wir Ihnen im Vorfeld gerne unsere Position und unsere direkte Betroffenheit 

schildern. Denn bei der Kundgebung in Düsseldorf ist deutlich geworden: Die enorme Gefahr 

einer wirtschaftlichen Schieflage, wenn die oben angesprochenen Kostensteigerungen nicht ab 

2024 systematisch finanziert werden, betrifft alle Krankenhäuser. 

Alle Geschäftsführungen von Krankenhäusern müssen mit empfindlichen Defiziten planen, wenn 

Sie keine grundlegende Refinanzierung für Inflations- und Tarifkosten erhalten. Dabei sind wir 

sehr dankbar für die bereits ausgezahlten bzw. die weiteren jetzt in Aussicht gestellten 

Energiehilfen. Das mildert akut den Druck ab, deckt aber nicht dauerhaft die strukturellen 

Kostensteigerungen.  

Dazu möchten wir vorweg betonen, dass wir nicht den Reformbedarf bestreiten. Hier in 

Nordrhein-Westfalen haben sich alle Krankenhausträger mit der neuen Krankenhausplanung auf 

den Weg gemacht, um hier eine an höchstmöglicher Qualität und regionalen Bedürfnissen 

orientierte Versorgungsstruktur vorzubereiten. Sie wird zu spürbaren Veränderungen führen. Für 

uns als Krankenhaus geht es jetzt darum, dass eine solche auch bundesweit angestrebte Reform 

nur funktioniert, wenn sie auf eine solide Krankenhauslandschaft aufsetzen kann. Das betrifft 

einerseits wirtschaftlich stabile Kliniken. Das erfordert ebenso gegenüber den Bürgerinnen und 

Bürgern eine verlässliche und planvolle Politik, damit strukturelle Veränderungen nicht weiter als 

Verunsicherung empfunden, sondern als Fortentwicklung verstanden werden können. Und 

zugleich gilt es, eine Überforderung der Kommunen durch Klinikinsolvenzen zu vermeiden. 

 

Deutscher Bundestag 

Ausschuss für Gesundheit 

Platz der Republik 1 

 

11011 Berlin 

 
per E-Mail an: gesundheitsausschuss@bundestag.de 
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Nur die dauerhafte Finanzierung im bestehenden System kann die Inflationskosten und ebenso 

die ab 2024 vereinbarten Tarifsteigerungen ausgleichen. Einmalzahlungen wirken hingegen nur 

punktuell und schließen nicht die sich immer breiter öffnende Lücke zwischen Kosten und 

Erlösen. Dies gilt übrigens auch für Überlegungen der Bundesregierung im Kontext des 

Transparenzgesetzes, durch eine frühere Anpassung von Tariferhöhungen beim Pflegebudget 

sowie einen erhöhten Pflegeentgeltwert für mehr Liquidität zu sorgen. Eine solche Verengung nur 

auf die Pflege am Bett sorgt zudem für eine Ungleichbehandlung gegenüber allen anderen 

Berufsgruppen im Krankenhaus, die für eine funktionierende Versorgung der Patientinnen und 

Patienten ebenfalls unverzichtbar sind. Auch für sie muss eine vollständige Refinanzierung der 

vereinbarten Tariferhöhung ab dem Jahr 2024 sichergestellt werden – nicht einmalig, sondern 

systematisch. Das politische Bekenntnis zur Tariftreue muss sich hier konkret bewähren. Wir 

wollen unseren Beschäftigten die verdiente Tariferhöhung bezahlen. Aber wir dürfen damit nicht 

unsere wirtschaftliche Basis gefährden. 

Sehr geehrte Damen und Herren, ein Vorschaltgesetz – wie durch die Fraktionen von CDU/CSU 

sowie von DIE LINKE gefordert – könnte eine Lösung aus der Krise darstellen. Ein solches 

müsste dann die entsprechenden Änderungen im Krankenhausentgeltgesetz regeln sowie 

Anpassungen in der Bundespflegesatzverordnung vorsehen. Hierbei geht es insbesondere um 

folgende Punkte: 

 

 Einmalige basiswirksame Anpassung der Landesbasisfallwerte, des Gesamtbetrages 

nach Bundespflegesatzverordnung (BPflV) und der Erlössumme der besonderen 

Einrichtungen im Sinne eines Inflationsausgleichs in Höhe von + 4 %. 

 

 Sicherstellung einer regelhaften Finanzierung des vollen Tarifausgleichs ab dem Jahr 

2024 durch eine entsprechende Anpassung der bisherigen Berechnungssystematik unter 

Einbeziehung aller Tarifelemente. 

 

 Überprüfung der Systematik zur Berechnung des Orientierungswertes und des 

Veränderungswertes mit dem Ziel, zukünftig die krankenhausspezifischen 

durchschnittlichen Sach- und Personalkostensteigerungen jährlich vollständig abzubilden 

und zu refinanzieren. Dabei sollte auch überprüft werden, inwiefern zusätzlich 

prognostische Elemente bezogen für den folgenden Finanzierungszeitraum in die 

Berechnungen einbezogen werden könnten (kein reiner Vergangenheitsbezug). 

 

Insgesamt ist es erforderlich, für die kommenden Jahre Finanzierungsinstrumente für die 

Krankenhausversorgung zu etablieren, mit denen die Sach- und Personalkostensteigerungen 

zeitnah und nachhaltig abgebildet werden. Entscheidend ist hierbei, dass kein neues 

Nachweissystem mit neuer Bürokratie entsteht, sondern dass es eine nachhaltige, systematische 

Finanzierung von Kostensteigerungen gibt. 
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Damit würden Sie im Bundestag über diese Legislaturperiode hinaus die Grundlage schaffen, 

dass die Krankenhausreform auf eine funktionierende Krankenhauslandschaft trifft, wenn sie ab 

den Jahren 2026/2027 voraussichtlich ihre Wirkung entfaltet. 

Ein gleichlautendes Schreiben haben wir ebenfalls direkt an Frau Moll gesendet. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Jonas Wintz 
Geschäftsführer 
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Stellungnahme gegenüber dem Gesundheitsausschuss des Deutschen Bundestages 

 

 

Sehr geehrte Frau Vogler, 

sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 

 

mehr als 10.000 Beschäftigte aus den nordrhein-westfälischen Krankenhäusern haben am 20. Sep-

tember in Düsseldorf für eine vollständige und nachhaltige Finanzierung der hohen Inflationskosten 

sowie der ab dem Jahr 2024 verabredeten Tarifsteigerungen von rund 10 Prozent demonstriert.  

 

Wir wenden uns heute noch einmal als LWL-Klinik Lengerich aus Ihrem Wahlkreis an Sie als Mitglied 

des Gesundheitsausschusses im Deutschen Bundestag. In diesem Gremium werden Sie am 18.10.2023 

die Stellungnahmen zu einem Vorschaltgesetz zur Krankenhausreform anhören. Dazu möchten wir 

Ihnen im Vorfeld gerne unsere Position und unsere direkte Betroffenheit schildern. Denn bei der 

Kundgebung in Düsseldorf ist deutlich geworden: Die enorme Gefahr einer wirtschaftlichen Schief-

lage, wenn die oben angesprochenen Kostensteigerungen nicht ab 2024 systematisch finanziert wer-

den, betrifft alle Krankenhäuser. 

 

Alle Geschäftsführungen von Krankenhäusern müssen mit empfindlichen Defiziten planen, wenn Sie 

keine grundlegende Refinanzierung für Inflations- und Tarifkosten erhalten. Dabei sind wir sehr dank-

bar für die bereits ausgezahlten bzw. die weiteren jetzt in Aussicht gestellten Energiehilfen. Das mil-

dert akut den Druck ab, deckt aber nicht dauerhaft die strukturellen Kostensteigerungen. Deshalb 

droht auch unserem Krankenhaus eine wirtschaftliche Schieflage, der wir mit empfindlichen Einschnit-

ten begegnen müssten. Das würde die Gesundheitsversorgung der Bürgerinnen und Bürger nachhal-

tig einschränken. 

 

Dazu möchten wir vorweg betonen, dass wir nicht den Reformbedarf bestreiten. Hier in Nordrhein-

Westfalen haben sich alle Krankenhausträger mit der neuen Krankenhausplanung auf den Weg ge-

macht, hier eine an höchstmöglicher Qualität und regionalen Bedürfnissen orientierte Versorgungs-

struktur vorzubereiten. Sie wird zu spürbaren Veränderungen führen. Für uns geht es jetzt darum, 
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dass eine solche auch bundesweit angestrebte Reform nur funktioniert, wenn sie auf eine solide Kran-

kenhauslandschaft aufsetzen kann.  

Das betrifft einerseits wirtschaftlich stabile Kliniken. Das erfordert ebenso gegenüber den Bürgerinnen 

und Bürgern eine verlässliche und planvolle Politik, damit strukturelle Veränderungen nicht weiter als 

Verunsicherung empfunden, sondern als Fortentwicklung verstanden werden können. Und zugleich 

gilt es, eine Überforderung der Kommunen durch Klinikinsolvenzen zu vermeiden. 

 

Deshalb bitten wir Sie, den Weg für ein Vorschaltgesetz zu eröffnen. Denn nur die dauerhafte Finan-

zierung im bestehenden System kann die Inflationskosten und ebenso die ab 2024 vereinbarten Ta-

rifsteigerungen ausgleichen. Einmalzahlungen wirken hingegen nur punktuell und schließen nicht die 

sich immer breiter öffnende Lücke zwischen Kosten und Erlösen. Dies gilt übrigens auch für Überle-

gungen der Bundesregierung im Kontext des Transparenzgesetzes, durch eine frühere Anpassung 

von Tariferhöhungen beim Pflegebudget sowie einen erhöhten Pflegeentgeltwert für mehr Liquidität 

zu sorgen. Eine solche Verengung nur auf die Pflege am Bett sorgt zudem für eine Ungleichbehand-

lung gegenüber allen anderen Berufsgruppen im Krankenhaus, die für eine funktionierende Versor-

gung der Patientinnen und Patienten ebenfalls unverzichtbar sind. Auch für sie muss eine vollständige 

Refinanzierung der vereinbarten Tariferhöhung ab dem Jahr 2024 sichergestellt werden – nicht ein-

malig, sondern systematisch. Das politische Bekenntnis zur Tariftreue muss sich hier konkret bewäh-

ren. Wir wollen unseren Beschäftigten die verdiente Tariferhöhung bezahlen. Aber wir dürfen damit 

nicht unsere wirtschaftliche Basis gefährden. 

 

Sehr geehrte Frau Vogler,  

sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 

aus unserer Sicht sollte im Landesbasisfallwert für 2024 eine nachträgliche Inflationskorrektur in Höhe 

von +4 Prozent vorgesehen werden. Zudem muss die regelhafte Finanzierung des vollen Tarifaus-

gleichs ab dem Jahr 2024 durch eine entsprechende Anpassung der bisherigen Berechnungssyste-

matik unter Einbeziehung aller Tarifelemente gesetzlich festgelegt werden. Zudem müsste ein Vor-

schaltgesetz dafür sorgen, dass zukünftig Orientierungswert und Veränderungswert die jährlichen 

Kostensteigerungen in den Krankenhäusern vollständig abbilden. Erforderlich wären dafür Änderun-

gen am Krankenhausfinanzierungsgesetz und an der Bundespflegesatzverordnung. Damit würden Sie 

im Bundestag über diese Legislaturperiode hinaus die Grundlage schaffen, dass die Krankenhausre-

form auf eine funktionierende Krankenhauslandschaft trifft, wenn sie ab den Jahren 2026/2027 vo-

raussichtlich ihre Wirkung entfaltet. 

 

Für ein Gespräch stehen wir gerne zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 

Thomas Voß 

Kaufmännischer Direktor 
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An: Anhörungen Gesundheitsausschuss Postfachaccount PA14

Betreff: WG: Vorschaltgesetz und Verhinderung der kalten Strukturbereinigung

-----Ursprüngliche Nachricht----- 
Von: Decker, Michael <michael.decker@diak-fr.de>  
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An: Baehrens Heike <heike.baehrens@bundestag.de>; Stöcker Diana <diana.stoecker@bundestag.de>; Gürpinar 
Ates <ates.guerpinar@bundestag.de>; Raffelhüschen Claudia <claudia.raffelhueschen@bundestag.de>; Fechner 
Johannes <johannes.fechner@bundestag.de>; Wahlkreisbüro Chantal Kopf MdB <chantal.kopf.wk@bundestag.de>; 
Dr. Christoph Hoffmann MdB <christoph.hoffmann@bundestag.de> 
Cc: Gesundheitsausschuss Posffachaccount PA14 <gesundheitsausschuss@bundestag.de>; 'info@bwkg.de' 
<info@bwkg.de> 
Betreff: Vorschaltgesetz und Verhinderung der kalten Strukturbereinigung 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

am 18. Oktober befasst sich der Gesundheitsausschuss mit zwei Anträgen, bei denen es um die Verhinderung von 
unnöfigen Krankenhausschließungen auf Grund der aktuellen Kostensteigerungen kommt. Die finanzielle Situafion in 
den Krankenhäusern ist jetzt schon dramafisch und wird sich im nächsten Jahr noch einmal massiv verstärken, wenn 
nichts unternommen wird.  

Zur Begründung möchte ich mich sehr kurz fassen, weil die Faktenlage eigentlich auch absolut offensichtlich ist. Wir 
haben mit gewalfigen Kostensteigerungen in allen Bereichen zu kämpfen. Überall wurden die Preise erhöht (zum Teil 
erheblich) und weitere Preissteigerungen sind angekündigt. Dabei geht es nicht nur um Energie. Auch alle anderen 
Bereiche wie Lebensmiftel, Medikamente, Medizinprodukte (hier kommt es neben der reinen Inflafion auch noch zu 
Mehrkosten durch erhöhte Qualitätsanforderungen), Dienstleistungen und Technik sind betroffen. Hinzu kommen 
relevante Folgekosten durch die zunehmende Digitalisierung, die nur zum Teil durch die Miftel des KHZG gedeckt 
sind. Alle IT-Firmen haben ihre Wartungsverträge ganz empfindlich angehoben. Im nächsten Jahr wird dann die 
zweite Stufe der Tarifvereinbarung TVöD umgesetzt, die zu einer weiteren ganz erheblichen Zusatzbelastung im 
Bereich der Personalkosten führen wird.  

All diese Kostensteigerungen sind von uns Krankenhäusern nicht zu verantworten, nicht zu beeinflussen und über 
den regulären Ansfieg der Basisfallwerte nicht refinanziert. Trotz der Energiehilfen werden wir als Ev. 
Diakoniekrankenhaus dieses Jahr zum ersten Mal in unserer Geschichte (!) wohl kein posifives Ergebnis erzielen 
können. Der Kostenansfieg ist einfach viel zu hoch. Da unsere Preise polifisch festgesetzt werden droht das nächste 
Jahr kompleft desaströs zu werden, wenn nicht endlich grundlegend auf diese offensichtliche Realität reagiert wird. 

Es kann hier auch nicht um nochmalige Einmalhilfen gehen – die Kostensteigerungen und Tariferhöhungen sind 
schließlich dauerhaft. Vielleicht bremst sich die Inflafion etwas ab, ab sie geht doch nicht mehr zurück. Die Löhne 
werden auch nicht wieder sinken. Die jetzt schon vorhandenen Mehrkosten bleiben und müssen dauerhaft 
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refinanziert werden. (Da hilft übrigens auch eine „Liquiditätshilfe“ nichts – diese reduziert die grundsätzliche 
Finanzierungslücke schließlich überhaupt gar nicht, sondern hat allenfalls eine überbrückende Funkfion.)

Um es kurz und knapp auf den Punkt zu bringen: 

* Es ist unbedingt erforderlich, die Basisfallwerte so zu erhöhen, dass die dauerhaft gegebenen 
Kostensteigerungen auch dauerhaft vollständig refinanziert werden.  (Das belastet den Bundeshaushalt überhaupt 
nicht und durch die höheren Sozialabgaben im Rahmen der Tariferhöhungen haben die Kostenträger dafür auch die 
erforderlichen finanziellen Miftel.) 

* Einmalhilfen sind für dauerhafte Kostenentwicklungen ungeeignet. Die einmaligen Energiehilfen in 2023 
haben im Jahr 2023 zwar geholfen, sind (bis auf geringe Restleistungen in 2024) aber aufgebraucht.  

* Die Krankenhausreform führt nicht zu einer finanziellen Entlastung der Krankenhäuser. Anderslautende 
Behauptungen sind kompleft aus der Luft gegriffen und alles andere als „wissenschaftlich begründet“. Durch eine 
reine Umverteilung vorhandener Miftel wird keine Unterfinanzierung behoben. Worthülsen wie 
„Entökonomisierung“ und „Vorhaltevergütung“ gaukeln etwas vor, das die Reform nicht leistet. Durch eine 
Umverteilung der Fälle werden keine Kosten gespart – die Fallkosten in größeren Kliniken sind auch nicht niedriger 
als in kleineren Einrichtungen.  

* Gemeinnützige Einrichtungen sind in der aktuellen Situafion ganz besonders gefährdet, da sie im Gegensatz 
zu kommunalen Einrichtungen und Landesbetrieben niemanden haben, der sie finanziell unterstützen würde. 

Ich hoffe sehr, dass endlich realisiert wird, dass natürlich auch die Krankenhäuser von der allgegenwärfigen 
Preissteigerung betroffen sind. Und dass das, was wir täglich für die Gesellschaft leisten, auch in einer angemessenen 
Refinanzierung Anerkennung findet.  

Freundliche Grüße aus Freiburg 

Michael Decker 
Kaufmännischer Direktor 
Vorstandsvorsitzender 
____________________ 

Evangelisches Diakoniekrankenhaus Freiburg Vorstand  |  Kaufmännische Direkfion

Wirthstraße 11 
79110 Freiburg 

Telefon 0761 1301 111 
michael.decker@diak-fr.de <mailto:michael.decker@diak-fr.de>  



3

www.diakoniekrankenhaus.de <hftp://www.diakoniekrankenhaus.de>  

# greatplacetowork 
# bestearbeitgeberdeutschland 
# auditberufundfamilie 



1

Anhörungen Gesundheitsausschuss Postfachaccount PA14

Von: Gesundheitsausschuss Postfachaccount PA14

Gesendet: Montag, 16. Oktober 2023 17:10

An: Anhörungen Gesundheitsausschuss Postfachaccount PA14

Betreff: WG: Defizitausgleich als Vorschaltgesetz vor einer Krankenhausreform

-----Ursprüngliche Nachricht----- 
Von: SEKRETARIAT GF <GF@dbknb.de>  
Gesendet: Montag, 16. Oktober 2023 15:51 
An: Gesundheitsausschuss Posffachaccount PA14 <gesundheitsausschuss@bundestag.de>
Cc: Gürpinar Ates <ates.guerpinar@bundestag.de>; Borchardt Simone <simone.borchardt@bundestag.de> 
Betreff: Defizitausgleich als Vorschaltgesetz vor einer Krankenhausreform 

Sehr geehrte Abgeordnete, sehr geehrte Frakfionsmitglieder,

wir, das Dietrich-Bonhoeffer-Klinikum, wenden uns heute an Sie, um auf unsere prekäre Lage aufmerksam zu 
machen.  

Als Akademisches Lehrkrankenhaus der Universitätsmedizin Greifswald verfügen wir über 942 stafionäre Beften und 
131 tagesklinische Plätze in 28 Fachkliniken und Insfituten an den Standorten Neubrandenburg, Altentreptow, 
Malchin und Neustrelitz. Wir halten alle medizinischen Fachgebiete mit Ausnahme der Herzchirurgie und 
Transplantafionsmedizin vor – angefangen bei der Frühgeborenenmedizin über das Trauma-Zentrum, das 
Onkologische Zentrum bis zur Palliafivversorgung. Unser Krankenhaus versorgt jährlich rund 80 000 Pafienfinnen und 
Pafienten, 24/7, 40 000 stafionäre Pafienten und rund 40 000 ambulante Pafienten. Mit unseren über 3 000 
Beschäftigten im gesamten Konzern leisten wir einen wichfigen Beitrag zur medizinischen Versorgung im größten 
Landkreis Deutschlands - der Mecklenburgischen Seenplafte - und sind zudem einer der größten Arbeitgeber in 
unserer Region. 

Das Dietrich-Bonhoeffer-Klinikum war bisher ein äußerst solventes Unternehmen, welches seit über 25 Jahren 
kostendeckend wirtschaftete. Die bisher erzielten Gewinne wurden invesfiert, um das Klinikum für Pafienten und 
Mitarbeitende aftrakfiv zu halten. Als konfessioneller Träger müssen wir unsere Gewinne nicht an Akfionäre etc. 
weiterreichen, sondern setzen diese für Ersatzbeschaffungen und Invesfifionen, die der Pafientenversorgung zu Gute 
kommen, ein.  

Wir haben für einen Erweiterungsbau der Psychiatrie Fördermiftel als Festbetrag in Höhe von 9,1 Mio. € bekommen 
– wissen aber zum heufigen Zeitpunkt, dass dieser Betrag wegen gesfiegener Baukosten für eine Ferfigstellung des 
Baus nicht ausreichen wird und wir den fehlenden Betrag von ca. 5 Mio. € aus Eigenmiftel aufbringen müssten. Das 
ist ein wirtschaftliches Risiko, das wir nicht tragen können. Auch lang geplante Invesfifionen aus Eigenmifteln, wie 
bspw. ein neues Parkdeck als logisfische Voraussetzung für unser Haus für ca. 5 Mio. € können derzeit nicht 
umgesetzt werden. 

verluedtkean
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Seit einigen Jahren wirken sich die polifischen Rahmenbedingungen so negafiv aus, dass wir in 2022 erstmalig einen 
Jahresverlust in Höhe von 950 T€ ausweisen mussten. 

Der Materialaufwand (ohne Energie) sfieg seit 2019 um 33%. Im Vergleich hierzu sfieg die Veränderungsrate nur um 
14,61 %. Das heißt, dass wir für jeden stafionären Fall 450,00 € Materialaufwand mehr als ggü. 2019 haben. Für 2023 
bedeutet dies unter Berücksichfigung der Veränderungsraten eine Unterfinanzierung der Materialkosten in Höhe von 
3 Mio. €. 

Die gesfiegenen Energiekosten wurden durch den Ausgleich für die Energiekostenerhöhung nach §26f KHG 
ausreichend refinanziert, der bürokrafische Aufwand durch den Nachweis einer Gebäude- Energieberatung ist hoch 
und verursacht zusätzliche Kosten, das bereits bestehende Zerfifikat zum Energiemanagement nach DIN EN IS 
5001:2018 wird in diesem Zusammenhang nicht anerkannt.  

2023 standen den Lohnsteigerungen von 9,2 % einem Ansfieg der Veränderungsrate um 3,45 % gegenüber. Da nur 
30% der Lohnkosten über das Pflegebudget abgedeckt und vollständig refinanziert werden, kommt es in 2023 für die 
sonsfigen Lohnkosten zu einer Unterfinanzierung von weiteren
3 Mio. €. 

Allein deshalb werden wir für 2023 voraussichtlich einen Jahresverlust von 6 Mio. € ausweisen. Die jährlichen 
Steigerungen der Landesbasisfallwerte reichen aufgrund der gesetzlichen Rahmenbedingungen nicht aus, um die 
beschriebenen Kostensteigerungen zu kompensieren. 

Die massiven Preissteigerungen bringen uns an unsere wirtschaftliche Belastungsgrenze. Eine Weitergabe dieser 
Steigerungen an die gesetzlichen Krankenkassen oder andere Kostenträger ist den Krankenhäusern nicht möglich, da 
die gesetzlichen Vorgaben für die auf Landesebene prospekfiv zu führenden Preisverhandlungen entsprechende 
Nachverhandlungen nicht vorsehen und den maximalen Preisansfieg für das Jahr 2023 auf die Höhe der 
Veränderungsrate begrenzen.  

Die Krankenhausfinanzierung sollte unserer Auffassung nach grundlegend reformiert werden. Daher stehen wir einer 
Krankenhausreform offen gegenüber. Jedoch verursachen die bisher angedachten Punkte voraussichtlich ein 
Massensterben von Krankenhäusern. Bis zum finanzwirksamen Inkrafttreten einer umfassenden Krankenhausreform 
müssen Defizite, die Krankenhausträgern aus dem Betrieb von Plankrankenhäusern entstehen, ausgeglichen werden. 
Deshalb fordern wir ein entsprechendes Vorschaltgesetz, was das regelt. 

Bereits seit Jahren machen wir darauf aufmerksam, dass die fehlende Refinanzierung von polifischen 
Entscheidungen ein finanzielles Risiko darstellt. Mit der Einführung der verpflichtenden Digitalisierungsprojekte, der 
neuen Datenschutzgrundverordnung oder dem Entlassmanagement wurden bzw. werden den Krankenhäusern 
Auflagen erteilt, die Kosten verursachen, für die es keine Finanzierungsmöglichkeit gibt. Um die sankfionsbehafteten 
Digitalisierungsprojekte umsetzen zu können, benöfigen wir 10,2 Mio. €, für die wir eine Förderung beantragten. 
Bewilligt wurden uns hiervon 3,8 Mio. €. Sollten wir es nicht schaffen, die fehlenden 6,4 Mio. € aus Eigen- oder 
Fremdmifteln zu finanzieren, drohen uns wiederum Abschläge in Millionenhöhe.
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Als weiteres Beispiel können wir hier die Beschaffung von neuen Linearbeschleunigern benennen. Um eine 
Behandlung von strahlentherapeufischen Pafienfinnen und Pafienten nach internafionalen Empfehlungen und 
nafionalen S3-Leitlinien gerecht zu werden, haben wir einen Antrag auf Einzelfördermiftel in Höhe von 5,2 Mio. € 
gestellt. Diese miftlerweile etablierte Behandlungsform ist für den Pafienten eine sichere und schonendere 
Behandlungsform als die konvenfionelle Bestrahlung im Linearbeschleuniger. Eine Bescheidung bzw. Entscheidung zu 
unserem 1,5 Jahre alten Förderantrag ist jedoch bislang nicht erfolgt. Zwischenzeitlich sind jedoch die vorhandenen 
Linearbeschleuniger so veraltet, dass mit einem technischen Ausfall gerechnet werden kann. Damit einhergehend 
wäre eine Therapieunterbrechung der bestrahlungsbedürftigen Pafienfinnen und Pafienten, was wiederum eine 
Verschlechterung des Behandlungsergebnisses nach sich ziehen würde. Da eine Bescheidung des Antrages in Kürze 
nicht absehbar ist, haben wir uns entschieden, zum Wohle unserer anvertrauten Pafienfinnen und Pafienten die 
Umrüstung zu stereotakfischen Geräten selbst zu finanzieren. Zurzeit bedeutet dies eine Finanzierung aus 
Eigenmifteln in Höhe von 5,7 Mio. €. 

Trotz alledem kann eine Einsparung von Lohnkosten auch kein strategisches Ziel sein, da die sogenannten 
Pflegepersonaluntergrenzen einzuhalten sind. Das heißt mit anderen Worten, dass ich für die Versorgung einer 
besfimmten Anzahl von Pafienten auch eine – durch den Gesetzgeber - besfimmte Anzahl an Fachpflegekräften 
vorhalten muss. Dabei nimmt der Gesetzgeber keine Rücksicht auf akute Ausfälle – wie Krankheit. Sollte die Anzahl 
im Durchschnift nicht eingehalten werden können, bedeutet dies einen Abzug auf die abgerechnete Leistung – 
obwohl die Leistung erbracht wurde. Die sogenannten Personaluntergrenzen besfimmen daher die 
Belegungssteuerung. Aus rein wirtschaftlicher Sicht muss konstafiert werden, dass das Krankenhaus nur die Anzahl 
an Pafienten versorgt, für die das Personal vorhanden ist. Aus ethischer Sicht ist eine solche Strategie nicht 
vertretbar.  

Mit Stolz können wir konstafieren, dass wir bislang keine Leihpflegekräfte einsetzen mussten. Alle Jahre konnten wir 
eine gute Besetzung in der Pflege vorhalten – nicht zuletzt, weil die Ausbildung hier Vorort staftfindet. Dennoch 
beobachten wir mit Sorge, dass zunehmend mehr Krankenhäuser auf Leihpflegekräfte zurückgreifen müssen. Dies 
nicht zuletzt um die eben beschriebenen Personaluntergrenzen einhalten zu können oder gar um eine ITS zu 
betreiben. Wir müssen zur Kenntnis nehmen, dass eben diese Leiharbeitsfirmen unsere Fachpflegekräfte zunehmend 
abwerben. Die Honorierung dieser Leihpflegekräfte übersteigt bei weitem die Personalkosten der eigenen Pflege. 
Wir wissen, dass Fremdarbeitnehmer nicht schlechter gestellt werden dürfen, als eigene Arbeitnehmer. Deshalb 
sollte es folglich auch möglich sein, sie nicht exorbitant besser zu stellen.  

Insbesondere für die Ärzte machen wir seit Jahren darauf aufmerksam, dass die Zugangsvoraussetzungen für ein 
Studium erleichtert und die Studienplätze an deutschen Universitäten erhöht werden müssen. Nur somit kann ggf. 
dem Facharztmangel entgegengewirkt werden.  

Sehr geehrte Damen und Herren des Gesundheitsausschusses, vielleicht konnten wir Ihnen mit diesen Ausführungen 
einen Einblick in unsere Notlage geben. Bifte tragen Sie dazu bei, dass die Krankenhäuser weiterhin die Versorgung 
der Bürgerinnen und Bürger der Bundesrepublik sicherstellen können.  

Mit freundlichen Grüßen 

Diakonie Klinikum Dietrich Bonhoeffer GmbH 
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Einladung zur Stellungnahme gegenüber dem Gesundheitsausschuss des 
Deutschen Bundestags zur wirtschaftlichen Situation der AGAPLESION 
EVANGELISCHES KRANKENHAUS MITTELHESSEN gGmbH Gießen 
 
  
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
mit der AGAPLESION EVANGELISCHES KRANKENHAUS MITTELHESSEN gGmbH (EKM) 
leisten wir einen wichtigen Beitrag für die erstklassige medizinische und pflegerische 
Versorgung der Bürgerinnen und Bürger in Gießen und Umgebung. Dies tun wir 
tagtäglich mit viel Leidenschaft, Überzeugung und Freude für den Dienst am und für den 
Menschen.  
 

Allerdings befinden wir uns - wie die meisten Krankenhäuser in Deutschland - in einer 
außerordentlich schwierigen wirtschaftlichen Situation.  
 

Das EKM ist ein Krankenhaus der Regelversorgung mit aktuell 257 Betten und rund 750 
Mitarbeitenden. Wir werden dieses Geschäftsjahr voraussichtlich mit einem Fehlbetrag 
von rund 2 Mio. € abschließen. Unsere wirtschaftlichen Bedingungen bzw. Aussichten 
möchten wir Ihnen gerne an einigen Punkten näher darstellen: 
 

Wir stehen in einem engen Wettbewerb um qualifizierte Arbeitskräfte, nicht nur in der 
Pflege. Viele Mitarbeitende sind nach den Jahren der Pandemie erschöpft, die Fehlzeiten 
dadurch mehr als doppelt so hoch wie üblich. Die Steigerung der Personalkosten aus der 
Tarifrunde für das kommende Jahr betragen rund 11,4 % zzgl. einer 
Inflationsausgleichsprämie.  Und dennoch haben wir einen weiten Weg vor uns im 
Hinblick auf attraktive Vergütung für einen essenziellen Bereich unserer Gesellschaft. 
 
Im Bereich der Stromversorgung erwartet uns wir eine Kostensteigerung von 30%, die 
wir durch die für 2024 anteilig gerechneten Energiehilfen nicht gedeckt sehen – wenn 

AGAPLESION  
EV. KRANKENHAUS MITTELHESSEN 
gemeinnützige GmbH  
 
Akademisches Lehrkrankenhaus der  
Justus-Liebig-Universität Gießen 
 
Unternehmenskommunikation 
Ellen Maria Löw 
 
Paul-Zipp-Str. 171 
35398 Gießen 
T (0641) 96 06 - 122 
F (0641) 96 06 - 160 
ellen.loew@agaplesion.de 
 
 
 
www.ekm-gi.de 
 
17.10.2023 

AGAPLESION EV. KRANKENHAUS MITTELHESSEN gGmbH 
Paul-Zipp-Straße 171, 35398 Gießen  

Ausschuss für Gesundheit 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 
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denn dafür überhaupt noch Geld vorhanden sein wird. Eine Entlastung durch sinkende 
Energiekosten für den Bereich Wärme sehen wir zuletzt auf Grund der Entwicklungen in 
Nahost auch nicht mehr für gegeben, sodass wir auch hier mit dem gegenüber 2021 um 
das 2,5-fach gestiegene Niveau rechnen müssen, ohne dass es hierfür eine 
Kompensation geben wird. 
 

Im Zuge der Inflation und den allgemein hohen Tarifabschlüssen rechnen wir mit 
Kostensteigerungen für medizinische Produkte und Dienstleistungen von über 5%, bei 
den Logistikkosten von 8% (Tarif, LKW-Maut), Lebensmitteln und Catering zwischen 11-
18 %, und IT-Kosten von 10% (Digitalisierung). 
 

Unsere Zinsbelastung liegt bereits jetzt bei rund 400 T€ p.a. für Betriebsmittel und 1 
Mio. € für mit Krediten finanzierte Investitionen, die nicht adäquat durch das Land 
Hessen gefördert wurden. Dabei liegt unser Investitionsbedarf für das kommende Jahr 
bei rund 11 Mio. €, für die wir ca. 1,5 Mio. € Fördermittel zur Verfügung haben, 
geförderte Projekte nach dem Krankenhauszukunftsgesetz (KHZG) nicht eingerechnet. 
 

Darüber hinaus werden wir mit immer neuen Datenerhebungen (aktuell: 
Krankenhaustransparenzregister) konfrontiert, die weitere Kapazitäten im 
Verwaltungsbereich benötigen und so zu einer zusätzlichen Kostenbelastung werden.  
 

Als gemeinnütziges Unternehmen können wir nicht auf Zuschüsse und Liquidität von 
Investoren oder von Städten und Landkreisen zurückgreifen, um Verluste zu decken. 
Wir sind auf eine Kompensation unserer Kosten im Rahmen des 
Krankenhausfinanzierungs-systems angewiesen. Mögliche Effekte der angekündigten 
Krankenhausreform helfen uns in der aktuellen Situation nicht weiter. 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
Menschen in ihrer Notsituation zu unterstützen - ihnen zu helfen, wieder auf die Beine 
zu kommen, empfinden wir als unseren Auftrag. Nun sind wir auf Hilfe angewiesen. 
 

Wir – ich spreche für über 700 engagierte Mitarbeitende des AGAPLESION 
EVANGELISCHES KRANKENHAUS MITTELHESSEN - bitten Sie persönlich um 
Unterstützung im Rahmen Ihres politischen Mandats und Auftrags.  
 

Bitte unterstützen Sie die Anträge zu einem Vorschaltgesetz, die am 18. 
Oktober 2023 im Ausschuss für Gesundheit des Deutschen Bundestages 
beraten werden.  
 

Bitte machen Sie sich stark für ein Vorschaltgesetz, sodass durch einen 
sofortigen Inflationsausgleich ein Teil unserer Verluste abgefedert werden. 
 

Es geht um nichts weniger als die Versorgungssicherheit der Menschen in Gießen und 
Umgebung. Zu viele Krankenhäuser sind bereits dem kalten Strukturwandel zum Opfer 
gefallen und von der Landkarte verschwunden.  
Wir danken Ihnen herzlich dafür, dass Sie unser Anliegen wahrgenommen haben und 
sich dafür einsetzen. Denn wir wollen weiterhin Ihr verlässlicher Partner für die 
hochwertige medizinische und pflegerische Versorgung der Bürger:innen von Gießen 
sein. Gerne stehe ich Ihnen persönlich sehr gerne für ein vertieftes Gespräch oder für 
Ihre Fragen zur Verfügung! 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
i.A. der Geschäftsleitung 
 
Ellen Maria Löw  
Unternehmenskommunikation  
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Berlin, 17.10.2023 
 
 
Teuerungskrise: Stellungnahme gegenüber dem Gesundheitsausschuss des Deutschen 
Bundestags 
 
Sehr geehrte Damen und Herren Mitglieder des Gesundheitsausschusses, 
 
haben Sie vielen Dank für die Gelegenheit, die ich sehr gerne wahrnehme, Stellung zu den 
Auswirkungen der Teuerungskrise im Jüdischen Krankenhaus Berlin zu nehmen. 
 
Zunächst möchten wir uns kurz vorstellen:  
Das Jüdische Krankenhaus Berlin besteht seit 1756. Trotz der tragischen Ereignisse überstand 
das Jüdische Krankenhaus Berlin den Naziterror als einzige jüdische Institution in ganz 
Deutschland. Es ist die älteste Einrichtung, die von Menschen jüdischen Glaubens in Berlin ge-
schaffen wurde und bis heute in gleicher Funktion besteht. Heute ist das Jüdische Krankenhaus 
eine wichtige medizinische Einrichtung Berlins in einem historisch bedeutenden Umfeld. Als 
modernes Notfallkrankenhaus bietet es hochwertige medizinische Versorgung, beschäftigt mehr 
als 800 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ca. 50 verschiedener Nationalitäten und vieler Glau-
bensrichtungen.  
Seit dem Angriff der Hamas auf Israel hat sich die Welt auch für uns verändert: Das massive 
Ausmaß der gegen Juden und jüdische Einrichtungen auch in Deutschland gerichteten Drohun-
gen verunsichert und besorgt uns sehr.  
 
Die schwierige finanzielle Lage, in die wir unverschuldet durch die wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen geraten sind,  potenziert diese existentielle Bedrohung. Wir haben enorme Kosten-
steigerungen zu verzeichnen, die wir nicht kompensieren können. Nach über 20 Jahren wirt-
schaftlich erfolgreicher Arbeit müssen wir nun erhebliche Jahresverluste verzeichnen. 
 
Nahezu täglich erreichen uns –wie auch im letzten Jahr um diese Zeit- erneute Preissteige-
rungsankündigungen unserer Lieferanten. Diese gehen z.T. weit über die durchschnittliche Infla-
tionsrate hinaus. Dazu gehören Arzneimittel, Medizinischer Bedarf, Wäschereidienstleistungen, 
IT-Dienstleistungen, uvm. Ab Januar 2024 wird die Rücknahme der abgesenkten Mehrwert-
steuer von 7% auf wieder 19% z.B. eine enorme Preissteigerung im Bereich der Speisenversor-
gung für unsere Patient:innen verursachen. Zudem bestehen enorme Lieferschwierigkeiten, die 
ebenfalls zu Preis- und Kostensteigerungen führen. Beispielsweise müssen wir teure Ersatzpro-
dukte einkaufen, eigentlich sonst nicht erforderliche Vorräte anlegen usw.   
 

Deutscher Bundestag 
Ausschuss für Gesundheit 
 
per E-Mail: 
gesundheitsausschuss@bundestag.de 
ates.guerpinar@bundestag.de 
 
 

mailto:gesundheitsausschuss@bundestag.de
mailto:ates.guerpinar@bundestag.de
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Die kriegs- und somit inflationsbedingten Kostensteigerungen werden in dem bestehenden Fi-
nanzierungssystem nicht aufgefangen, da wir uns in einem stark reglementierten und politisch 
gedeckelten Preissystem befinden. Im Gegensatz zur freien Wirtschaft dürfen wir unsere Preise 
nicht einfach erhöhen, müssen aber die extremen Kostensteigerungen finanzieren. 
 
Um unseren Mitarbeitenden gute Arbeitsbedingungen und eine faire Bezahlung zu bieten, ha-
ben wir uns 2021 entschlossen, freiwillig den TVöD vollständig anzuwenden. Unsere Beschäf-
tigten haben sich zu Recht eine hohe Tarifsteigerung erkämpft. Bereits die in 2023 gezahlten 
Inflationsausgleiche und die für 2024 vereinbarten Tarifsteigerungen (16 %), zusammen ca. 4 
Mio. Euro (bei 70 Mio Umsatz), die nach aktuellem Stand nur zu einem geringen Teil refinanziert 
werden, führen jedoch zu einem hohen Verlust, der unsere Stiftung in ihrem Bestand gefährden 
wird.  
 
Ganz Deutschland kämpft um Fachkräfte, um zukünftig noch eine adäquate Gesundheitsversor-
gung der Bevölkerung sicherstellen zu können. Politiker werden nicht müde zu betonen, dass 
die Bezahlung und die Arbeitsbedingungen vor allem für die Pflegenden verbessert werden 
müssen. Wie kann es da sein, dass die Finanzierung der Tarifsteigerungen durch überkommene 
politisch festgelegte Regularien verweigert wird?  
Unsere Beschäftigten benötigen eine Perspektive zur wirtschaftlichen Sicherung. Es geht in kei-
ner Weise um Hilfspakete oder Almosen, oder die Finanzierung nicht benötigter Strukturen, son-
dern hier ist die Politik gefragt für eine faire angemessene Finanzierung der Personal- und 
Sachkostensteigerungen zu sorgen. Es wäre katastrophal, wenn die Finanzierung dafür aus-
bliebe und ausgerechnet dadurch die Existenz des Jüdischen Krankenhauses Berlin gefährdet 
würde. 
 
Die bisherigen Inflationshilfen ermöglichen keine strukturelle Anpassung, sie laufen als Einmal-
zahlung mit dem Jahreswechsel aus, die weiteren Kostenentwicklungen werden damit nicht auf-
gefangen. Als Kompensation ungeeignet ist auch die Erhöhung des Pflegeentgeltwerts. Perso-
nalkostensteigerungen werden damit nicht abgebildet und längst haben wir eine Budgetverein-
barung mit den Krankenkassen darüber getroffen.  
 
Zwingend notwendig sind nachhaltig wirksame Maßnahmen, die zu einem Ausgleich zwischen 
Kosten und Erlösen führen. Dies kann systemkonform nur durch eine Anhebung der Landesba-
sisfallwerte erreicht werden. Dazu muss der Landesbasisfallwert 2023, die bisherige Inflation 
aus den Jahren 2022 und 2023 nachholend, unmittelbar um vier Prozent angehoben werden. 
Zusätzlich muss die Preissteigerung von 2023 auf 2024 so ausreichend bemessen werden, 
dass unser Krankenhaus die erwartbar hohen Kostensteigerungen refinanzieren kann.   
 
Sehr geehrte Damen und Herren, ich bitte Sie daher eindringlich, Ihre politische Kraft für einen 
entsprechenden Inflationsausgleich bei der Anpassung der Landesbasisfallwerte einzusetzen, 
damit unser fast 270 Jahre altes Jüdisches Krankenhaus in Berlin eine Zukunft haben kann. 
 
Ich danke Ihnen herzlich für Ihre Aufmerksamkeit und stehe Ihnen für weitere Auskünfte gerne 
zur Verfügung. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
 
 

Brit Ismer 
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Einladung zur Stellungnahme gegenüber dem Gesundheitsausschuss des Deutschen Bundestags 

 

 

 

Sehr geehrter Herr Gürpinar, 

 

Ihrer Aufforderung, über die Auswirkungen der Teuerungskrise auf unser Haus zu berichten, kommen wir 

gerne nach und nehmen wie folgt Stellung: 

 
Die Waldkliniken Eisenberg sind Fachklinik für Orthopädie sowie Grund- und Regelversorger für den Saale-

Holzland-Kreis zugleich. Mit der Professur für Orthopädie des Universitätsklinikums Jena genießt es national 

und international einen hervorragenden Ruf, vor allem für seine innovative Versorgung von Knie- und 

Hüftpatienten sowie die wegweisende Forschungsarbeit auf dem Gebiet der Endoprothetik, Biomechanik oder 

der biologischen Implantatmaterialien. 

Als eines der 15 Thüringer Krankenhäuser in öffentlicher Trägerschaft verfügen die Waldkliniken Eisenberg 

(WKE) über 204 Planbetten und werden im 7. Thüringer Krankenhausplan als Fachklinik für Orthopädie 

ausgewiesen. 

 

 
Wirtschaftliche Situation der Waldkliniken Eisenberg GmbH 

 

Die Geschäftsjahre bis 2021 hatten im Schnitt einen Jahresüberschuss von 400 T€ bis 2.600 T€. 

 

Das Geschäftsjahr 2022 hatte erstmals einen Verlust von -638 T€. 

 

 

 

 

 
 

Geschäftsführer 
 

 
Tel.: 036691 / 8 - 1811 

Fax: 036691 / 8 - 1807 

E-Mail: d.thies@waldkliniken-eisenberg.de 

 
 

 
 
 

 
 
17.10.2023 
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Nachfolgend eine Übersicht der Defizite und sowie der Ausgleiche:  

 

 

Geschäftsjahr Defizite 

Energiekostenhilfe 

Krankenhäuser 

Ausgleichszahlungen  

Jahresergebnis 

inkl. 

Energiekostenhilfe 

2022 -1.002.878,37 € 365.128,37 € -637.750,00 € 

2023 -3.543.437,19 € 1.376.149,19 € -2.167.288,00 € 

2024 -3.115.457,40 € 458.716,40 € -2.656.741,00 € 

  -7.661.772,95 € 2.199.993,95 € -5.461.779,00 € 

 

 

 

Ursachen des Defizites - unzureichende Refinanzierung über den Landesbasisfallwert 

 

Ursachen der Defizite sind die unzureichende vollständige Refinanzierung der Tarifsteigerungen und der 

Sachkostensteigerung durch die Steigerungsrate des Landesbasisfallwertes. 

Die Berechnung der Steigerungsrate des Landesbasisfallwertes erfolgt auf Basis der Vorjahre – und damit bis 

zu 2 Jahre zeitverzögert (Basis für LBFW 2024 ist der Zeitraum 2. Halbjahr 2022 – 1. Halbjahr 2023). Dieses 
Delta der Kosten-Erlösschere ist für Krankenhäuser mit derartigen Teuerungsraten finanziell nicht tragbar.  

  

 

  2023 2024 

LBFW – Steigerungsrate  4,32% 5,13% 

Tarifsteigerung Ist  9% 8,8%  - 12%  

Sachkostensteigerung Ist 5% 5% 

Sollkosten Steigerungsrate  7,5% 10% 

Erlösdefizit 2023  

-    1.409.169,69 

€  

-                    2.501.189,00 

€  

 

 

Energiehilfen 

Folgende Energiehilfen hat unser Haus erhalten: 

 

krankenhaus-individuelle 

Ausgleichszahlung 2022   344.037 

krankenhaus-individuelle 

Ausgleichszahlung 2023   1.376.149 

krankenhaus-individuelle 

Ausgleichszahlung 2024   458.716 

Energiepreisausgleich 2022   21.091 

Energiepreisausgleich 2023   0 

Energiepreisausgleich 2024   0 
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    2.199.994 

 

Demgegenüber stehen folgende Mehrkosten bei den Energiekosten: 

 

Energiekosten Ist 2021 Ist 2022 

Prognose 

2023 

Prognose 

2024  

Steigerung 

ggüb. 2021 

STROM  866.083 1.938.019 959.953 993.177 1.292.900 

ERDGAS  395.570 506.878 573.013 586.494 479.675 

Summe 1.261.653 2.444.897 1.532.966 1.579.671 1.772.575 

      In den Ist-Kosten ab 2023 sind die Einsparungen durch die Energiepreisbremsen bereits enthalten. 

 

FAZIT:  Die Summe der Energiehilfen ist ausreichend und übersteigt die Kosten mit 427.419 EUR. 

 

 

Honorarärzte 

 

Die Krankenhäuser müssen zur Absicherung der gesetzlichen Anforderungen aufgrund des Fachkräftemangels 

und der schleppenden Anerkennung von ausländischen Ärzten in Thüringen im Bereich der Inneren Medizin 
(Gastroenterologie, Kardiologie etc.) und insbesondere im Bereich der Anästhesie bei Assistenz- und 

Fachärzten auf Arbeitnehmerüberlassung (früher Honorarärzte genannt) zurückgreifen. 

 

Dabei übersteigt aufgrund der Zwischenschaltung der Arbeitnehmerüberlassungsgesellschaft das zu zahlende 

Überlassungsentgelt pro Assistenzarzt im Durchschnitt das 2,9fache und pro Facharzt das 2,7fache eines im 

Krankenhaus angestellten Assistenz- bzw. Facharztes. Aufgrund der höheren persönlichen Flexibilität bezüglich 

Arbeits- und Freizeiten und besserer Vergütung ist diese Modell bei immer mehr Ärzten eine sehr beliebte Art 

der Anstellung – insbesondere für gerade anerkannte, migrierte Ärzte. Die dabei entstehenden Mehrkosten 

sind stets vom Krankenhaus zu tragen und können nicht über höhere DRGs abgebildet werden.  

 
Hier besteht der Wunsch nach einem Eingreifen des Gesetzgebers der die Honorare/Stundensätze für die 

eingesetzten Leihärzten zwingend an den Tarifentgelten orientiert und den Gewinnaufschlag für die 

Verleihfirmen deckelt. 

 

Diese ungedeckelten Mehrkosten im Geschäftsjahr 2023 belaufen sich auf 1,3 Mio. Eur.   

FAZIT: Die Mehrkosten der Honorarätze entsprechen ca.  50 % des Defizites eines Geschäftsjahres! 

 

 

Fixkostendegressionsabschlag 

 
Der gesetzlich verankerte Fixkostendegressionsabschlag beträgt 35 % auf Leistungssteigerungen, welche 3 

Jahre in Folge als Abschlag zu zahlen sind. 

Aufgrund der inflationsbedingten Mehrkosten ist unser Krankenhaus als Fachklinik für Orthopädie zu 

Mehrerlösen mit Leistungssteigerungen genötigt, um einer drohenden Insolvenz entgegenzuwirken. 

Der Fixkostendegressionsabschlag als Kappung erbrachter Leistungssteigerungen hat für unser Haus die 

Konsequenz von Erlösausfällen bis 2027 in Höhe von 10,3 Mio. €. 
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Fazit: Hier wird eine gesetzliche Änderung erwünscht. 

 

 

Auswirkungen der wirtschaftlichen Situation auf die Patientenversorgung und die Beschäftigten 

 

Die sehr angespannte finanzielle Situation führt in kurzer Zeit zu einer Insolvenz mit folgenden Wirkungen: 

 

• Versenkung von 76 Mio. EUR Fördermittel  

• Als größter Arbeitgeber in der Region Saale-Holzland-Kreis  wären 750 Mitarbeiter betroffen 

• Patientenversorgung mit 11.000 stationäre Fällen und 45.000 ambulanten Fällen 

• Wegfall ambulanter ärztliche Versorgung im ländlichen Raum durch angegliederte Medizinische 

Versorgungszentren  

• Versenkung von 39 Mio. EUR Investitionen in eine neue orthopädische REHA-Klinik, welche in 2024 

eröffnen soll 
 

 

 

Vielen Dank für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 
David-Ruben Thies 
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Krankenhaus Wermelskirchen GmbH I K6nigstr. 100 1 42929 Wermelskirchen

Ates Gtlrpinar MdB
Platz der Republik I
11011 Berlin

Krankenhaus Wermelskirchen GmbH

K6nigstr. IOa
42929 Wermelskirchen

Tel.:02196. 98-0
fax:02196. 98-359

n to @) kra nkdn haus- v/e rrrtelskirchen.de

www.k ra rt ke d ha us-we rm elskirchen.de

Ihre Zeichen Ihre Nachricht vom Unsere Zeichen

Co-GI

Wertnelskirchen

16.10.2023

Kooperation fur Transparenz und
Qualitit im Gesundheitsv/esen

Stadtsparkas$e Wermelskirchen
BLZ 340 515 701 Kontonr.133 900
BAN: DE20 3405 1 570 0000 1339 00

BIC: WEt.ADE[) IWMK

Teuerungskrise: Stellungnahme gegeniiber dem Gesundheitsausschuss des
Deutschen Bundestags

Postbank Essen
BIZ 360 100 70 IKontonr. 1121438
BAN: DE98 3601 0043 0001 1 21 4 38

BIC: PBNKDEFF

Sehr geehrte Damen und Herren. Amtsgericht K61n. HRB 36239

Ausgangslage Gesch iiftsfOh [e r
Christian Madsen

Alle Krankenhiuser mtlssen f tlr 2024 mit empfindlichen Defiziten
planen, die vide in eine wirtschaftliche Schieflage bis hin zur
konkreten I nsolvenzgefahr bringen.

Vorsitzende des Aufsichtsrates

Helga Loepp

USt-lcINr.: DE 123760988

Der Grund: Trotz der gewahrten staatlichen Hilfen fOr die
gestiegenen Energiekosten erhalten die Krankenhduser basher
keine ausreichende Kompensation f tlr die inflationsbedingten
Kostensteigerungen. Weil aber Krankenhduser einer
reglementierten Finanzierungssystematik unterliegen. k6nnen sie
nicht wie andere Wirtschaftsunternehmen ihre Preise selbststandig
erh6hen, um so auf gestiegene Kosten zu reagieren. Diese
Belastung wird im nichsten Jahr noch verstarkt, weil die fOr das
Jahr 2024 vereinbarten Tarifsteigerungen von rund zehn Prozent
bislang nicht vollstandig gegenfinanziert sind

Dle..E91ns: Die Krankenhiuser mtJssen fOr das kommende Jahr
hohe Verluste einplanen. Betroffen von dieser unausgeglichenen
Belastung sind alle Kliniken.
Es ist deshalb ein reales Szenario, dabs die stationire
Gesundheitsversorgung durch eine drohende Insolvenzwelle, auch
durch eine wirtschaftliche Schieflage der Krankenhduser
empfindlich eingeschrankt werden mOsste. Deshalb haben am 20.
September 2023 rund 10.000 Beschaftlgte der NRW-
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Krankenhduser vor dem Landtag in DtJsseldorf protestiert unter
dem Motto: ,,Die beste Medizin: saubere Finanzierung." Denn es
geht um Betriebskosten. die Sache des Bundes und der
Kostentragersind.

Konkrete Auswirkungen und Prognosen

Der wachsende Kostendruck auf die Krankenhiuser wirkt sich auf
alle Standorte negativ aus. Wenn die Bundesregierung night
hander und fOr einen nachhaltigen Ausgleich der Kosten innerhalb
des Finanzierungssystems sorgt, bedeutet das ftJr unser
Krankenhaus das folgende Szenario:

Die Betriebskosten unseres Krankenhauses sind zuerst wdhrend
der Corona Krise und erneut im direkten Anschluss daran - seit
dem Beginn des Ukraine-Krieges - sprunghaft angestiegen
Die Sachkosten sind in 2022 um 1 .543.500 € (+14%) gestiegen
und werden in 2023 voraussichtlich um 2.086.308 € (+16%)
steiqen

Die Personalkosten sind in 2022 um 1 .817.000 € (+7%) gestiegen
und werden in 2023 voraussichtlich um 1 .292.089 € (+5%) steigen
Ab 2024 folgt dann die Umsetzung des 'rV6D. Diese Erh6hung ist
den Umstdnden entsprechend gerechtfertigt. bereitet uns in der
Umsetzung aber allergr61ite Sorgen, weil eine Re-Finanzierung bis
heute nicht sichergestelltist

Der Landesbasisfallwert ist im gleichen Zeitraum dagegen nur um
2,3% in 2022 und um 4,3% in 2023 gestiegen.
Freihaltepauschalen und Energiehilfen haben in dieser Zeit
lediglich punktuell und kurzfristig geholfen, aber bei weitem nicht
das steigende Deflzit aufgefangen.

Entsprechend negativ fallen die Jahresergebnisse aus. Im Jahr
2022 betrug der Jahresfehlbetrag -1 .402.500 € und in 2023
voraussichtlich -1 .500.000 €. Dadurch wird das Eigenkapital
langsam. aber sicher aufgezehrt. Letzte Konsequenz ist dann die
Anmeldung einer Insolvenz mit allen negativen Auswirkungen f tlr
die Patienten und Mitarbeiter unserer Stadt und Region - und
auch fOr vide Zulieferer- und Handwerkerbetriebe.
Wer jetzt nicht hander. nimmt diese Entwicklungen wissentlich in
Kauf. Dieses Szenario wollen wir verhindernl

Die bisherige Weigerung der Bundesregierung, die Betriebskosten
der Krankenhduser entsprechend ihrer gesetzlichen Pflicht
nachhaltig abzusichern, wird vide Krankenhduser in wirtschaftliche
Turbulenzen stOrzen. Die Folgen fOr die wohnortnahe Versorgung
der Patientinnen und Patienten sind nicht absehbar. Aberjeder
unkontrollierte Niedergang eines Krankenhauses wird nicht mehr
zu schlielSende LOcken reilien
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L6sungswege

Bundesregierung und Bundestag sollten zum einen die dauerhafte
Kompensation der Inflationskosten sicherstellen. M6glich wire
dies Ober eine mindestens 4-prozentige Anhebung des
Landesbasisfallwertes ab 2024. Zudem mOssten Bundesregierung
und Bundestag die gesetzlichen Voraussetzungen schaffen. dass
die Preisanpassung fOr das kommende Jahr nicht wie basher
gedeckelt bleibe, sondern dass die Krankenkassen die vollen
Tariferh6hungen finanzieren k6nnen.

Die von der Bundesregierung gewahrten Energiehilfen waren und
sind eine wichtige UnterstOtzung fOr die Krankenhduser. Doch
k6nnen Einmalzahlungen keine strukturelle Unterfinanzierung
ausgleichen. Dies gilt auch fOr Oberlegungen der
Bundesregierung. durch eine frtlhere Anpassung von
Tariferh6hungen beim Pflegebudget sowie einen erh6hten
Pflegeentgeltwert fOr mehr Liquiditat zu sorgen. Eine solche
Verengung nur auf die Pflege am Bett sorgt fOr eine
Ungleichbehandlung mit allen anderen Berufsgruppen im
Krankenhaus. die f tJr eine funktionierende Versorgung der
Patientinnen und Patienten ebenfalls unverzichtbar sind. Auch fOr
sie muss eine vollstandige Refinanzierung der vereinbarten
Tariferh6hung ab dem Jahr 2024 sichergestellt werden - nicht
einmalig, sondern systematisch

Gesetzlicher Regelungsbedarf

Mit Brick auf die Refinanzierung der aktuellen inflations- und
tarifbedingten Kostensteigerungen der Krankenhduser und zur
dauerhaften Sicherung der Krankenhduser gegen aktuelle sowie
ktlnftige Preissteigerungen richtet sich die Forderung der
Krankenhduser insbesondere auf drei nachfolgend genannte
Punkte. Ein in den Antragen der Fraktionen von CDU/CSU sowie
von Die Linke gefordertes Vorschaltgesetz mOsste die
entsprechenden Anderungen im Krankenhausentgeltgesetz regeln
bowie Anpassungen in der Bundespflegesatzverordnung
vorsehen:

Einmalige basiswirksame Anpassung der
Landesbasisfallwerte. des Gesamtbetrages nach
Bundespflegesatzverordnung (BPflV) und der Er16ssumme der
besonderen Einrichtungen im Sinne eines Inflationsausgleichs
in Hehe von +4 %
Sicherstellung einer regelhaften Finanzierung des vollen
Tarifausgleichs ab dem Jahr 2024 durch eine entsprechende
Anpassung der bisherigen Berechnungssystematik unter
Einbeziehung aller Tarifelemente.
UberprOfung der Systematik zur Berechnung des
C)rientierungswertes und des Veranderungswertes mit dem
Ziel, zuktlnftig die krankenhausspezifischen durchschnittlichen
Sach- und Personalkostensteigerungen jahrlich vollstandig

>

>
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abzubilden und zu refinanzieren. Dabei sollte auch 0berprOft
werden, inwiefern zusdtzlich prognostische Elemente bezogen
fOr den folgenden Finanzierungszeitraum in die Berechnungen
einbezogen werden k6nnten (kein reiner
Vergangenheitsbezug).

\
'\
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Systematische Regelung statt Einmalzahlungen

Insgesamt ist es erforderlich, f tJr die kommenden Jahre
Finanzierungsinstrumente fOr die Krankenhausversorgung zu
etablieren, mit denen die Sach- und Personalkostensteigerungen
zeitnah und nachhaltig abgebildet werden. Entscheidend ist aus
Sicht der Krankenhiuser allerdings. dass hier kein neues
Nachweissystem mit neuer Btlrokratie entsteht, sondern dass es
eine nachhaltige, systematische Finanzierung von
Kostensteigerungen glbt. Weitere Einmalzahlungen oder so
genannte Liquiditatshilfen 16sen das Problem nicht.

Die Plane von Bund und Ldndern fOr eine bundesweit einheitliche
Krankenhausreform mit einer Novellierung des
Fallpauschalensystems bietet dafOr perspektivisch einen guten
Ansatz, wenn es ausreichende Mattel bereitstellt. Doch wtJrde die
Krankenhausreform tatsdchlich frtJhestens im Jahr 2026 Wirkung
entfachen. FOr vide Krankenhduser kdme dies zu spat, weil sie als
Folge einer Insolvenz aus der Versorgung ausscheiden. Zwar
k6nnten Lander und Kommunen einzelne Kliniken zu erhalten
versuchen. doch muss hier eine Uberforderung der Kommunen als
Garanten der Daseinsvorsorge verzichtet werden.

Vielen Dank fOr Ihre Untersttltzungl

M it freundlichen Gr01ien

ander G

Leiter Controlling und Finanzen / Prokurist
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Vorschaltgesetz zur wirtschaftlichen Sicherung der Krankenhäuser dringend 

notwendig! 

Berlin, 11. Oktober 2023 

Die Berliner Krankenhäuser bitten dringend, die dramatische finanzielle 

Schieflage abzuwenden. Dazu muss der Landesbasisfallwert 2023, die bisherige 

Inflation aus den Jahren 2022 und 2023 nachholend, unmittelbar um vier Prozent 

angehoben werden. Auf dieser aktualisierten Grundlage müssen auch die 

erwarteten Preissteigerungen für das Jahr 2024 durch ausreichend hohe 

Steigerungsraten abgebildet werden. Bisherige Einmalzahlungen enden mit dem 

Jahr 2023 und ermöglichen keine strukturelle Anpassung. 

Unsere Forderungen sind deutlich: um die seit 2022 bis heute bereits stattgefundene 

Inflation ausgleichen zu können, muss der aktuelle Preis für Krankenhausleistungen, 

der Landesbasisfallwert 2023, nachholend um vier Prozent erhöht werden. Nur damit 

könnte eine gute und gerechte Verhandlungsbasis für den Landesbasisfallwert 2024 

gegeben werden. Zusätzlich muss die Preissteigerung von 2023 auf 2024 so 

ausreichend bemessen werden, dass die Krankenhäuser die erwartbar hohen 

Kostensteigerungen refinanzieren können.   

Ohne die geforderten Maßnahmen beträgt das Defizit der Berliner Krankenhäuser rund 

200 Millionen Euro im Jahr 2023. Mit den hohen Tarifabschlüssen und weiterer Inflation 

wird das Defizit im Jahr 2024 auf etwa 400 Millionen Euro weiter anwachsen. Damit 

drohen Insolvenzen und in deren Folge auch Krankenhausschließungen in der 

Millionenmetropole. 

Die bisherigen Inflationshilfen laufen als Einmalzahlung mit dem Jahreswechsel aus. 

Die weiteren Kostenentwicklungen werden damit nicht aufgefangen. Als 

Kompensation ungeeignet sind auch die Erhöhung des Pflegeentgeltwerts. Dieser 

bedeutet als Abschlagszahlung auf Personalkosten lediglich Liquidität bis zum 

Abschluss einer Budgetvereinbarung. Personalkostensteigerungen werden damit 

nicht abgebildet. Ebenso ungeeignet ist die vorgesehene Verstetigung des Fünf-Tage-

Zahlungsziels für Krankenhausrechnungen. Es werden mit dem Zahlungsziel aber 

ebensowenig Anpassungen an die Inflationsentwicklungen vorgenommen. Es ist 

fraglich, wie Krankenhäusern mit schnellerem Zugang zu unterdeckten Kosten Hilfe 

zur Bewältigung der Inflationslasten gegeben werden soll. Schließlich ist auch der 

Verweis auf die Coronazahlungen unstatthaft. Krankenhäuser haben in der Pandemie 

auf staatliche Veranlassungen Leistungen einstellen müssen und dafür die 

Kompensation erhalten. Deren – in einem staatlich gelenkten Preissystem – 

konsequente Zahlung, ist abgeschlossen und scharf von den neuen 

Herausforderungen durch Krieg und Inflation zu trennen. 
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Anhörungen Gesundheitsausschuss Postfachaccount PA14

Von: Gesundheitsausschuss Postfachaccount PA14

Gesendet: Dienstag, 17. Oktober 2023 18:10

An: Anhörungen Gesundheitsausschuss Postfachaccount PA14

Betreff: WG: Teuerungskrise: Einladung zur Stellungnahme gegenüber dem 

Gesundheitsausschuss des Deutschen Bundestags

-----Ursprüngliche Nachricht----- 
Von: Keunecke, Chrisfian <Chrisfian.Keunecke@klinikum-wolfenbueftel.de> 
Gesendet: Dienstag, 17. Oktober 2023 17:37 
An: Gesundheitsausschuss Posffachaccount PA14 <gesundheitsausschuss@bundestag.de>
Cc: Gürpinar Ates <ates.guerpinar@bundestag.de> 
Betreff: Teuerungskrise: Einladung zur Stellungnahme gegenüber dem Gesundheitsausschuss des Deutschen 
Bundestags 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

sehr geehrter Herr Gürpinar, 

mit Bezug auf Ihr Schreiben vom 09.10.2023 nehmen wir gerne Bezug auf die Fragestellungen zur wirtschaftlichen 
Situafion und bestehenden Herausforderungen für unsere Klinikum in hiesigen Zeiten:

Nach der erfolgreichen Bewälfigung der Pandemie und miften in einer u.a. durch den Ukrainekrieg verursachten 
hohen Inflafion stellt die Bundesregierung im Zusammenwirken mit den Ländern die Weichen für eine große 
Krankenhausreform. Basis dafür ist die Empfehlung der Regierungskommission für eine moderne und 
bedarfsgerechte Krankenhausversorgung, über deren Inhalte und Anregungen seit dem Frühjahr 2023 auf 
unterschiedlichen Ebenen zwischen dem Bund und den Ländern verhandelt wird.  

Im Miftelpunkt steht die Einführung von Vorhaltepauschalen und einer an Leistungsgruppen orienfierten 
Krankenhausplanung. Die Finanzierung der Vorhaltepauschalen soll über eine Absenkung der Fallpauschalen 
erfolgen. Zusätzliche Miftel sind für die Vorhaltepauschalen grundsätzlich nicht vorgesehen. Für die Zeit einer 
Übergangsphase ist ein einheitlicher Vorhalteanteil in Höhe von 60 % einschließlich der seit 2020 schon zu 100 % 
finanzierten Kosten für das Pflegepersonal am Beft geplant. Somit werden künftig nur noch ca. 40 % der 
Gesamterträge über die tatsächlich erbrachten Leistungen finanziert. 

Die Leistungsgruppen in der Krankenhausplanung der Bundesländer werden viel spezifischer sein als die bisherige 
Planung nach Fachabteilungen. Für jede Leistungsgruppe werden Qualitätskriterien bezüglich der Geräte- und 
Personalausstaftung auf Basis der bereits so angelegten Krankenhausplanung Nordrhein-Wesffalens definiert, die ein 
Krankenhaus erfüllen muss, um die zu dieser Gruppe gehörenden Leistungen auch künftig erbringen zu können. Alle 
bisherigen Fallpauschalen (DRG’s) werden den Leistungsgruppen zugeordnet. Die o.a. Vorhaltepauschalen soll ein 
Krankenhaus für diejenigen Leistungsgruppen erhalten, die ihm die Planungsbehörde des Landes zugewiesen hat 
und deren Qualitätskriterien es erfüllt. 
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Nach der Inkraftsetzung des Gesetzes soll den Ländern bis Ende 2025 Zeit gegeben werden, die erforderlichen 
landesgesetzlichen Anpassungen vorzunehmen. Das Land Niedersachsen beabsichfigt, das Landesrecht deutlich 
zügiger anzupassen. Bereits bis 31.07.2024 sollen das Niedersächsische Krankenhausgesetz und die derzeit noch im 
Entwurf befindliche Niedersächsische Krankenhausverordnung angepasst sein, bis zum 31.12.2024 der 
Krankenhausplan. In 2026 erfolgt zunächst eine budgetneutrale Umsetzung der Vorhaltepauschalen. Danach soll in 
einer mehrjährigen Konvergenzphase die Umsetzung einer krankenhausindividuellen Vorhaltefinanzierung 
umgesetzt werden. Das Land beabsichfigt, den Krankenhäusern bis zum 30.06.2026 die jeweiligen Leistungsgruppen 
zuzuweisen. 

Die Krankenhausreform wird in der seit Juli 2021 andauernden Phase hoher Inflafion mit geringer 
Refinanzierungsquote über die gesetzlich regulierten Preissteigerungsmöglichkeiten auf den Weg gebracht. 
Polifischer Wille ist es offenbar, die Anzahl der Krankenhäuser deutlich zu reduzieren und die sich in der aktuellen 
Phase der massiven Unterfinanzierung zwangsläufig ergebenden Insolvenzen vieler Krankenhäuser bis zum Greifen 
der Reform geschehen zu lassen. Parallel zu der Vorbereitung der Reform ist der Katalog ambulant durchführbarer 
Operafionen (AOP-Katalog) deutlich erweitert worden. Ziel der Erweiterung des AOP-Kataloges ist eine Verlagerung 
von bisher kurzstafionär erbrachten Operafionen in den ambulanten und deutlich schlechter vergüteten Bereich in 
einem erheblichen Umfang.  

Konkret bedeutet dieses für unser Haus, dass: 

Trotz einer weiterhin guten Leistungsentwicklung, die seit fast zwei Jahren schon wieder über dem Niveau vor der 
Pandemie liegt, werden wir in diesem Jahr erstmalig einen Verlust von deutlich mehr als einer, wahrscheinlich sogar 
über zwei Millionen € zu verzeichnen haben. Es ist bei der jetzigen Gesetzeslage so, dass unser Verlust im nächsten 
Jahr, spätestens ab 01. März, noch viel stärker ansteigt, also dann, wenn die von Verdi verhandelten 
Lohnsteigerungen von monatlich 200 € für eine Vollkraft und dann noch einmal 5,5 Prozent ausgezahlt werden. Die 
Liquiditätsreserven schmelzen monatlich ab, so dass erstmalig Gespräche mit dem Träger zur Liquiditätssicherung 
geführt werden müssen. Die unzureichende Invesfifionsförderung der Länder (hier: Niedersachsen) führt zur 
Notwendigkeit der Eigenmiftelfinanzierung und folglich zu einer Ergebnis- und unvermeidlich zu einer zusätzlichen 
Liquidafionsbelastung. Angedachte Sondervermögen des Landes Niedersachsens für Invesfifionsfinanzierungen (3 
Mrd.) sind natürlich förderlich, werden jedoch für 10 Jahre zur Verfügung gestellt und decken bereits jetzt nicht die 
schon vorliegenden Invesfifionsanträge der Krankenhäuser.  

Mit freundlichen Grüßen  

Chrisfian Keunecke ■ Verwaltungsdirektor Alter Weg 80 ■ 38302 Wolfenbüftel
T.: +49 (05331) 934 - 1600 ■ F.: +49 (05331) 934 - 1412  
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Gesundheitsausschuss Postfachaccount PA14

Von: Mende, Carola <cmende@heinrich-heine-klinik.de>

Gesendet: Dienstag, 17. Oktober 2023 20:07

An: Gesundheitsausschuss Postfachaccount PA14

Cc: Gürpinar Ates

Betreff: Teuerungskrise: Stellungnahme gegenüber dem Gesundheitsausschuss des 

Deutschen Bundestags

Signiert von: cmende@heinrich-heine-klinik.de

Sehr geehrte Damen und Herren,  

gerne folge ich Ihrer Einladung zur Stellungnahme zur Themafik „Teuerungskrise im Gesundheitswesen“. 

Als Klinikleiterin einer Rehabilitafionseinrichtung möchte ich auch auf den Bereich der Rehabilitafionseinrichtungen 
aufmerksam machen,  

welche in Gesetzesentwürfen oftmals keine Berücksichfigung finden, obwohl wir von der gleichen Gefahr des 
„Kliniksterbens“ betroffen sind.  

Rehakliniken leisten einen wichfigen Beitrag zur Wiederherstellung und Erhalt der Erwerbsfähigkeit, Förderung der 
Leistungskraft sowie Vermeidung von frühzeifigen Berentungen 

(Teilhabeorienfierung -> Teilhabe staft Erwerbsminderungsrente - >Strategiepapier der Deutschen 
Rentenversicherung).  

Die Steigerung der Antragszahlen und die zunehmende Fallschwere unserer Rehabilitanden spricht für die 
Überlastung einer Gesellschaft in Zeiten des Fachkräftemangels, der fortschreitenden Technologisierung / 
Digitalisierung,  

Auswirkungen der demografischen Veränderung und vielen anderen Einflussfaktoren.  

Rehabilitafionsklinken unterliegen ebenfalls dem kalten Strukturwandel / der Teuerungskrise und stehen im Bereich 
Fachkräftemangel im Weftbewerb mit Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen.  

Z.B. durch das Pflegepersonal-Stärkungsgesetz für Krankenhäuser und Pflegeeinrichtungen, kam es zu einer 
„Umverteilung“ von Pflegekräften aus Rehakliniken in Krankenhäuser, 

denn viele Rehabilitafionseinrichtungen können sich aufgrund von strengen Strukturvorgaben und niedrigen 
Pflegesätzen infolge des „Reha-Deckel“ oder harten Krankenkassenverhandlungen keine Tarifangleichungen leisten 
und sind damit nicht weftbewerbsfähig 

(z.B. die Vorgabe und Kontrolle von Stellenplänen und Personaluntergrenzen im gesamten 
medizinischen/therapeufischen und pflegerischen Bereich besteht in der Rehabilitafion bereits lange vor der 
Pflegepersonaluntergrenzen-Verordnung, 

-> Tariflöhne sollen ab 01.01.2026 in einheitlichen Pflegesätzen der RV abgebildet werden).  
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Jährliche Pflegesatzanpassungen werden mit Verweis auf die Beitragsstabilität und Wirtschaftlichkeit maximal in 
Höhe der Grundlohnsummensteigerung vereinbart (keine Berücksichfigung Verbraucherpreisindex/Inflafionsrate).

Dabei kommt es z.B. in Krankenkassenverhandlungen oft durch Drohungen mit Belegungsrückgang zu zwanghaften 
Vereinbarungen von Anpassungen i.H.v. 50% der Grundlohnsummensteigerung oder zur Vereinbarung mit einer 
Mindestlaufzeit von 24 Monaten.   

Ich bin davon überzeugt, dass Sie viele Antworten und Stellungnahmen aufgrund Ihres Aufrufes erhalten, möchte 
mich für die Möglichkeit bedanken und verzichte auf umfangreichere Ausführungen.  

Mein Apell soll es sein, Rehabilitafionskliniken und ihre Bedeutung im Gesundheitssystem gleichwerfig 
anzuerkennen und in Gesetzesentwürfen entsprechend zu berücksichfigen. 

Für Ihre Zeit und Aufmerksamkeit bedanke ich mich und stehe jederzeit für einen Austausch zur Verfügung.  

Carola Mende  

Klinikleiterin  

Dr. Ebel Fachkliniken GmbH & Co.         

Heinrich-Heine-Klinik KG 

Am Sfinthorn 42

14476 Potsdam | OT Neu Fahrland  

Fon        +49 (0) 33 208 | 56- 604 

Fax        +49 (0) 33 208 | 56- 656 

Mobil    +49 (0) 1 76 | 10 39 83 08 

Mail        cmende@heinrich-heine-klinik.de <mailto:cmende@heinrich-heine-klinik.de>  

Ist es notwendig, diese E-Mail auszudrucken? Wenn Ihnen die Umwelt so am Herzen liegt wie uns, sehen Sie bifte 
davon ab, E-Mails auszudrucken. Dies trägt dazu bei, die Umwelt bewaldet und abfallfrei zu halten. 
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Besuchen Sie uns im Internet unter  

www.ebel-kliniken.com <hftp://www.ebel-kliniken.com/>  

www.Heinrich-Heine-Klinik.de <hftp://www.heinrich-heine-klinik.de/>  
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Teuerungskrise: Stellungnahme gegenüber dem Gesundheitsausschuss des 
Deutschen Bundestages 
 
 
Sehr geehrter Herr Gürpinar, 
 
vielen Dank für Ihre Anfrage vom 09.10.2023 bezüglich der aktuellen wirtschaftlichen Situation 
unseres Krankenhauses. Gerne geben wir Ihnen einen Überblick über die finanzielle Lage sowie 
deren Auswirkungen auf die Patientenversorgung und unsere Mitarbeitenden: 
 
1. Wirtschaftliche Situation des Hauses 
Die Westpfalz-Klinikum GmbH ist einer der größten Maximalversorger in Rheinland-Pfalz, 
bestehend aus den Klinikstandorten Kaiserslautern, Kusel, Kirchheimbolanden und Rockenhausen, 
mit 1.412 voll- und 61 teilstationären Planbetten sowie diversen medizinischen Versorgungszentren 
und weiteren Tochtergesellschaften. Das Unternehmen befindet sich in kommunaler Trägerschaft 
aufgeteilt auf die Stadt Kaiserslautern, den Landkreis Kusel und den Donnersbergkreis. Auf Grund 
von pandemiebedingten Fallzahlrückgängen, massiven Kostenexplosionen durch die hohe Inflation 
(z. B. medizinischer Bedarf, Medizinprodukte, Arznei- und Lebensmittel, aber auch Tarifkosten), 
stark gestiegenen Energiepreisen, dem Wegfall von Ausgleichszahlungen wegen coronabedingten 
Erlösausfällen, Eigenanteilen von Investitionen und der Unklarheit zur zukünftigen Finanzierung von 
Kliniken wurde ein Wirtschaftsplan mit einem Defizit von – 14,3 Millionen Euro für das Jahr 2023 
verabschiedet (Im Worst Case Szenario wurde sogar ein deutlich höheres Defizit ausgewiesen). Die 
Planung erforderte einen akuten Finanzierungsbedarf. 
 
Der Ursprung der finanziellen Krise liegt in einer erheblichen Schere zwischen Kostensteigerungen 
und der Entwicklung der Erlöse. Die Energiehilfen des Bundes in Höhe von 6 Mrd. € reichen beim 
weitem nicht aus und sind bereits anteilig in unseren geplanten Verlusten eingerechnet. Auch mit 
den tarifbedingten Personalkostensteigerungen werden die Kliniken alleine gelassen, denn die 
Löhne steigen deutlich stärker, als der Landesbasisfallwert. Durch die Tarifsteigerungen des Jahres 
2024 von rund 8 %, werden die Personalkosten weiter deutlich über dem LBFW liegen.  
 
Ein weiterer Einschnitt verursacht die gesetzliche Kappung der Anrechnung von Minderleistungen 
beim Landesbasisfallwert im Herbst 2022. Mit dem Krankenhauspflegeentlastungsgesetz (KHPflEG) 

Per E-Mail 
Herrn Ates Gürpinar 
Mitglied des Deutschen Bundestags, Mitglied im 
Ausschuss für Gesundheit, Sprecher für 
Krankenhaus-, Pflege- und Drogenpolitik der 
Fraktion DIE LINKE 
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wurden der § 10 Abs. 4 Satz 3 und 6 KHEntgG aufgehoben und damit die Möglichkeit der 
Berücksichtigung von Leistungsrückgängen bei der Vereinbarung des Landesbasisfallwertes. 
 
Das Westpfalz-Klinikum befindet sich in einer finanziellen Krise und ist wegen fehlenden 
Systemlösungen auf die Unterstützung der Gesellschafter angewiesen. Zur Sicherstellung einer 
ausreichenden Liquiditätsausstattung hat die Gesellschaft bereits einen Überbrückungskredit von 
Gesellschaftern und Kreditinstituten im Jahr 2023 erhalten. Insgesamt benötigt das Klinikum bis zum 
Jahr 2026 von den kommunalen Gesellschaftern Liquditätshilfen von über 60 Mio. Euro. Aktuell hat 
die Gesellschaft ein Sanierungsgutachten beauftragt.  
 
2. Forderungen zur Lösung der Teuerungskrise 
Wir fordern eine nachhaltige, umfängliche und krisenfeste Reform für eine auskömmliche 
Finanzierung der Krankenhäuser. Dafür ist es erforderlich, dass 
 

(1) der Bund und die Länder sich schnellstmöglich auf eine Reform zur Finanzierung der 
Krankenhäuser einigen, welche die Krankenhäuser, insbesondere im ländlichen Raum, mit 
einer adäquaten Finanzierung ausstattet. 

(2) vor einer großen, strukturellen Reform zuerst ein Soforthilfeprogramm für die Kliniken und 
Krankenhäuser aufgestellt wird, um diese kurzfristig finanziell zu stabilisieren, in dem man 
die inflations- und tarifbedingten Kostensteigerungen zu 100% auffängt und die 
Finanzierungslücke bei den Betriebskosten umgehend schließt. 

(3) die Leistungsrückgänge bei der Vereinbarung des Landesbasisfallwertes berücksichtigt 
werden können und die Abschaffung des § 10 Abs. 4 Satz 3 und 6 KHEntgG wieder 
zurückgenommen wird, 

(4) die fünftägige Zahlungsfrist der Krankenkassen grundsätzlich und ohne zeitliche Begrenzung 
gesetzlich verankert wird. 

 
 
Eventuelle weitere Ausführungen hierzu geben wir Ihnen selbstverständlich gerne.  
 
Wir bedanken uns herzlich für die Möglichkeit zur Darstellung unserer Sichtweise und freuen uns 
ausgesprochen über Ihre Unterstützung, einen kalten Strukturwandel zu verhindern!  
 
Freundliche Grüße 
 

 
Thorsten Hemmer 
Geschäftsführer 
 



Stellungnahme für den Gesundheitsausschuss 
 
Bereits seit Jahrzehnten öffnet sich die Schere zwischen Erlösen und Kosten auch im Alb-
Donau Klinikum mit seinen Standorten Blaubeuren, Ehingen und Langenau immer stärker. 
Das hat zum einen damit zu tun, dass tarifliche Lohnsteigerungen ebenso wenig wie 
Sachkostensteigerungen bei der Berechnung der Erlöse voll berücksichtigt wurden und nicht 
refinanzierte Personalkosten das Ergebnis dauerhaft negativ belasten. Zum anderen ist auch 
das Bundesland Baden-Württemberg seiner Verpflichtung, notwendige Investitionskosten 
vollständig zu übernehmen, nicht vollumfänglich nachgekommen. 
 
Damit Sie sehen können, dass es auf Grund der politischen Rahmenbedingungen trotz 
enormer wirtschaftlicher Anstrengungen nicht gelungen ist, ein positives Ergebnis zu 
erreichen, hier eine Aufstellung der Jahresergebnisse der Krankenhaus GmbH Alb-Donau-
Kreis der letzten sechs Jahre:  
 
2017  - 3,8 Mio. Euro 

2018  - 4,5 Mio. Euro 

2019  - 5,1 Mio. Euro 

2020  - 7,2 Mio. Euro 

2021  - 6,6 Mio. Euro 

2022  - 7,9 Mio. Euro 

 
Alleine diese Zahlen zeigen deutlich, dass die oben beschriebene Kosten-Erlösschere immer 
weiter aufgeht. Zudem haben wir in den letzten Jahren unsere Standorte stark spezialisiert. 
Wir haben Bereiche geschlossen (Chirurgie, Gynäkologie/Geburtshilfe und HNO in Langenau, 
Gynäkologie/Geburtshilfe in Blaubeuren und HNO in Ehingen) sowie Abteilungen in 
medizinischen Fachbereichen aufgebaut, die mit Blick auf eine alternde Gesellschaft wichtiger 
werden (Kardiologie in Ehingen, Pneumologie in Blaubeuren und Rheumatologie in 
Langenau). Dadurch haben wir unsere Hausaufgaben gemacht und sind dennoch nicht in der 
Lage, ein auch nur ansatzweise ausgeglichenes Jahresergebnis zu erwirtschaften.
 
Dazu kommen nun nach Corona erneut große Herausforderungen auf uns zu, mit denen wir 
bis dahin nicht rechnen konnten. Infolge des russischen Angriffskrieges auf die Ukraine kam 
es im Februar 2022 zu einem drastischen Anstieg der Energiekosten und der Inflation in 
Deutschland. Dadurch sind die Preise in allen Kostenbereichen deutlich gestiegen. Anders als 
z.B. der Bäcker oder der Handwerker ist es uns als Klinik jedoch nicht möglich, den Preis einer 
Behandlung selbst festzulegen und z.B. zu erhöhen, wenn die Kosten steigen. Die Erlöse 
werden vielmehr über den Landesbasiswert bundesweit festgelegt. Dabei werden 
unterschiedliche Lohnniveaus in den Bundesländern nicht berücksichtigt, wodurch wir als 
baden-württembergische Klinik unmittelbar benachteiligt werden. 
 
Unsere Kostensteigerungen bei Lebensmitteln, medizinischem Sachbedarf und Energie liegen 
in 2023 im hohen einstelligen % - Bereich. Inflationsbedingt sind die Tariflohnkosten allein für 
das Jahr 2024 sowohl bei den Ärzten (+8,62%) als auch bei den anderen Berufsgruppen 
(+9,48 %) so stark steigen wie in den letzten 20 Jahren nicht. Auch diese tariflichen 
Lohnsteigerungen bekommen wir voraussichtlich nicht voll refinanziert. 
 
Alleine für 2024 rechnen wir mit 6,8 Mio.€ höheren Personalkosten. Einen Teil davon werden 
wir über das Pflegebudget wieder refinanzieren können, aber auch bis zu einer Einigung 
belasten diese Kosten die Liquiditätslage. Wenn hier nun die Auszahlung einer 
Tarifberichtigungsrate geplant ist, dann mag dies die Liquidität verbessern. Durch die etwas 
schnellere Auszahlung bereits gebuchter Forderungen verbessert sich aber unser bilanzieller 
Verlust nicht. 
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Zudem zwingt uns der Fachkräftemangel dazu, zur Sicherstellung der medizinischen 
Versorgung Honorarkräfte einzustellen. Alleine im ersten Halbjahr 2023 sind dadurch 1,7 Mio. 
€ Mehrkosten entstanden, die nicht refinanziert werden können. 
 
Die Energiehilfen mögen den Kliniken geholfen haben, die kurzfristige Strom- und Gasverträge 
hatten. Für unsere Kliniken kommt der Wegfall der Energiekostenzuschüsse zur Unzeit, denn 
wir müssen aktuell einen neuen Gasvertrag mit den Versorgern abschließen und gehen derzeit 
von einer Kostensteigerung in diesem Bereich um 44 Prozent aus! Für den Bereich Strom und 
Gas rechnen wir mit 1,1 Mio. € Mehrkosten ab 2024. 
 
Auch für Kliniken in kommunaler Trägerschaft wird es immer schwieriger, ausreichende 
Liquidität sicherzustellen. Insbesondere im Jahr 2024 wird diese Herausforderung auf Grund 
der Personalkostensteigerung sehr groß werden. Daher verwundert es nicht, dass derzeit 
wöchentlich Meldungen über Krankenhausinsolvenzen, Schutzschirmverfahren etc. in der 
Presse zu lesen sind. Wenn jetzt nicht sehr schnell etwas passiert, wird es noch vor dem 
Inkrafttreten der Klinikreform zu einem kalten Strukturwandel kommen. 
 
Daher betonen wir erneut die Notwendigkeit eines Vorschaltgesetzes mit einer dauerhaften 
Erhöhung des Landesbasisfallwerts. Wir brauchen eine sichere Perspektive, bis die 
Klinikreform ihre Wirkung erzielen kann. Dabei helfen Einmalzahlungen nur kurzfristig. Wenn 
die Kliniken nicht selbst zum Patient werden sollen, brauchen sie eine dauerhafte solide 
Finanzierung, die unvermeidbare Kostensteigerungen voll berücksichtigt und Kliniken nicht 
dafür bestraft, dass sie Tariflöhne zahlen. 
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